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 P r e s s e  
   m i t t e i l u n g  
 
Nr. 132/2003 vom 

06. November 2003 

Ergebnisse der 122. Sitzung des 
Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ 
vom 4. bis 6. November 2003  
 
 
Vom 4. bis 6. November 2003 fand auf Einladung der Deutschen 
Bundesbank in Frankfurt/Main die 122. Sitzung des Arbeitskreises 
„Steuerschätzungen“ statt. Geschätzt wurden die Steuereinnahmen 
für die Jahre 2003 bis 2004. 
 
 

Die Schätzung ging vom geltenden Steuerrecht aus. Gegenüber der 

vorangegangenen Schätzung vom Mai 2003 wurden die finanziellen 

Auswirkungen des Kleinunternehmerförderungsgesetzes berücksich-

tigt.  

 

Für die Zunahme des nominalen Bruttoinlandsprodukts wurden 

+ 1 % im Jahre 2003 und + 2 1/2 % im Jahre 2004 zugrunde gelegt. 

 

Für 2003 ist damit zu rechnen, dass die Steuereinnahmen um insge-

samt –8,2 Mrd. EUR geringer ausfallen werden als in der Mai-

Schätzung angenommen wurde. Davon entfallen -4,2 Mrd. EUR auf 

den Bund.  
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Für das Jahr 2004 erwarten die Steuerschätzer + 11,8 Mrd. EUR mehr 

Steuereinnahmen für den Gesamtstaat als dieses Jahr, aber der 

Schätzansatz musste insgesamt um --10,9 (Bund: -4,8) Mrd. EUR ge-

genüber der Mai-Schätzung abgesenkt werden. 

 

Die Ergebnisse wichtiger Einzelsteuern: 

 

Die Entwicklung des Lohnsteueraufkommens 2003 spiegelt die Lage 

auf dem Arbeitsmarkt wider. Zudem wurde bei den Sonderzahlungen 

vielfach Zurückhaltung geübt. Im Jahr 2004 treten die Wirkungen 

der Einkommensteuertarifsenkungen aufgrund der Steuerreform hin-

zu. Dies hat zur Folge, dass trotz Arbeitsmarktreformen und konjunk-

tureller Belebung, die zunehmend stärker zu Entlastungen auf dem 

Arbeitsmarkt führen, das Lohnsteueraufkommen 2004 hinter dem 

Aufkommen von 2003 zurückbleiben wird. Die Steuerschätzung geht 

vom geltenden Recht aus; dementsprechend wurde die zweite Stufe 

der Tarifsenkung berücksichtigt, nicht aber das vom Deutschen Bun-

destag beschlossene Vorziehen der dritten Steuerentlastungsstufe von 

2005 auf 2004. 

 

Das Aufkommen aus den Steuern vom Umsatz leidet nach wie vor 

unter der schwachen Binnennachfrage. Für 2004 wird aufgrund der 

zu erwartenden konjunkturellen Belebung eine Besserung erwartet. 

 

Das Körperschaftsteueraufkommen hat sich 2003 deutlich erhöht. 

Diese Entwicklung wird sich 2004 fortsetzen. 

 

Auch die Gewerbesteuereinnahmen haben sich 2003 signifikant ver-

bessert. Die Erholung wird sich 2004 voraussichtlich noch verstärken. 

 

In Anlage 1 werden die Ergebnisse dargestellt. Um einen Vergleich 

mit der letzten Steuerschätzung vom Mai 2003 zu ermöglichen, sind 

die Abweichungen in Anlage 2 im einzelnen dargestellt.  
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Die Ergebnisse der neuen Steuerschätzung werden dem Finanzpla-

nungsrat vorgelegt. Sie bilden, soweit sie den Bund betreffen, die 

Grundlage für den Nachtragshaushalt 2003 und den Bundeshaushalt 

2004. 

 



Schätzergebnisse des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
04. bis 06. November 2003

Anlage 1 zur Pressemitteilung 132/03

Ist
2002 2003 2004

1.  Bund    
    (Mrd. €) 192,1 191,9 197,0
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) -0,9 -0,1 2,7
 
2.  Länder 
      (Mrd. €) 178,6 177,3 182,9
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) -0,1 -0,7 3,2
    Veränderung gegenüber Vorjahr ohne
    Bahnreform und Verrechnungen (v.H.) -1,9 -0,7 3,5
 
3.  Gemeinden  
    (Mrd. €) 52,5 51,5 52,5
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) -2,8 -1,9 1,9
 
 4. EU 
    (Mrd. €) 18,6 21,0 20,9
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) -5,9 12,9 -0,2
 
 5. Steuereinnahmen insgesamt (Mrd. €) 441,7 441,6 453,4
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) -1,0 0,0 2,7

 Bund und Länder  nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Schätzung



Abweichung des Ergebnisses AK November 2003 vom Ergebnis AK Mai 2003
(Beträge in Mrd. €)

Anlage 2 zur Pressemitteilung 132/03

Abweichungen
2003 Ergebnis davon: Ergebnis

AK Mai 2003 Abweichung Steuerrechts- Änderung Schätzab- AK Nov. 2003
insgesamt änderungen 1) EU-Abführung weichung 2)

Bund 3) 196,1 -4,2 -0,1 0,2 -4,3 191,9
Länder 3) 181,0 -3,8 -0,1 -3,7 177,3
Gemeinden 51,5 0,0 0,0 0,0 51,5
EU 21,2 -0,2 -0,2 0,0 21,0
St.E.insgesamt 449,8 -8,2 -0,3 0,0 -7,9 441,6
1) Kleinunternehmerförderungsgesetz
2) aus gesamtwirtschaftlichen Gründen und infolge unvorhergesehener Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte
3) nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich

Abweichungen
2004 Ergebnis davon: Ergebnis

AK Mai 2003 Abweichung Steuerrechts- Änderung Schätzab- AK Nov. 2003
insgesamt änderungen 1) EU-Abführung weichung 2)

Bund 3) 201,8 -4,8 -0,2 1,2 -5,8 197,0
Länder 3) 187,4 -4,5 -0,2 -4,4 182,9
Gemeinden 52,9 -0,4 0,0 -0,4 52,5
EU 22,1 -1,2 -1,2 0,0 20,9
St.E.insgesamt 464,3 -10,9 -0,4 0,0 -10,6 453,4
1) Kleinunternehmerförderungsgesetz
2) aus gesamtwirtschaftlichen Gründen und infolge unvorhergesehener Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte
3) nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen
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 P r e s s e  
   m i t t e i l u n g  
 
Nr. 64/2004 vom 

13. Mai 2004 

Ergebnisse der 123. Sitzung des 
Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ 
vom 11. bis 13. Mai 2004  
 
 
 
Vom 11. bis 13. Mai 2004 fand auf Einladung des Thüringer Finanz-

ministeriums in Gotha die 123. Sitzung des Arbeitskreises „Steuer-

schätzungen“ statt. Geschätzt wurden die Steuereinnahmen für die 

Jahre 2004 bis 2008.  

 

Die Schätzung ging vom geltenden Steuerrecht aus. Gegenüber der 

vorangegangenen Schätzung vom November 2003 wurden die finan-

ziellen Auswirkungen der folgenden Rechtsänderungen berücksich-

tigt: 

 

- Steueränderungsgesetz 2003 

- Investmentmodernisierungsgesetz 

- Gesetz zur Umsetzung der Protokollerklärung der Bundesregie-

rung zur Vermittlungsempfehlung zum Steuervergünstigungsab-

baugesetz (Korb II) 
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- Gesetz zur Änderung des Gewerbesteuergesetzes und anderer Ge-

setze  

- Gesetz zur Förderung der Steuerehrlichkeit 

- Gesetz zur Änderung des Tabaksteuergesetzes und anderer 

Verbrauchsteuergesetze 

- Haushaltsbegleitgesetz 2004 

- Investitionszulagengesetz 2005 

- Viertes Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt 

- Gesetz zur Ergänzung des Gesetzes zur Sicherstellung einer Über-

gangsregelung für die Umsatzbesteuerung von Alt-Sportanlagen. 

 

Darüber hinaus waren für die Jahre 2005 bis 2008 die finanziellen 

Auswirkungen des Kleinunternehmerförderungsgesetzes in die 

Schätzung einzubeziehen. 

 

Für die Zunahme des nominalen Bruttoinlandsprodukts wurden 

2,3 % im Jahre 2004, 2,7 % im Jahre 2005 und 3,4 % in den Jahren 

2006 bis 2008 zugrunde gelegt. 

 

Für 2004 ist damit zu rechnen, dass die Steuereinnahmen um insge-

samt -9,6 Mrd. EURO geringer ausfallen werden als in der November-

Schätzung 2003 angenommen wurde. Der Bund wird voraussichtlich 

– 8,3 Mrd. EURO weniger einnehmen, die Länder - 2,0 Mrd. EURO Ur-

sächlich für die im Vergleich zu den Ländern höhere negative Ab-

weichung beim Bund ist neben Aufkommenseinbußen bei den reinen 

Bundessteuern die einmalige Zahlung von 2,65 Mrd. EURO aus dem 

Umsatzsteueranteil des Bundes an die Länder. Im Zusammenhang 

mit dem Vorziehen der Steuerreform war eine Abtretung der Hälfte 

der Privatisierungserlöse des Bundes an die Länder vereinbart wor-

den.  

 

Die Steuereinnahmen der Gemeinden liegen vor allem infolge der 

Absenkung der Gewerbesteuerumlage um + 1,5 Mrd. EURO höher als 

zuletzt geschätzt.  

 

 

 



Pressemitteilung | Nr. 64/04    |   13.05.2004|    Seite 3 von 3 

In den Jahren 2005 bis 2007 werden die Steuereinnahmen deutlich 

niedriger ausfallen als im Mai 2003 geschätzt. Die bereits in der No-

vember-Schätzung vorgenommene Absenkung der Schätzung für 

2004 schlägt sich mit einer negativen Schätzabweichung nun in der 

Mittelfrist nieder. Hinzu kommt ein weiterer negativer Basiseffekt aus 

der aktuellen Schätzung für das Jahr 2004. Für die Jahre 2005 bis 

2008 beträgt das geschätzte Steueraufkommen 453,5 Mrd. EURO 

(2005), 473,7 Mrd. EURO (2006), 493,0 Mrd. EURO (2007) und 

511,1 Mrd. EURO (2008). 

 

In Anlage 1 werden die Ergebnisse dargestellt. Um einen Vergleich 

mit der letzten Steuerschätzung vom Mai 2003 zu ermöglichen, sind 

die Abweichungen in Anlage 2 im Einzelnen ausgewiesen. 

 

Die Ergebnisse der neuen Steuerschätzung werden dem Finanzpla-

nungsrat vorgelegt. Sie bilden, soweit sie den Bund betreffen, die 

Grundlage für den Entwurf des Bundeshaushalts 2005 sowie die Fort-

schreibung des Finanzplans bis 2008. 



Schätzergebnisse des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
11. bis 13. Mai 2004

Anlage 1 zur Pressemitteilung 64/04

Ist
2003 2004 2005 2006 2007 2008

1.  Bund    
    (Mrd. €) 191,9 188,8 194,2 201,5 209,3 216,1
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) -0,1 -1,6 2,9 3,8 3,9 3,3
 
2.  Länder 
      (Mrd. €) 177,6 180,8 181,1 189,0 196,9 204,4
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) -0,5 1,8 0,1 4,4 4,2 3,8
 
3.  Gemeinden  
    (Mrd. €) 51,8 54,0 55,2 58,8 61,8 64,4
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) -1,4 4,3 2,3 6,5 5,1 4,2
 
 4. EU 
    (Mrd. €) 20,9 20,1 23,0 24,4 25,0 26,1
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 12,7 -3,9 14,4 6,1 2,5 4,4
 
 5. Steuereinnahmen insgesamt (Mrd. €) 442,2 443,8 453,5 473,7 493,0 511,1
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 0,1 0,3 2,2 4,5 4,1 3,7

 Bund und Länder  nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Schätzung



Abweichung des Ergebnisses AK Mai 2004 von den Ergebnissen AK November bzw. Mai 2003
(Beträge in Mrd. €)

Anlage 2 zur Pressemitteilung 64/04

Abweichungen
2004 Ergebnis davon: Ergebnis

AK Nov. 2004 Abweichung Steuerrechts- Änderung Schätzab- AK Mai 2004
insgesamt änderungen 1) EU-Abführung weichung 2)

Bund 3) 197,1 -8,3 -5,6 0,9 -3,6 188,8
Länder 3) 182,9 -2,0 -1,2 -0,9 180,8
Gemeinden 3) 52,5 1,5 1,7 -0,2 54,0
EU 20,9 -0,8 -0,9 0,1 20,1
St.E.insgesamt 453,4 -9,6 -5,0 0,0 -4,6 443,8

Abweichungen
2005 Ergebnis davon: Ergebnis

AK Mai 2003 Abweichung Steuerrechts- Änderung Schätzab- AK Mai 2004
insgesamt änderungen 1) EU-Abführung weichung 2)

Bund 3) 203,5 -9,3 2,9 0,4 -12,5 194,2
Länder 3) 188,9 -7,8 0,7 -8,5 181,1
Gemeinden 3) 53,1 2,2 3,8 -1,6 55,2
EU 23,3 -0,3 -0,4 0,0 23,0
St.E.insgesamt 468,7 -15,2 7,3 0,0 -22,5 453,5

Abweichungen
2006 Ergebnis davon: Ergebnis

AK Mai 2003 Abweichung Steuerrechts- Änderung Schätzab- AK Mai 2004
insgesamt änderungen 1) EU-Abführung weichung 2)

Bund 3) 212,7 -11,2 3,6 0,0 -14,8 201,5
Länder 3) 198,4 -9,5 0,9 -10,3 189,0
Gemeinden 3) 56,6 2,2 4,2 -1,9 58,8
EU 24,4 0,0 0,0 0,0 24,4
St.E.insgesamt 492,1 -18,4 8,6 0,0 -27,0 473,7

Abweichungen
2007 Ergebnis davon: Ergebnis

AK Mai 2003 Abweichung Steuerrechts- Änderung Schätzab- AK Mai 2004
insgesamt änderungen 1) EU-Abführung weichung 2)

Bund 3) 220,7 -11,4 3,9 -0,2 -15,1 209,3
Länder 3) 206,1 -9,2 1,1 -10,3 196,9
Gemeinden 59,2 2,6 4,3 -1,8 61,8
EU 24,8 0,2 0,2 0,0 25,0
St.E.insgesamt 510,8 -17,8 9,4 0,0 -27,2 493,0

1) 2004 bis 2007: Steueränderungsgesetz 2003; Investmentmodernisierungsgesetz; Gesetz zur Umsetzung der Protokollerklärung der 
    Bundesregierung zur Vermittlungsempfehlung zum Steuervergünstigungsabbaugesetz; Gesetz zur Änderung des Gewerbesteuer-
    gesetzes und anderer Gesetze; Gesetz zur Förderung der Steuerehrlichkeit; Gesetz zur Änderung des Tabaksteuergesetzes und 
    anderer Verbrauchsteuergesetze; Haushaltsbegleitgesetz 2004; Investitionszulagengesetz 2005; Viertes Gesetz für moderne Dienst-
    leistungen am Arbeitsmarkt; Gesetz zur Ergänzung des Gesetzes zur Sicherstellung einer Übergangsregelung für die Umsatz-
    besteuerung von Alt-Sportanlagen
    2005 bis 2007: Kleinunternehmerförderungsgesetz
2) aus gesamtwirtschaftlichen Gründen und infolge unvorhergesehener Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte
3) nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich; Verschiebungen zwischen Bund/Ländern
    und Gemeinden durch Absenkung der Gewerbesteuerumlage

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen
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 P r e s s e  
   m i t t e i l u n g  
 
Nr. 65/2004 vom 

13. Mai 2004 

Konjunkturgerechten finanzpolitischen 
Kurs fortsetzen 
 
 
Zu den Ergebnissen der 123. Sitzung des Arbeitskreises „Steuerschät-
zungen“ erklärt der Bundesminister der Finanzen, Hans Eichel: 
 
 
Konsolidierung braucht Wachstum. Die Ergebnisse der Steuerschät-

zung verdeutlichen die Folgen, die drei Jahre wirtschaftlicher Stagna-

tion für alle öffentlichen Haushalte in Deutschland haben. Diese Ent-

wicklung ist dabei nicht auf Deutschland beschränkt sondern für vie-

le Partnerländer in der Eurozone prägend! Sie kann nur durch eine 

konjunkturgerechte und zugleich nachhaltige Politik überwunden 

werden.  

 

Die Bundesregierung setzt deshalb ihre verantwortliche Finanzpolitik 

fort, die die konjunkturelle Erholung nicht gefährdet und zugleich 

den langfristigen Konsolidierungskurs beibehält und so den notwen-

digen Reformprozess zur Zukunftssicherung Deutschlands flankiert! 
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Steuermindereinnahmen und notwendige Mehrausgaben addieren 

sich für das laufende Haushaltsjahr auf rund 10 Mrd. EURO. Steuer-

erhöhungen oder eine Verschärfung des Sparkurses wären aber fal-

sche Antworten auf diese Entwicklung und Gift für den noch nicht 

endgültig gefestigten wirtschaftlichen Aufschwung, den wir für den 

Erfolg unserer Sparanstrengungen brauchen. Gleichzeitig werden wir 

die Haushaltsdisziplin nicht lockern. Vereinbarungen, die das Kabi-

nett hierzu in der Vergangenheit getroffen hat, gelten und werden 

umgesetzt. Wie hoch die Haushaltsbelastungen am Ende tatsächlich 

ausfallen werden, lässt sich gegenwärtig nicht exakt prognostizieren. 

Es ist daher zurzeit weder notwendig noch zweckmäßig, einen Nach-

tragshaishalt 2004 in Erwägung zu ziehen. 

 

Auch im kommenden Jahr setzen wir unsere wachstumsfördernde 

Finanzpolitik fort. Die dritte Stufe der Steuerreform tritt in Kraft, die 

Bürger und Unternehmen um rund 7 Mrd. EURO entlastet. Wir wer-

den einen verfassungsgemäßen Haushalt 2005 vorlegen. Das heißt, 

die Neuverschuldung wird nicht höher als die Investitionen sein. Die 

Subventionen werden, wie von der Bundesregierung beschlossen, 

weiter gezielt und konsequent zurückgeführt. Eine danach durch 

konjunkturelle Ausfälle verbleibende Lücke werden wir durch Privati-

sierungseinnahmen schließen. 

 

Darüber hinaus halten wir an unserem Ziel fest, die Eigenheimzulage 

abzubauen und diese Mittel insbesondere in Bildung und Forschung 

zu investieren. Dies schafft die Voraussetzung für ein mittel- und 

langfristig höheres Wirtschaftswachstum und ist ein Beispiel für die 

dringend notwendige Verbesserung der Qualität der Staatsausgaben. 

Es bleibt abzuwarten, ob die Opposition ihren unverantwortlichen 

Blockadekurs zu Lasten der Zukunft endlich aufgibt. Wäre die Oppo-

sition in der Vergangenheit auf die weitergehenden Vorschläge der 

Bundesregierung zum Subventionsabbau eingegangen, sähe das Er-

gebnis der heutigen Steuerschätzung erfreulicher aus. 
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Konjunkturgerechte Konsolidierung, Strukturreformen und gezielte 

Investitionen in Bildung und Forschung, dieser Dreiklang beschreibt 

unsere Linie für langfristig deutlich bessere Wachstumsbedingungen 

in Deutschland! So schaffen wir mehr Zukunftschancen für unsere 

Kinder und Enkel!  
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 P r e s s e  
   m i t t e i l u n g  
 
Nr. 137/2004 vom 

04. November 2004 

Ergebnisse der 124. Sitzung des  
Arbeitskreises „Steuerschätzungen“  
vom 2. bis 4. November 2004  
 
 
Vom 2. bis 4. November 2004 fand auf Einladung des Senators für Fi-

nanzen der Freien Hansestadt Bremen in Bremen die 124. Sitzung 

des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ statt. Geschätzt wurden die 

Steuereinnahmen für die Jahre 2004 bis 2005. 

 

Die Schätzung ging vom geltenden Steuerrecht aus. Gegenüber der 

vorangegangenen Schätzung vom Mai 2004 wurden die finanziellen 

Auswirkungen des Alterseinkünftegesetzes; des Gesetzes zur Ände-

rung der Abgabenordnung und anderer Gesetze; des Gesetzes zur 

Förderung von Wagniskapital sowie des Gesetzes zur  Verbesserung 

des Schutzes junger Menschen vor Gefahren des Alkohol- und Tabak-

konsums berücksichtigt. Darüber hinaus wurden die Auswirkungen 

des Gesetzes zur Bekämpfung der Schwarzarbeit in die Schätzung 

einbezogen. 

 

Für die Zunahme des nominalen Bruttoinlandsprodukts wurden 

+ 2,6 % im Jahre 2004 und + 2,7 % im Jahre 2005 zugrunde gelegt. 



Pressemitteilung | Nr. XX/04    |   04.11.2004    |    Seite 2 von 3 

 

Für 2004 ist damit zu rechnen, dass die Steuereinnahmen um insge-

samt - 1,4 Mrd.  geringer ausfallen werden als in der Mai-Schätzung 

angenommen wurde. Davon entfallen – 2,3 Mrd.  auf den Bund.  

 

Für das Jahr 2005 erwarten die Steuerschätzer + 7,7 Mrd.  mehr 

Steuereinnahmen für den Gesamtstaat als für dieses Jahr, aber der 

Schätzansatz musste insgesamt um – 3,4  Mrd.  (Bund: - 3,5 Mrd. ) 

gegenüber der Mai-Schätzung abgesenkt werden. 

 

Im laufenden Jahr ist im Vergleich zu den Ländern die negative Ab-

weichung beim Bund höher. Die Ursache dafür sind Aufkommens-

einbußen bei den reinen Bundessteuern. Insbesondere haben die ho-

hen Mineralölpreise zu einem deutlichen Verbrauchsrückgang und 

damit auch zu Mindereinnahmen (- 0,6 Mrd. ) bei der Mineral-

ölsteuer geführt, diese Mindereinnahmen setzen sich in 2005 mit 

Ausfällen in Höhe von - 0,9 Mrd.  fort.    

 

Auch bei den Tabaksteuereinnahmen wird ein um – 0,85 Mrd.  ge-

ringeres Aufkommen als im Mai angenommen. Für 2005 werden in-

folge der anstehenden Steuersatzerhöhungen dann Steuermehrein-

nahmen in Höhe von 1,1 Mrd.  gegenüber 2004 erwartet. 

 

Die Steuereinnahmen der Länder weichen geringer als die Einnah-

men des Bundes ab, da die Erwartungen bezüglich der Ländersteuern 

gegenüber der Mai-Schätzung für beide Jahre vergleichsweise leicht 

nach unten korrigiert wurden. 

 

Die Steuereinnahmen der Gemeinden liegen vor allem infolge der 

hervorragenden Entwicklung der Gewerbesteuereinnahmen um 

+ 1,5 Mrd.  höher als zuletzt geschätzt. In 2005 werden die Einnah-

men dann nochmals günstiger als im laufenden Jahr und auch höher 

als im Mai geschätzt. 

 

Die verbesserte Konjunkturlage schlägt sich in steigenden Einnah-

men aus der Körperschaftsteuer (+ 1,0 Mrd. ) im laufenden Jahr nie-

der. Auch 2005 wird ein Aufkommen deutlich über der Mai-
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Schätzung erwartet. Bei den Steuern vom Umsatz spiegelt sich wider, 

dass die Erholung der inländischen Nachfrage weniger stark ausfällt 

als im Mai geschätzt. Der Revisionsbedarf bei den Lohnsteuerein-

nahmen zeigt, dass der Wirtschaftsaufschwung den Arbeitsmarkt 

noch nicht erreicht hat. 

 

In Anlage 1 werden die Ergebnisse dargestellt. Um einen Vergleich 

mit der letzten Steuerschätzung vom Mai 2004 zu ermöglichen, sind 

die Abweichungen in Anlage 2 im Einzelnen dargestellt.  

 

Die Ergebnisse der neuen Steuerschätzung werden dem Finanzpla-

nungsrat am 18. November vorgelegt. Sie bilden, soweit sie den Bund 

betreffen, die Grundlage für den Nachtragshaushalt 2004, den Bun-

deshaushalt 2005 sowie einer aktualisierten Projektion zum Öffentli-

chen Gesamthaushalt 2005.  

 

Die Bundesregierung hält an ihrem Ziel fest, im nächsten Jahr den 

3%-Referenzwert des europäischen Stabilitäts- und Wachstumspakts 

wieder zu unterschreiten.  

 

Wir werden im Rahmen des Stabilitätsprogramms Anfang Dezember 

darlegen, mit welchen Maßnahmen wir die Vorgaben des Stabilitäts- 

und Wachstumspaktes in den kommenden Jahren erreichen wollen.  



Schätzergebnisse des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
2. bis 4. November 2004

Anlage 1 zur Pressemitteilung Nr.137/04

Ist
2003 2004 2005

1.  Bund    
    (Mrd. €) 191,9 186,6 190,7
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) -0,1 -2,8 2,2
 
2.  Länder 
      (Mrd. €) 177,6 180,0 180,1
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) -0,5 1,4 0,1
 
3.  Gemeinden  
    (Mrd. €) 51,8 55,5 56,1
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) -1,4 7,1 1,1
 
 4.  EU 
    (Mrd. €) 20,9 20,3 23,2
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 12,7 -3,0 14,3
 
 5. Steuereinnahmen insgesamt  (Mrd. €) 442,2 442,4 450,1
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 0,1 0,0 1,7

 Bund und Länder  nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Schätzung



Abweichung des Ergebnisses AK November 2004 vom Ergebnis AK Mai 2004
(Beträge in Mrd. €)

Anlage 2 zur Pressemitteilung Nr.137/04

Abweichungen
2004 Ergebnis davon: Ergebnis

AK Mai 2004 Abweichung Steuerrechts- Änderung Schätzab- AK Nov. 2004

insgesamt änderungen 1)
EU-Abführung weichung 2)

Bund 
3) 188,9 -2,3 0,0 0,0 -2,3 186,6

Länder 
3) 180,8 -0,8 0,0 -0,8 180,0

Gemeinden 
3) 54,0 1,5 0,0 1,5 55,5

EU 20,1 0,2 0,0 0,2 20,3
St.E.insgesamt 443,8 -1,4 0,0 0,0 -1,4 442,4

Abweichungen
2005 Ergebnis davon: Ergebnis

AK Mai 2004 Abweichung Steuerrechts- Änderung Schätzab- AK Nov. 2004

insgesamt änderungen 1)
EU-Abführung weichung 2)

Bund 
3) 194,2 -3,5 -0,8 0,0 -2,7 190,7

Länder 
3) 181,1 -1,0 -0,7 -0,3 180,1

Gemeinden 
3) 55,2 0,8 -0,2 1,1 56,1

EU 23,0 0,2 0,0 0,2 23,2
St.E.insgesamt 453,5 -3,4 -1,7 0,0 -1,7 450,1

1) Alterseinkünftegesetz; Gesetz zur Änderung der Abgabenordnung und anderer Gesetze; Gesetz zur Förderung von Wagniskapital; 
     Gesetz zur Verbesserung des Schutzes junger Menschen vor Gefahren des Alkohol- und Tabakkonsums
2) aus gesamtwirtschaftlichen Gründen und infolge unvorhergesehener Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte
3) nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich; Verschiebungen zwischen Bund/Ländern
    und Gemeinden durch Absenkung der Gewerbesteuerumlage

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen
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Nr. 62/2005 vom Sendesperrfrist: 12.45 Uhr 
12. Mai 2005 

Ergebnisse der 125. Sitzung des 
Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ vom 10. 
bis 12. Mai 2005 
 
 
Vom 10. bis 12. Mai 2005 fand auf Einladung der Senatsverwaltung für Finan-

zen des Landes Berlin die 125. Sitzung des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ 

statt. Geschätzt wurden die Steuereinnahmen für die Jahre 2005 bis 2009. 

 

Die Schätzung ging vom geltenden Steuerrecht aus. Gegenüber der vorange-

gangenen Schätzung vom November 2004 wurden die finanziellen Auswir-

kungen  

• des EU-Richtlinien-Umsetzungsgesetzes,  
• des EG-Amtshilfe-Anpassungsgesetzes sowie  
• des Haushaltbegleitgesetzes 2005 berücksichtigt.  
 

Darüber hinaus waren für die Jahre 2006 bis 2009 die finanziellen Auswirkun-

gen  

• des Alterseinkünftegesetzes,  
• des Gesetzes zur Änderung der Abgabenordnung und anderer Gesetze,  
• des Gesetzes zur Förderung von Wagniskapital sowie  
• des Gesetzes zur  Verbesserung des Schutzes junger Menschen vor Ge-

fahren des Alkohol- und Tabakkonsums in die Schätzung einbezogen. 
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Aufgrund der Annahme, dass sich die konjunkturelle Belebung in diesem und 

dem kommenden Jahr fortsetzen wird – wenn auch verhaltener als bisher unter-

stellt – wurde für die Zunahme des nominalen Bruttoinlandsprodukts + 1,6 % 

im Jahre 2005, + 2,4 % im Jahre 2006 und + 2,9 % in den Jahren 2007 bis 

2009 zugrunde gelegt. Die Eckwerte der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 

wurden wie immer vom Interministeriellen Arbeitskreis „Gesamtwirtschaftli-

che Vorausschätzungen“ übernommen. 

 

Für das Jahr 2005 erwarten die Steuerschätzer + 2,2 Mrd. Euro mehr Steuer-

einnahmen für den Gesamtstaat als im vergangenen Jahr, aber der Schätzansatz 

musste insgesamt um – 5,1 Mrd. Euro gegenüber der Mai-Schätzung abgesenkt 

werden. Hauptursache ist die Arbeitsmarktlage, die es erforderlich machte, den 

Schätzansatz der Lohnsteuer um - 3,4 Mrd. Euro gegenüber der Schätzung vom 

November 2004 abzusenken. 

 

Der Bund wird 2005 voraussichtlich – 3,5 Mrd. Euro weniger einnehmen als 

im November geschätzt, die Länder - 2,5 Mrd. Euro. Ursächlich für die im 

Vergleich zu den Ländern höhere negative Abweichung beim Bund ist die 

schwache Entwicklung bei den Mineralöl- und Tabaksteuereinnahmen.  

 

Die Steuereinnahmen der Gemeinden liegen vor allem infolge der vergleichs-

weise günstigen Entwicklung der Gewerbesteuereinnahmen um + 0,8 Mrd. Eu-

ro höher als zuletzt geschätzt. 

 

In den Jahren 2006 bis 2008 werden die Steuereinnahmen deutlich niedriger 

ausfallen als im Mai 2004 geschätzt. Die bereits in der November-Schätzung 

vorgenommene Absenkung der Schätzung für 2005 schlägt sich nun in der 

Mittelfrist nieder. Hinzu kommt ein weiterer negativer Basiseffekt aus der ak-

tuellen Schätzung für das Jahr 2005. Für die Jahre 2006 bis 2009 beträgt das 

geschätzte Steueraufkommen 456,6 Mrd. Euro (2006), 471,7 Mrd. Euro 

(2007), 487,8 Mrd. Euro (2008) und 501,1 Mrd. Euro (2009). 

 

In Anlage 1 werden die Ergebnisse dargestellt. Um einen Vergleich mit den 

letzten Steuerschätzungen vom November und Mai 2004 zu ermöglichen, sind 

die Abweichungen in Anlage 2 im Einzelnen dargestellt.  

 

Die Ergebnisse der neuen Steuerschätzung werden dem Finanzplanungsrat am 

30. Juni 2005 vorgelegt. Sie bilden, soweit sie den Bund betreffen, die Grund-



Pressemitteilung | Nr. 62/05    |   12.05.2005    |    Seite 3 von 3 

lage für den Entwurf des Bundeshaushalts 2006 sowie die Fortschreibung des 

Finanzplans bis 2009. 

 



Schätzergebnisse des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
10. bis 12. Mai 2005

Anlage 1 zur Pressemitteilung 62/05

Ist
2004 2005 2006 2007 2008 2009

1.  Bund    
    (Mrd. €) 187,0 187,2 191,5 196,9 203,0 210,9
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) -2,6 0,2 2,3 2,8 3,1 3,9
 
2.  Länder 
      (Mrd. €) 179,9 177,7 182,1 188,1 194,6 199,4
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 1,3 -1,2 2,5 3,3 3,5 2,4
 
3.  Gemeinden  
    (Mrd. €) 56,4 56,9 59,3 61,9 64,5 66,8
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 8,8 0,9 4,2 4,5 4,2 3,6
 
 4.  EU 
    (Mrd. €) 19,6 23,2 23,7 24,8 25,7 24,0
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) -6,1 18,1 2,2 4,4 3,6 -6,6
 
 5. Steuereinnahmen insgesamt (Mrd. €) 442,8 445,0 456,6 471,7 487,8 501,1
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 0,1 0,5 2,6 3,3 3,4 2,7

 Bund und Länder  nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Schätzung



Abweichung des Ergebnisses AK Mai 2005 von den Ergebnissen AK November bzw. Mai 2004
(Beträge in Mrd. €)

Anlage 2 zur Pressemitteilung 62/05

Abweichungen
2005 Ergebnis davon: Ergebnis

AK Nov. 2004 Abweichung Steuerrechts- Änderung Schätzab- AK Mai 2005
insgesamt änderungen 1) EU-Abführung weichung 2)

Bund 3) 190,7 -3,5 0,0 0,2 -3,6 187,2
Länder 3) 180,1 -2,5 0,0 -2,4 177,7
Gemeinden 3) 56,1 0,8 0,0 0,8 56,9
EU 23,2 0,0 -0,2 0,2 23,2
St.E.insgesamt 450,1 -5,1 0,0 0,0 -5,1 445,0

Abweichungen
2006 Ergebnis davon: Ergebnis

AK Mai 2004 Abweichung Steuerrechts- Änderung Schätzab- AK Mai 2005
insgesamt änderungen 1) EU-Abführung weichung 2)

Bund 3) 201,5 -10,0 -0,4 1,1 -10,7 191,5
Länder 3) 189,0 -6,9 -0,6 -6,3 182,1
Gemeinden 3) 58,8 0,4 -0,3 0,7 59,3
EU 24,4 -0,7 0,0 -1,1 0,4 23,7
St.E.insgesamt 473,7 -17,1 -1,2 0,0 -15,9 456,6

Abweichungen
2007 Ergebnis davon: Ergebnis

AK Mai 2004 Abweichung Steuerrechts- Änderung Schätzab- AK Mai 2005
insgesamt änderungen 1) EU-Abführung weichung 2)

Bund 3) 209,3 -12,4 -0,3 0,7 -12,8 196,9
Länder 3) 196,9 -8,8 -0,5 -8,2 188,1
Gemeinden 61,8 0,1 -0,4 0,5 61,9
EU 25,0 -0,3 0,0 -0,7 0,4 24,8
St.E.insgesamt 493,0 -21,3 -1,2 0,0 -20,1 471,7

Abweichungen
2008 Ergebnis davon: Ergebnis

AK Mai 2004 Abweichung Steuerrechts- Änderung Schätzab- AK Mai 2005
insgesamt änderungen 1) EU-Abführung weichung 2)

Bund 3) 216,1 -13,2 -0,7 0,9 -13,4 203,0
Länder 3) 204,4 -9,8 -0,9 -8,9 194,6
Gemeinden 64,4 0,1 -0,6 0,7 64,5
EU 26,1 -0,5 0,0 -0,9 0,4 25,7
St.E.insgesamt 511,1 -23,3 -2,1 0,0 -21,2 487,8

1) 2005 bis 2008: Richtlinien-Umsetzungsgesetz;  EG-Amtshilfe-Anpassungsgesetz; Haushaltsbegleitgesetz 2005
    2006 bis 2008: Alterseinkünftegesetz; Gesetz zur Änderung der Abgabenordnung und anderer Gesetze; Gesetz zur Förderung von 
     Wagniskapital; Gesetz zur Verbesserung des Schutzes junger Menschen vor Gefahren des Alkohol- und Tabakkonsums
2) aus gesamtwirtschaftlichen Gründen und infolge unvorhergesehener Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte
3) nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
    

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen



 
 
 
 
 
 
 
 

    HH 
    
    Herausgeber: Bundesministerium der Finanzen 
      Wilhelmstraße 97, 10117 Berlin 
    Redaktion: Referat 
    Telefon:  018 88 – 682 42 41 
    Telefax:  018 88 – 682 13 67 
    Internet: http://www.bundesfinanzministerium.de 
 
 

 P r e s s e  
   m i t t e i l u n g  
 
Nr. 63/2005 vom Sendesperrfrist: Beginn der Pressekonferenz, 13.30 Uhr 
12. Mai 2005 

 
Blockade beim Subventionsabbau über-
winden, konjunkturgerechte Konsolidierung 
fortsetzen 
 
 
Zu den Ergebnissen der 125. Sitzung des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ 
erklärt der Bundesminister der Finanzen, Hans Eichel:  
 
 
Der Arbeitskreis Steuerschätzung hat heute seine Prognose für die 

Steuereinnahmen des Jahres 2005 und der Folgejahre vorgelegt. Die 

Ergebnisse waren von der Tendenz her zu erwarten, nachdem sich die 

Wirtschaftsentwicklung gegenüber der letzten Mittelfrist-Schätzung vor einem 

Jahr nochmals ungünstiger entwickelt hat.  

 

Wir erleben zwar zurzeit ein zögerliches Erstarken der Wachstumskräfte nach 

einer längeren Phase der Stagnation. Aber: In diesem Jahr wird das 

Wirtschaftswachstum gemäß der Prognose der Bundesregierung nur bei etwa 

1 % liegen, im nächsten Jahr bei etwa 1,6 % und in den Folgejahren bis 2009 

bei rund 1,8 %. Entsprechend moderat entwickeln sich die Steuereinnahmen. 
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Zu Pessimismus besteht jedoch kein Anlass: Das Wirtschaftswachstum im 1. 

Quartal ist – gegenüber dem Vorquartal - saison- und kalenderbereinigt mit 

real 1 Prozent so stark gewachsen wie seit vier Jahren nicht mehr. Dies 

unterstreicht, dass wir eine realistische Wachstumsprognose für dieses Jahr 

haben. Es gibt Risiken - aber auch Chancen! 

 

Auswirkungen auf die Haushalte von Bund und Ländern 

 

Zugleich sehen wir uns erheblichen Belastungen auf der Ausgabenseite 

gegenüber. Die Entwicklung der Arbeitsmarktausgaben wird in diesem Jahr im 

Wesentlichen von den erstmalig in dieser Form zu leistenden Ausgaben für die 

Grundsicherung für Arbeitssuchende bestimmt. Sie ist deshalb hinsichtlich der 

weiteren Jahresentwicklung nicht exakt zu prognostizieren. 

 

Für den Bund ist deshalb auch angesichts des schwachen Wachstums mit nicht 

unerheblichen Mehrbelastungen zu rechnen. Diese dürften per Saldo im 

mittleren einstelligen Milliardenbereich liegen. Konkret lässt sich dies erst im 

weiteren Jahresverlauf abschätzen. Die reflexhaften Rufe der Opposition nach 

einem Nachtragshaushalt machen deshalb aktuell keinen Sinn. 

 

Die insgesamt prekäre Finanzlage ist aber bei Leibe kein Problem des Bundes 

allein: Bereits auf Basis der alten Steuerschätzzahlen gibt es fünf 

Bundesländer, deren Haushalte - anders als beim Bund - bereits bei der 

Vorlage verfassungswidrig sind. Mit den von den Steuerschätzern 

prognostizierten Mindereinnahmen der Länder dürfte sich die finanzielle 

Situation der Länder insgesamt noch erheblich verschlechtern. 

 

Ursachen für die Zielverfehlung 

 

Mit den alten Ritualen, wie zum Beispiel den allgemein gehaltenen 

Forderungen nach Ausgabenkürzungen und Haushaltssicherungsmaßnahmen 

kommen wir in der aktuellen Situation nicht weiter. Notwendig ist eine 

ehrliche Ursachenanalyse für die unbefriedigende finanzpolitische 

Entwicklung der letzten Jahre.  

 

Hierzu gehört auch der Hinweis auf die unverantwortliche Blockadehaltung der 

Opposition beim Subventionsabbau. Dass es der Bundesregierung mit dem 

Abbau von Subventionen Ernst ist, zeigt die Entwicklung bei den Finanzhilfen 
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deutlich, bei denen wir nicht auf die Zustimmung der Union angewiesen sind. 

Die haben wir seit 1998 fast halbiert: von 11,4 Mrd. Euro im Jahr 1998 auf 

voraussichtlich rund  6,0 Mrd. Euro in diesem Jahr.  

 

Leider sind CDU/CSU und FDP mit ihrer Mehrheit im Bundesrat bislang nicht 

bereit, ihre Rolle als Lobby für die unterschiedlichsten Partikularinteressen 

zugunsten ihrer staatspolitischen Verantwortung aufzugeben. Die Opposition 

fordert zwar immer wieder lautstark einen „umfassenden Abbau von 

Subventionen und Steuervergünstigungen“, gleichzeitig wird aber jeder 

konkrete Vorschlag als „Steuererhöhung“ diffamiert. 

 

Tatsache ist: Mittlerweile fehlen den öffentlichen Haushalten pro Jahr rund 

17 Mrd. Euro, die von der Opposition im Bundesrat blockiert wurden. Dies ist 

eine Form der „organisierten Verantwortungslosigkeit“ in Deutschland. Ohne 

diese Blockade hätten Bund und Länder die 3-Prozent Maastricht-Grenze im 

vergangenen Jahr problemlos einhalten können.  

 

Herausforderungen annehmen – Nachhaltige Finanzpolitik ist keine 

Utopie 

 

Vor dem Hintergrund der ernsten Situation müssen Bund und Länder 

gemeinsam ihrer finanzpolitischen Verantwortung nachkommen. Die von der 

Bundesregierung für notwendig erachteten Elemente für einen Lösungsansatz 

sind bekannt: 

 

Erstens: Die bisherigen Konsolidierungsmaßnahmen bei den staatlichen 

Ausgaben müssen fortgesetzt werden. Der Bund war hier nicht tatenlos. So 

sind die Bundesausgaben trotz der notwendigen  

 

Mehrausgaben für Arbeitsmarkt und Rente zwischen 1999 und 2004 nur um 

knapp 0,4 % jährlich gestiegen. Real, d.h. unter Berücksichtigung der 

Preissteigerung, bedeutet das einen Ausgabenrückgang. Dies hat u.a. dazu 

beigetragen, dass die Staatsquote in diesem Jahr mit 46,9 % auf dem 

niedrigsten Stand seit der Wiedervereinigung liegt.  

 

Wenn man sich den gleichzeitigen Anstieg der staatlichen Defizite vor Augen 

führt, wird klar: Kürzungen auf der Ausgabenseite können allein nicht die 

dargestellten Probleme der öffentlichen Haushalte lösen. Deshalb müssen wir 
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zweitens die Wachstumskräfte stärken und das mittelfristige 

Wachstumspotential der deutschen Volkswirtschaft erhöhen. Hierzu gehört 

auch die Umsetzung der Agenda 2010 sowie der auf dem Job-Gipfel erzielten 

Vereinbarungen.  

 

Neben Maßnahmen, die auf ein höheres Wachstumspotenzial abzielen, sind 

deshalb drittens Maßnahmen erforderlich, die direkt auf der Einnahmenseite 

der staatlichen Haushalte ansetzen. Hier liegt das eigentliche Problem, hier 

müssen wir – ohne die Konjunktur zu bremsen - zu Verbesserungen kommen. 

Die konsequente Fortführung des durch mich eingeleiteten Subventionsabbaus 

ist dafür der Königsweg.  Zum weiteren Abbau von Finanzhilfen und Steuer-

vergünstigungen, sei es durch lineare Subventionskürzungen oder durch den 

gezielten Abbau einzelner Fördermaßnahmen, gibt es in den kommenden 

Jahren keine Alternative. 

 

Vor allem die Kürzung der Eigenheimzulage ist überfällig. Aber auch bei 

dieser Subvention, die nach allgemeiner Einschätzung überholt, ineffizient und 

extrem teuer ist, blockiert die unionsgeführte Ländermehrheit im Bundesrat 

wider besseren Wissens. Das ist verantwortungslos, umso mehr, weil wir das 

hier einzusparende Geld in die Bildung unserer Kinder und in die 

Innovationsfähigkeit unserer Wirtschaft investieren müssten. 

 

 

 

 

Konjunkturgerechte Konsolidierung insbesondere durch weiteren 

Subventionsabbau, Strukturreformen und gezielte Investitionen in Bildung und 

Forschung bleiben die entscheidenden Eckpunkte für eine langfristige Stärkung 

der Wachstumskräfte in Deutschland. 

 

Es wird Zeit, dass sich die Opposition dieser Politik nicht länger verschließt! 
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   m i t t e i l u n g  
 
Nr. 124/2005 vom Sendesperrfrist: 9.15 Uhr 

4. November 2005 

 
Ergebnisse der 126. Sitzung des  
Arbeitskreises „Steuerschätzungen“  
vom 2. bis 3. November 2005  

 
 
Vom 2. bis 3. November 2005 fand auf Einladung des Finanzminis-
teriums Mecklenburg-Vorpommern in Rostock-Warnemünde die 
126. Sitzung des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ statt. Geschätzt 
wurden die Steuereinnahmen für die Jahre 2005 und 2006. 
 

Die Schätzung ging vom geltenden Steuerrecht aus. Gegenüber der 

vorangegangenen Schätzung vom Mai 2005 waren die finanziellen 

Auswirkungen des Siebten Gesetzes zur Änderung des Versiche-

rungsaufsichtsgesetzes einzubeziehen. 

 

Die gesamtwirtschaftlichen Annahmen wurden gegenüber der Mai-

Steuerschätzung leicht abgesenkt. Für die Zunahme des nominalen 

Bruttoinlandsprodukts wurden + 1,3 % im Jahre 2005 (Mai: + 1,6 %) 

und + 1,8 % im Jahre 2006 (Mai: + 2,4 %) zugrunde gelegt. 
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Insgesamt wurde das Ergebnis der Steuerschätzung vom Mai 2005 

trotzdem bestätigt. Mit einem Zuwachs von + 2,9 Mrd. Euro für das 

Jahr 2005 und + 0,9 Mrd. Euro für das Jahr 2006 wurde erstmals seit 

längerer Zeit wieder ein Schätzergebnis leicht nach oben korrigiert. 

Gleichzeitig muss konstatiert werden, dass die Finanzlage aller öffent-

lichen Haushalte äußerst angespannt bleibt. 

 

Die Schätzung geht für das Jahr 2005 für alle Ebenen von höheren 

Steuereinnahmen aus als im Mai 2005 geschätzt. Für den Bund ergibt 

sich ein Zuwachs von 1,3 Mrd. Euro durch die voraussichtlich um - 

1,5 Mrd. Euro niedrigeren EU-Abführungen. Allerdings muss der 

Bund angesichts der konjunkturellen Entwicklung weiterhin mit 

Haushaltsmehrbelastungen rechnen. Die Gemeinden profitieren von 

den kräftig wachsenden Einnahmen aus der Gewerbesteuer und er-

zielen 2005 um + 1,8 Mrd. Euro höhere Steuereinnahmen. Auch die 

Länder weisen mit + 1,2 Mrd. Euro Mehreinnahmen auf. 

 

Der geschätzte Zuwachs der Steuereinnahmen für 2006 fällt etwas 

geringer aus als für 2005. Während die Kommunen aufgrund der po-

sitiven Entwicklung der Gewerbesteuer voraussichtlich erneut Mehr-

einnahmen von + 1,4 Mrd. Euro verzeichnen werden, muss der Bund 

mit Mindereinnahmen in Höhe von - 0,8 Mrd. Euro gegenüber der 

letzten Steuerschätzung rechnen. Neben den Auswirkungen der 

Rücknahme der Wachstumsprognose liegt eine wesentliche Ursache 

hierfür in dem durch die Ölpreissteigerungen hervorgerufenen 

Verbrauchsrückgang bei Mineralölprodukten, der die Einnahmen aus 

der Mineralölsteuer dämpft. Für die Länder werden Steuereinnahmen 

moderat gegenüber der Mai Prognose steigen (+ 0,5 Mrd. Euro). 

 

In Anlage 1 werden die Ergebnisse dargestellt. Um einen Vergleich 

mit der letzten Steuerschätzung vom Mai 2005 zu ermöglichen, sind 

die Abweichungen in Anlage 2 im Einzelnen dargestellt.  

 

  



Schätzergebnisse des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
2. bis 3. November 2005

Anlage 1 zur Pressemitteilung .../05

Ist
2004 2005 2006

1.  Bund    
    (Mrd. €) 187,0 188,5 190,7
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) -2,6 0,8 1,2
 
2.  Länder 
      (Mrd. €) 179,9 178,9 182,6
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 1,3 -0,5 2,0
 
3.  Gemeinden  
    (Mrd. €) 56,4 58,6 60,7
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 8,8 4,0 3,4
 
 4.  EU 
    (Mrd. €) 19,6 21,9 23,5
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) -6,1 11,4 7,3
 
 5. Steuereinnahmen insgesamt (Mrd. €) 442,8 447,9 457,4
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 0,1 1,1 2,1

 Bund und Länder  nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Schätzung



Abweichung des Ergebnisses AK November 2005 vom Ergebnis AK  Mai 2005
(Beträge in Mrd. €)

Anlage 2 zur Pressemitteilung .../05

Abweichungen
2005 Ergebnis davon: Ergebnis

AK Mai 2005 Abweichung Steuerrechts- Änderung Schätzab- AK Nov. 2005
insgesamt änderungen 1) EU-Abführung weichung 2)

Bund 3) 187,2 1,3 1,5 -0,2 188,5
Länder 3) 177,7 1,2 1,2 178,9
Gemeinden 3) 56,9 1,8 1,8 58,6
EU 23,2 -1,3 -1,5 0,1 21,9
St.E.insgesamt 445,0 2,9 0,0 2,9 447,9

Abweichungen
2006 Ergebnis davon: Ergebnis

AK Mai 2005 Abweichung Steuerrechts- Änderung Schätzab- AK Nov. 2005
insgesamt änderungen 1) EU-Abführung weichung 2)

Bund 3) 191,5 -0,8 -0,1 0,4 -1,1 190,7
Länder 3) 182,1 0,5 -0,1 0,6 182,6
Gemeinden 3) 59,3 1,4 -0,1 1,5 60,7
EU 23,7 -0,2 0,0 -0,4 0,2 23,5
St.E.insgesamt 456,6 0,9 -0,3 0,0 1,2 457,4

1) 2006: Siebtes Gesetz zur Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes
2) aus gesamtwirtschaftlichen Gründen und infolge unvorhergesehener Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte
3) nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
    

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen
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Nr.  63/2006 vom 
11. Mai 2006 

Sperrfrist: 13.15 Uhr 
 

 
Ergebnisse der 127. Sitzung des  
Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ vom 8. 
bis 11. Mai 2006 
 

 
Vom 8. bis 11. Mai 2006 fand in Saarbrücken auf Einladung des 

saarländischen Ministeriums der Finanzen die 127. Sitzung des Arbeitskreises 

„Steuerschätzungen“ statt. Geschätzt wurden die Steuereinnahmen für die 

Jahre 2006 bis 2010. 

 

Zusätzlich zum geltenden Steuerrecht wurden die im Haushaltsbegleitgesetz 

2006 enthaltenen Erhöhungen von Umsatz- und Versicherungsteuer einbe-

zogen. Der Arbeitskreis hat diese Maßnahmen, die zwar bereits in 1. Lesung 

von Bundestag und Bundesrat beraten, aber bisher noch nicht endgültig 

verabschiedet wurden, ausnahmsweise in die Schätzung aufgenommen, weil 

nur so die Konsistenz mit den zu Grunde zu legenden gesamtwirtschaftlichen 

Annahmen zu gewährleisten war. Letztere beinhalten bereits die Auswirkungen 

der Steuersatzerhöhungen. 
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Für das Jahr 2006 wurden gegenüber der vorangegangenen Schätzung vom 

November 2005 die finanziellen Auswirkungen folgender Gesetze einbezogen: 

 

• Gesetz zum Einstieg in ein steuerliches Sofortprogramm  
• Gesetz zur Beschränkung der Verlustverrechnung im Zusammenhang 

mit Steuerstundungsmodellen  
• Gesetz zur Abschaffung der Eigenheimzulage 
• Gesetz zur steuerlichen Förderung von Wachstum und Beschäftigung 
• Gesetz zur Eindämmung missbräuchlicher Gestaltungen 
 

Darüber hinaus wurden für die Jahre 2007 bis 2010 die finanziellen 

Auswirkungen der nachstehenden Gesetze berücksichtigt: 

 

• Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 
• Haushaltsbegleitgesetz (nur Anhebung von Umsatzsteuer und 

Versicherungsteuer) 
 

Aufgrund der Annahme, dass sich die Konjunkturerholung in diesem und in 

den kommenden Jahren fortsetzen wird, wurde für das nominale 

Bruttoinlandsprodukt ein Zuwachs von + 2,0 % in 2006, von + 2,3 % in 2007 

und von + 2,7 % in den Jahren 2008 bis 2010 angesetzt. Die 

gesamtwirtschaftlichen Eckwerte der Frühjahrsprojektion der Bundesregierung 

wurden wie immer vom Interministeriellen Arbeitskreis 

„Gesamtwirtschaftliche Vorausschätzungen“ übernommen. 

 

Verglichen mit der letzten Steuerschätzung vom November 2005 werden die 

Steuereinnahmen im Jahre 2006 voraussichtlich um + 8,1 Mrd. € höher 

ausfallen. Ursächlich hierfür ist vor allem die erfreuliche Entwicklung bei den 

gewinnabhängigen Steuern (Einkommen-, Körperschaft- und Gewerbesteuer). 

 

Für den Bund ergeben sich ohne Steuerrechtsänderungen 2006 Mehreinnahmen 

von + 3,9 Mrd. € gegenüber der November-Schätzung. Im Entwurf des 

Bundeshaushalts 2006 ist bereits eine Anpassung um + 2,4 Mrd.  € vorgenom-

men worden.  

 

Länder und Gemeinden haben 2006 einen Aufkommenszuwachs von + 3,4 

Mrd. € bzw. + 2,2 Mrd. € zu erwarten. 
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In den Folgejahren kommt es infolge der Steuerrechtsänderungen  zu 

deutlichen Mehreinnahmen gegenüber der Steuerschätzung vom Mai 2005. 

Das Steueraufkommen wird  2007 um + 22,3 Mrd. €, 2008 um + 19,6 Mrd. € 

und 2009 um + 20,2 Mrd. € höher liegen. Diese Mehreinnahmen werden dazu 

beitragen, dass Deutschland ab dem Jahr 2007 die Maastricht-Kriterien wieder 

einhalten wird. Die Mehreinnahmen werden vor allem durch die Anhebung der 

Umsatzsteuer und der Versicherungsteuer verursacht. So sind die 

Schätzabweichungen gegenüber der vorhergehenden Schätzung nur für die 

Jahre 2006 (+ 9,8 Mrd. €; Bund: + 2,7 Mrd. €) und 2007 (+ 2,9 Mrd. €; Bund: - 

1,8 Mrd. €) insgesamt positiv, hingegen für die Jahre 2008 (- 4,0 Mrd. €; Bund: 

- 5,5 Mrd. €) und 2009 (- 6,6 Mrd. €; Bund: - 7,2 Mrd. €) negativ. 

 

In Anlage 1 werden die Ergebnisse dargestellt. Um einen Vergleich mit den 

letzten Steuerschätzungen vom November bzw. Mai 2005 zu ermöglichen, sind 

die Abweichungen in Anlage 2 im Einzelnen dargestellt.  

 

Die Ergebnisse der neuen Steuerschätzung bilden, soweit sie den Bund 

betreffen, die Grundlage für den Bundeshaushalt 2006, den Entwurf des 

Bundeshaushalts 2007 sowie die Fortschreibung des Finanzplans bis 2010. 

 

 
 



Schätzergebnisse des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
8. bis 11. Mai 2006

Anlage 1 zur Pressemitteilung 63/2006

Ist
2005 2006 2007 2008 2009 2010

1.  Bund    
    (Mrd. €) 190,2 193,9 210,2 216,3 222,7 227,8
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 1,7 1,9 8,5 2,9 2,9 2,3
 
2.  Länder 
      (Mrd. €) 180,4 186,0 195,3 200,5 205,5 211,2
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 0,3 3,1 5,0 2,7 2,5 2,8
 
3.  Gemeinden  
    (Mrd. €) 59,8 62,9 63,8 65,8 69,0 72,6
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 6,0 5,2 1,5 3,1 4,8 5,2
 
 4.  EU 
    (Mrd. €) 21,7 22,8 24,6 24,7 24,2 25,9
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 10,5 4,8 8,1 0,4 -2,0 7,0
 
 5. Steuereinnahmen insgesamt (Mrd. €) 452,1 465,5 494,0 507,4 521,3 537,5
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 2,1 3,0 6,1 2,7 2,7 3,1

 Bund und Länder nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Schätzung



Abweichung des Ergebnisses AK Mai 2006 vom Ergebnis AK  November 2005 und AK Mai 2005
(Beträge in Mrd. €)

Anlage 2 zur Pressemitteilung 63/2006

Abweichungen
2006 Ergebnis davon: Ergebnis

AK November 2005 Abweichung Steuerrechts- Änderung Schätzab- AK Mai 2006
insgesamt änderungen 1) EU-Abführung weichung 2)

Bund 3) 190,7 3,1 -0,8 1,2 2,7 193,9
Länder 3) 182,6 3,4 -0,7 4,1 186,0
Gemeinden 3) 60,7 2,2 -0,3 2,5 62,9
EU 23,5 -0,7 0,0 -1,2 0,4 22,8
St.E.insgesamt 457,4 8,1 -1,7 0,0 9,8 465,5

Abweichungen
2007 Ergebnis davon: Ergebnis

AK Mai 2005 Abweichung Steuerrechts- Änderung Schätzab- AK Mai 2006
insgesamt änderungen 1) EU-Abführung weichung 2)

Bund 3) 196,9 13,3 14,4 0,8 -1,8 210,2
Länder 3) 188,1 7,2 5,9 1,3 195,3
Gemeinden 3) 61,9 1,9 -0,9 2,8 63,8
EU 24,8 -0,1 0,0 -0,8 0,7 24,6
St.E.insgesamt 471,7 22,3 19,4 0,0 2,9 494,0

Abweichungen
2008 Ergebnis davon: Ergebnis

AK Mai 2005 Abweichung Steuerrechts- Änderung Schätzab- AK Mai 2006
insgesamt änderungen 1) EU-Abführung weichung 2)

Bund 3) 203,0 13,3 17,4 1,5 -5,5 216,3
Länder 3) 194,6 6,0 7,6 -1,6 200,5
Gemeinden 3) 64,5 1,3 -1,4 2,6 65,8
EU 25,7 -0,9 0,0 -1,5 0,6 24,7
St.E.insgesamt 487,8 19,6 23,6 0,0 -4,0 507,4

Abweichungen
2009 Ergebnis davon: Ergebnis

AK Mai 2005 Abweichung Steuerrechts- Änderung Schätzab- AK Mai 2006
insgesamt änderungen 1) EU-Abführung weichung 2)

Bund 3) 211,0 11,7 18,7 0,2 -7,2 222,7
Länder 3) 199,3 6,1 8,8 -2,6 205,5
Gemeinden 3) 66,8 2,1 -0,7 2,8 69,0
EU 24,0 0,3 0,0 -0,2 0,5 24,2
St.E.insgesamt 501,1 20,2 26,8 0,0 -6,6 521,3

1) 2006ff.: 
Gesetz zum Einstieg in ein steuerliches Sofortprogramm
Gesetz zur Beschränkung der Verlustverrechnung im Zusammenhang mit Steuerstundungsmodellen
Gesetz zur Abschaffung der Eigenheimzulage
Gesetz zur steuerlichen Förderung von Wachstum und Beschäftigung
Gesetz zur Eindämmung missbräuchlicher Steuergestaltungen
   2007ff: 
Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes
Haushaltsbegleitgesetz 2006 (nur Anhebung USt-Normalsatz um 3 v.H. Punkte und Anhebung VersSt-Regelsatz um 3 v.H. Punkte)
2) aus gesamtwirtschaftlichen Gründen und infolge unvorhergesehener Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte
3) nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
    

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen
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   m i t t e i l u n g  
 
Nr. 134/2006 vom 
3. November 2006 

 

Ergebnisse der 128. Sitzung des Arbeits-
kreises „Steuerschätzungen“ vom 2. bis 3. 
November 2006 
 
 
 
Vom 2. bis 3. November 2006 fand in Gmund/Tegernsee auf Einladung des 

Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen die 128. Sitzung des 

Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ statt. Geschätzt wurden die Steuer-

einnahmen für die Jahre 2006 und 2007. 

 

Die Schätzung ging vom geltenden Steuerrecht aus. Für die Jahre 2006 und 

2007 wurden gegenüber der vorangegangenen Schätzung vom Mai 2006 die 

finanziellen Auswirkungen des Gesetzes zur Neuregelung der Besteuerung von 

Energieerzeugnissen und zur Änderung des Stromsteuergesetzes einbezogen. 

 

Für das Jahr 2007 wurden darüber hinaus erstmals die finanziellen Aus-

wirkungen der nachstehenden Gesetze berücksichtigt: 

 

• Haushaltsbegleitgesetz (ohne Anhebung der Steuersätze bei Umsatz- 
und Versicherungsteuer) 

• Steueränderungsgesetz 2007 
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• Erstes Gesetz zum Abbau bürokratischer Hemmnisse insbesondere in 
der mittelständischen Wirtschaft 

• Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das Brannt-weinmonopol und 
von Verbrauchsteuergesetzen 

 

Die Anhebung der Steuersätze bei Umsatz- und Versicherungsteuer zum 1. 

Januar 2007 war bereits in die Steuerschätzung vom Mai 2006 einbezogen 

worden. 

 

Die konjunkturelle Dynamik ist deutlich stärker als noch im Frühjahr ange-

nommen. Der Aufschwung greift zunehmend auch auf die Binnenkonjunktur 

über. Hierzu hat auch die finanzpolitische Doppelstrategie der 

Bundesregierung beigetragen, die neben konjunkturgerechter Konsolidierung 

auch eine gezielte Wachstumsstimulierung vorsieht.  

 

Die gesamtwirtschaftlichen Eckwerte der Herbstprojektion der Bundesre-

gierung wurden gegenüber der Frühjahrsprognose deutlich heraufgesetzt. Für 

das nominale Bruttoinlandsprodukt wurde in diesem Jahr ein Zuwachs von + 

2,9 % und für das kommende Jahr ein Zuwachs von 2,6 % angenommen. Auch 

die Annahmen für diejenigen gesamtwirtschaftlichen Aggregate, die das 

Steuer-aufkommen maßgeblich beeinflussen, wurden nach oben korrigiert 

(Bruttolohn- und -gehaltsumme, Unternehmens- und Vermögens-einkommen, 

modifizierte letzte inländische Verwendung). Daher ist für die Jahre 2006 und 

2007 mit einem deutlich erhöhten Steueraufkommen zu rechnen.  

 

Verglichen mit der letzten Steuerschätzung vom Mai 2006 werden die 

Steuereinnahmen im Jahre 2006 voraussichtlich um + 19,4 Mrd. € höher 

ausfallen. Ursächlich hierfür ist vor allem die erfreuliche Entwicklung bei den 

gewinnabhängigen Steuern (Einkommen-, Körperschaft- und Gewerbesteuer), 

aber auch der Zuwachs bei Lohnsteuer und Steuern vom Umsatz. 

 

Für den Bund ergeben sich 2006 Mehreinnahmen von + 8,4 Mrd. € gegenüber 

der Mai-Schätzung. Länder und Gemeinden haben in diesem Jahr einen 

Aufkommenszuwachs von + 7,5  Mrd. € bzw. + 3,9 Mrd. € zu erwarten. 

 

Im Jahr 2007 wird das Steueraufkommen wegen der verbesserten wirt-

schaftlichen Aussichten ebenfalls erheblich über dem Schätzergebnis vom Mai 

2006 liegen. Der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ hat seinen Schätzansatz für 
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2007 um + 20,1 Mrd. Euro angehoben. Davon entfallen 9,0 Mrd. Euro auf den 

Bund, 7,6 Mrd. Euro auf die Länder und 4,0 Mrd. Euro auf die Gemeinden. 

 

Die aktuell positive Entwicklung der Steuereinnahmen trägt zur Entlastung der 

öffentlichen Haushalte bei. Dennoch muss der eingeschlagene 

Konsolidierungskurs auf der Einnahmen- und Ausgabenseite konsequent 

fortgesetzt werden. Konjunkturell bedingte Mehreinnahmen können nicht als 

Argument dafür dienen, auf die Behebung der strukturellen Unterfinanzierung 

zu verzichten.  

 

Anlage 1 enthält die Ergebnisse der Steuerschätzung. Um einen Vergleich mit 

den letzten Steuerschätzungen vom Mai 2006 zu ermöglichen, sind die 

Abweichungen in Anlage 2 im Einzelnen dargestellt.  

 

Die Ergebnisse der neuen Steuerschätzung bilden, soweit sie den Bund 

betreffen, die Grundlage für den Bundeshaushalt 2007. Hierbei ist zu 

berücksichtigen, dass von den konjunkturell bedingten Steuermehreinnahmen 

in Höhe von 7,8 Mrd. Euro bereits 2 Mrd. Euro  im Regierungsentwurf des 

Bundeshaushalts 2007 enthalten waren, sodass wir im Verhältnis zum 

Regierungsentwurf Steuermehreinnahmen von 5,8 Mrd. Euro zu verzeichnen 

haben.      

 



Schätzergebnisse des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
2. bis 3. November 2006

Anlage 1 zur Pressemitteilung 134/06

Ist
2005 2006 2007

1.  Bund    
    (Mrd. €) 190,2 202,3 219,2
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 1,7 6,4 8,4
 
2.  Länder 
      (Mrd. €) 180,4 193,6 202,9
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 0,3 7,3 4,8
  
3.  Gemeinden  
    (Mrd. €) 59,8 66,8 67,8
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 6,0 11,8 1,5
  
4.  EU 
    (Mrd. €) 21,7 22,2 24,1
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 10,5 2,3 8,6
 
5. Steuereinnahmen insgesamt (Mrd. €) 452,1 484,9 514,1

    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 2,1 7,2 6,0

 Bund und Länder nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Schätzung



Abweichung des Ergebnisses AK November 2006 vom Ergebnis AK  Mai 2006
(Beträge in Mrd. €)

Anlage 2 zur Pressemitteilung 134/06

Anlage 2
Abweichungen

2006 Ergebnis davon: Ergebnis
AK Mai 2006 Abweichung Steuerrechts- Änderung Schätzab- AK November 2006

insgesamt änderungen 1) EU-Abführung weichung 2)

Bund 3) 193,8 8,4 0,0 0,7 7,7 202,3
Länder 3) 186,0 7,5 0,0  7,5 193,6
Gemeinden 3) 62,9 3,9 0,0  3,9 66,8
EU 22,8 -0,6 0,0 -0,7 0,1 22,2
St.E.insgesamt 465,5 19,4 0,0 0,0 19,3 484,9

Abweichungen
2007 Ergebnis davon: Ergebnis

AK Mai 2006 Abweichung Steuerrechts- Änderung Schätzab- AK November 2006
insgesamt änderungen 1) EU-Abführung weichung 2)

Bund 3) 210,2 9,0 0,7 0,6 7,8 219,2
Länder 3) 195,3 7,6 0,7 6,9 202,9
Gemeinden 3) 63,8 4,0 0,3 3,7 67,8
EU 24,6 -0,5 0,0 -0,6 0,1 24,1
St.E.insgesamt 494,0 20,1 1,7 0,0 18,5 514,1

1) 2006ff.: 
Gesetz zur Neuregelung der Besteuerung von Energieerzeugnissen und zur Änderung des Stromsteuergesetzes
   2007ff: 
Haushaltsbegleitgesetz 2006 (Erhöhung der land- und forstwirtschaftlichen Vorsteuerpauschalen und Durchschnittssätze)
Steueränderungsgesetz 2007
Erstes Gesetz zum Abbau bürokratischer Hemmnisse insbesondere in der mittelständischen Wirtschaft
Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das Branntweinmonopol und von Verbrauchsteuergesetzen
2) aus gesamtwirtschaftlichen Gründen und infolge unvorhergesehener Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte
3) nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
    

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen
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Ergebnisse der 129. Sitzung des Arbeitskreises 
„Steuerschätzungen“ vom 8. bis 11. Mai 2007 
 
  
Vom 8. bis 11. Mai 2007 fand in Görlitz auf Einladung der Stadt Görlitz die 

129. Sitzung des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ statt. Geschätzt wurden 

die Steuereinnahmen für die Jahre 2007 bis 2011. 

 

Für das Jahr 2007 wurden gegenüber der vorangegangenen Schätzung vom 

November 2006 die finanziellen Auswirkungen folgender Gesetze 

einbezogen: 

 

• Biokraftstoffquotengesetz  
 

• Drittes Gesetz zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 
 

• Viertes Gesetz zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 
 

• Real Estate Investment Trust-Gesetz 
 

 
Außerdem wurden die finanziellen Auswirkungen des EuGH-Urteils 

„Meilicke“ sowie der Ausdehnung der Anwendung des § 35a EStG auf 

Eigentümergemeinschaften berücksichtigt. 

 

Darüber hinaus wurden für die Jahre 2008 bis 2011 die finanziellen 

Auswirkungen der nachstehenden Gesetze einbezogen: 
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• Gesetz zur Neuregelung der Besteuerung von Energieerzeugnissen 
und zur Änderung des Stromsteuergesetzes 

 

• Haushaltsbegleitgesetz 2006 (Erhöhung der land- und 
forstwirtschaftlichen Vorsteuerpauschalen und Durchschnittssätze 
Landwirtschaft) 

 

• Steueränderungsgesetz 2007 
 

• Erstes Gesetz zum Abbau bürokratischer Hemmnisse in der 
mittelständischen Wirtschaft 

 

• Investitionszulagengesetz 2007  
 

• Jahressteuergesetz 2007  
 

• Progressionsvorbehalt Elterngeld 
 

• Drittes Gesetz zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen 
 

Die Konjunktur wird sich nach Einschätzung der Bundesregierung in den 

kommenden Jahren weiterhin günstig entwickeln. Für das nominale 

Bruttoinlandsprodukt wird ein Zuwachs von 4,0 % in 2007, von 3,7 % in 

2008 und von jahresdurchschnittlich 2 ¾ % in den Jahren 2009 bis 2011 

prognostiziert. Die Eckwerte der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung aus der 

mittelfristigen Projektion der Bundesregierung wurden wie immer als 

Grundlage für die Steuerschätzung verwendet.  
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Gegenüber der Steuerschätzung vom November 2006 werden die 

Steuereinnahmen im Jahre 2007 voraussichtlich um + 20,2 Mrd. €  höher 

ausfallen. Ursächlich hierfür ist vor allem die erfreuliche Entwicklung bei den 

gewinnabhängigen Steuern (Einkommen-, Körperschaft- und Gewerbesteuer). 

Hinzu kommen kräftige Zugewinne bei der Lohnsteuer und den Steuern vom 

Umsatz. 

 

Auf den Bund entfallen dabei in 2007 Mehreinnahmen von + 11,1 Mrd. €.  

Länder und Gemeinden haben 2007 einen Aufkommenszuwachs von  

+ 8,3 Mrd. € bzw. + 2,7 Mrd. € zu erwarten, die EU wird – 2,0 Mrd. € 

weniger erhalten. 

 

Das Steueraufkommen wird  2008 um + 47,9 Mrd. €, 2009 um + 53,7 Mrd. € 

und 2010 um + 57,4 Mrd. € höher liegen als im Mai 2006 angenommen.  

 

Das noch nicht endgültig verabschiedete Unternehmensteuerreformgesetz 

2008 wurde noch nicht in die Schätzung einbezogen. Infolge der 

Unternehmensteuerreform werden sich die in der Steuerschätzung ermittelten 

Mehreinnahmen für die Jahre 2008 bis 2011 um insgesamt 25,3 Mrd. € 

(Bund: 12,1 Mrd. €) vermindern. 

 

In Anlage 1 werden die Ergebnisse dargestellt. Um einen Vergleich mit den 

letzten Steuerschätzungen vom November bzw. Mai 2006 zu ermöglichen, 

sind die Abweichungen in Anlage 2 im Einzelnen dargestellt. 

Die Ergebnisse der neuen Steuerschätzung bilden, soweit sie den Bund 

betreffen, die Grundlage für den Entwurf des Bundeshaushalts 2008 sowie die 

Fortschreibung des Finanzplans bis 2011. 

 



 Anlage 1 zu Pressemitteilung 54/07

 Ergebnis der 129. Sitzung des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
vom 8. bis 11. Mai 2007 in Görlitz

Ist
2006 2007 2008 2009 2010 2011

1.  Bund    
    (Mrd. €) 203,9 230,5 238,2 250,2 255,5 263,7
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 7,2 13,1 3,3 5,0 2,1 3,2
 
2.  Länder 
      (Mrd. €) 195,1 211,1 219,3 226,8 233,9 240,6
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 8,1 8,2 3,9 3,4 3,1 2,9
 
3.  Gemeinden  
    (Mrd. €) 67,3 70,5 72,7 75,3 79,3 83,3
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 12,6 4,8 3,1 3,6 5,3 5,0
 
 4.  EU 
    (Mrd. €) 22,1 22,2 25,1 22,7 26,2 26,0
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 2,0 0,0 13,3 -9,5 15,4 -0,7
 
 5. Steuereinnahmen insgesamt (Mrd. €) 488,4 534,3 555,3 575,0 594,9 613,6
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 8,0 9,4 3,9 3,6 3,5 3,1

 Bund und Länder nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Schätzung

Hinweis: In Folge der Regionalisierung des Schätzergebnisses und der Korrektur eines Versehens bei der Verbuchung der Sonderbedarfs-BEZ 
wegen struktureller Arbeitslosigkeit im Jahr 2010  ergeben sich Abweichungen gegenüber der ursprünglichen Pressemitteilung Nr. 54/2007 vom 
11.05.2007.



 Anlage 2 zu Pressemitteilung 54/07

 Abweichungen des Ergebnisses der Steuerschätzung Mai 2007 von den Ergebnissen der Steuerschätzung 
November 2006 und der Steuerschätzung Mai 2006

(Beträge in Mrd. €)

Bund 3) 219,4 11,1 0,4 2,4 8,2 230,5
Länder 3) 202,8 8,4 -0,3 8,7 211,1
Gemeinden 3) 67,8 2,7 -0,2 2,9 70,5
EU 24,1 -2,0 0,0 -2,4 0,4 22,2
St.E.insgesamt 514,1 20,2 -0,1 0,0 20,3 534,3

Bund 3) 216,3 21,8 0,9 0,4 20,5 238,2
Länder 3) 200,6 18,8 -0,1 18,9 219,3
Gemeinden 3) 65,8 6,9 0,0 6,9 72,7
EU 24,7 0,4 0,0 -0,4 0,8 25,1
St.E.insgesamt 507,4 47,9 0,8 0,0 47,1 555,3

Bund 3) 222,7 27,5 2,9 2,4 22,2 250,2
Länder 3) 205,5 21,4 1,1 20,3 226,8
Gemeinden 3) 69,0 6,4 0,4 6,0 75,3
EU 24,2 -1,5 0,0 -2,4 0,9 22,7
St.E.insgesamt 521,3 53,7 4,5 0,0 49,3 575,0

Bund 3) 227,8 27,7 3,2 0,7 23,8 255,5
Länder 3) 211,2 22,7 1,5 21,2 233,9
Gemeinden 3) 72,6 6,7 0,5 6,2 79,3
EU 25,9 0,3 0,0 -0,7 1,0 26,2
St.E.insgesamt 537,5 57,4 5,2 0,0 52,2 594,9

1) 2007 ff.:
Biokraftstoffquotengesetz
Drittes Gesetz zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes
Viertes Gesetz zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes
Real Estate Investment Trust-Gesetz
Ausdehnung der Anwendung § 35a EStG auf Eigentümergemeinschaften
Finanzielle Auswirkungen EuGH-Urteil "Meilicke"
2008 ff.:
Gesetz zur Neuregelung der Besteuerung von Energieerzeugnissen und zur Änderung des Stromsteuergesetzes
Haushaltsbegleitgesetz 2006 (Erhöhung der land- und forstwirtschaftlichen Vorsteuerpauschalen und Durchschnittssätze Landwirtschaft)
Steueränderungsgesetz 2007
Erstes Gesetz zum Abbau bürokratischer Hemmnisse insbesondere in der mittelständischen Wirtschaft
Investitionszulagengesetz 2007
Jahressteuergesetz 2007
Progressionsvorbehalt Elterngeld
Drittes Gesetz zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen

2) aus gesamtwirtschaftlichen Gründen und infolge unvorhergesehener Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte
3) nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
    
Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen
Hinweis: In Folge der Regionalisierung des Schätzergebnisses und der Korrektur eines Versehens bei der Verbuchung 
der Sonderbedarfs-BEZ wegen struktureller Arbeitslosigkeit im Jahr 2010  ergeben sich Abweichungen gegenüber der 
ursprünglichen Pressemitteilung Nr. 54/2007 vom 11.05.2007.

Abweichung 
insgesamt

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2006

davon:

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 2007

2007

2008

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 2007

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Abweichungen

Schätz-
abweichung 2)

2009

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 2007

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2006

Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2006

2010 Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2006

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 2007

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)
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Ergebnisse der 130. Sitzung des Arbeitskreises  
„Steuerschätzungen“ vom 6. bis 7. November 2007 
 
 
Vom 6. bis 7. November 2007 fand in Nettetal auf Einladung des Finanz-
ministeriums des Landes Nordrhein-Westfalen die 130. Sitzung des Arbeits-
kreises „Steuerschätzungen“ statt. Geschätzt wurden die Steuereinnahmen für 
die Jahre 2007 und 2008. 

 

Die Schätzung ging vom geltenden Steuerrecht aus. Für die Jahre 2007 und 

2008 wurden gegenüber der vorangegangenen Schätzung vom Mai 2007 die 

finanziellen Auswirkungen des Gesetzes zur weiteren Stärkung des 

bürgerschaftlichen Engagements sowie des Gesetzes zur Änderung 

kraftfahrzeugrechtlicher und autobahnmautrechtlicher Vorschriften (nur 

steuerliche Maßnahmen) einbezogen. 

 

Für das Jahr 2008 wurden darüber hinaus erstmals die finanziellen Auswir-

kungen des Unternehmensteuerreformgesetzes 2008 berücksichtigt. 

 

Die in der Mai-Schätzung für die Jahre 2007 bis 2009 unterstellten finan-

ziellen Auswirkungen des EuGH-Urteils „Meilicke“ verschieben sich um ein 

Jahr nach hinten. Grund ist ein vor dem Finanzgericht Köln anhängiges 

Verfahren, in dem es insbesondere um Formerfordernisse an die von 

ausländischen Gesellschaften ausgestellten Steuerbescheinigungen geht. 

 

Für das nominale Bruttoinlandsprodukt werden die von der Bundesregierung 

in ihrer Herbstprojektion erwarteten Zuwachsraten angesetzt: Für 2007 ein 

Zuwachs von + 4,4 % und für 2008 ein Zuwachs von 3,5 %. Damit wurde die 

Erwartung für 2007 gegenüber der Steuerschätzung vom Mai 2007 um 0,4 %-
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Punkte angehoben, für 2008 um 0,2 %-Punkte leicht zurückgenommen.  

 

Betrachtet man die für die Steuerschätzung relevanten Aggregate, so stellt 

man für 2007 im Vergleich zur Mai-Steuerschätzung einen deutlichen 

Zuwachs bei der erwarteten Bruttolohn- und -gehaltsumme und den 

Unternehmens- und Vermögenseinkommen fest, während der private 

Verbrauch deutlich schwächer eingeschätzt wird.  

 

Auf dieser Grundlage ergibt sich für 2007 eine im Vergleich zum Mai höhere 

Schätzung für die Lohnsteuer und die von Kapitaleinkünften abhängigen 

Steuern auf der einen Seite und ein Rückgang bei der Schätzung der 

verbrauchsabhängigen Steuern, vor allem der Steuern vom Umsatz.  

 

Verglichen mit der letzten Steuerschätzung vom Mai 2007 werden die Steu-

ereinnahmen insgesamt im Jahre 2007 voraussichtlich um + 4,6 Mrd. € höher 

ausfallen. Für den Bund ergeben sich Mehreinnahmen von + 1,4 Mrd. €, 

Länder und Gemeinden haben in diesem Jahr einen Aufkommenszuwachs 

von + 2,3 Mrd. € bzw. + 1,5 Mrd. € zu erwarten. 

 

Im Jahr 2008 wird das Steueraufkommen voraussichtlich nur leicht über dem 

Schätzergebnis vom Mai 2007 liegen. Der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ 

hat seinen Schätzansatz für 2008 um + 0,3 Mrd. € angehoben. Dabei steht 

einer positiven Schätzabweichung von + 4,1 Mrd. € ein durch zwi-

schenzeitlich beschlossene Steuerrechtsänderungen (insbesondere die 

Unternehmensteuerreform) bedingter Steuerausfall von – 3,8 Mrd. gegenüber. 

 

Während das Ergebnis beim Bund im Vergleich zur Mai-Schätzung 

unverändert bleibt, ergeben sich für die Länder Mindereinnahmen von – 0,3 

Mrd. € und für die Gemeinden Mehreinnahmen von  + 0,9 Mrd. €. 
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Das Ergebnis der Steuerschätzung bestätigt im Grundsatz die Ansätze in den 

Entwürfen für den Nachtragshaushalt des Bundes 2007 und den 

Bundeshaushalt 2008. Neue finanzielle Spielräume ergeben sich aufgrund der 

Ergebnisse der Steuerschätzung daher nicht. 

 

Anlage 1 enthält die Ergebnisse der Steuerschätzung. Um einen Vergleich 

mit den letzten Steuerschätzungen vom Mai 2007 zu ermöglichen, sind die 

Abweichungen in Anlage 2 im Einzelnen dargestellt.  

 

Die Ergebnisse der neuen Steuerschätzung bilden, soweit sie den Bund 

betreffen, die Grundlage für den Bundeshaushalt 2008 und den 

Nachtragshaushalt 2007.  

 

 
   
 
 
   
 



 Ergebnis der 130. Sitzung des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
vom 6. bis 7. November 2007 in Nettetal

 Anlage 1 zu Pressemitteilung 110/07

Ist
2006 2007 2008

1.  Bund    
    (Mrd. €) 203,9 231,9 238,2
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 7,2 13,7 2,7
 
2.  Länder 
      (Mrd. €) 195,1 213,4 219,0
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 8,1 9,4 2,6
 
3.  Gemeinden  
    (Mrd. €) 67,3 72,1 73,6
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 12,6 7,1 2,1
 
 4.  EU 
    (Mrd. €) 22,1 21,5 24,8
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 2,0 -2,7 15,3
 
 5. Steuereinnahmen insgesamt (Mrd. €) 488,4 538,9 555,6
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 8,0 10,3 3,1

 Bund und Länder nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Schätzung



 Abweichungen des Ergebnisses der Steuerschätzung November 2007 vom Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 2007

(Beträge in Mrd. €)

 Anlage 2 zu Pressemitteilung 110/07

Bund 3) 230,5 1,4 0,1 0,5 0,8 231,9
Länder 3) 211,1 2,3 0,1 2,3 213,4
Gemeinden 3) 70,5 1,5 0,0 1,5 72,1
EU 22,2 -0,6 0,0 -0,5 -0,2 21,5
St.E.insgesamt 534,3 4,6 0,2 0,0 4,4 538,9

Bund 3) 238,2 0,0 -1,5 0,4 1,2 238,2
Länder 3) 219,3 -0,3 -1,8 1,5 219,0
Gemeinden 3) 72,7 0,9 -0,5 1,4 73,6
EU 25,1 -0,3 0,0 -0,4 0,1 24,8
St.E.insgesamt 555,3 0,3 -3,8 0,0 4,1 555,6

1) 2007 ff.:
Gesetz zur Änderung kraftfahrzeugrechtlicher und autobahnmautrechtlicher Vorschriften (nur steuerliche Maßnahmen)
Gesetz zur weiteren Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements
Finanzielle Auswirkungen EuGH-Urteil "Meilicke"
2008 ff.:
Unternehmensteuerreformgesetz 2008

2) aus gesamtwirtschaftlichen Gründen und infolge unvorhergesehener Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte
3) nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
    
Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Abweichungen

Schätz-
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2007

Abweichungen
Ergebnis der 

Steuerschätzung 
November 2007

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Abweichung 
insgesamt

Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2007

davon:

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2007

2007

2008
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Ergebnisse der 131. Sitzung des Arbeitskreises Steuer-
schätzungen“ vom 6. bis 8. Mai 2008 
 

Vom 6. bis 8. Mai 2008 fand in Meißen auf Einladung des Sächsischen 

Staatsministeriums der Finanzen die 131. Sitzung des Arbeitskreises 

„Steuerschätzungen“ statt. Geschätzt wurden die Steuereinnahmen für die 

Jahre 2008 bis 2012. 

 

Für das Jahr 2008 wurden gegenüber der vorangegangenen Schätzung vom 

November 2007 die finanziellen Auswirkungen folgender Gesetze 

einbezogen: 

 

• Lohnsteuerrichtlinien 2008, 

• Jahressteuergesetz 2008, 

• Zweites Gesetz zur Änderung des Regionalisierungsgesetzes. 

 

Für die Jahre 2009 bis 2012 wurden die finanziellen Auswirkungen des 

Gesetzes zur Förderung der betrieblichen Altersvorsorge (nur steuerliche 

Maßnahmen) erstmals berücksichtigt. 

 

Darüber hinaus wurden nachstehende Gesetze einbezogen: 

 

• Unternehmensteuerreformgesetz 2008, 
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• Gesetz zur weiteren Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements, 

• Gesetz zur Änderung kraftfahrzeugrechtlicher und auto-

bahnmautrechtlicher Vorschriften (nur steuerliche Maßnahmen). 

 

In Bezug auf die Auswirkungen des EuGH-Urteils „Meilicke“ wurde wie im 

November davon ausgegangen, dass sich diese, verglichen mit dem in der 

Mai-Schätzung 2007 unterstellten Szenario, um ein Jahr auf die Jahre 2008 

bis 2010 verschieben. 

 

Für das nominale Bruttoinlandsprodukt wurden die von der Bundesregierung 

in ihrer Frühjahrsprojektion erwarteten Werte angesetzt. Dabei wurde mit 

Zuwachsraten von + 3,4 % für 2008, 2,7 % für 2009 und durchschnittlich 3,1 

% für die Jahre 2010 bis 2012 ein weiterhin robustes Wachstum unterstellt. 

 

Gegenüber der Steuerschätzung vom November 2007 werden die 

Steuereinnahmen im Jahre 2008 voraussichtlich um - 1,2 Mrd. €  geringer 

ausfallen. Für den Bund ergibt sich dagegen ein leichtes Plus von 0,4 Mrd. €, 

da deutliche Mindereinnahmen bei den reinen Bundessteuern vor allem durch 

die zu erwartenden geringeren Abführungen an die EU mehr als ausgeglichen 

werden. 

Die Länder können 2008 mit Mehrreinnahmen in Höhe von + 0,8 Mrd. € 

rechnen, während sich für die Gemeinden Mindereinnahmen von – 1,0 Mrd. € 

ergeben.  
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Das Steueraufkommen insgesamt wird 2009 um – 4,0 Mrd. € geringer 

ausfallen, als im Mai 2007 angenommen. Auf den Bund entfallen davon – 1,0 

Mrd. €. Im Vergleich mit der mittelfristigen Finanzplanung des Bundes, in 

der anders als in der Mai-Steuerschätzung u.a. die Auswirkungen der 

Unternehmensteuerreform bereits berücksichtigt wurden, ergeben sich leichte 

Mehreinnahmen von + 0,9 Mrd. €. 

 

In den Jahren 2010 und 2011 werden die Einnahmen voraussichtlich um + 0,3 

Mrd. € und + 6,4 Mrd. € höher liegen, als im Mai 2007 unterstellt. Getragen 

wird diese Entwicklung in erster Linie von den positiven Aussichten für den 

Arbeitsmarkt, die für deutliche Zuwächse bei der Lohnsteuer sorgen.  

 

In Anlage 1 werden die Ergebnisse dargestellt. Um einen Vergleich mit der 

letzten Steuerschätzungen vom November bzw. Mai 2007 zu ermöglichen, 

sind die Abweichungen in Anlage 2 im Einzelnen dargestellt.  

 

Die Ergebnisse der neuen Steuerschätzung bilden, soweit sie den Bund 

betreffen, die Grundlage für den Entwurf des Bundeshaushalts 2009 sowie die 

Fortschreibung des Finanzplans bis 2012. 

 
 

 
 
 

Pressemitteilung 



 Ergebnis der 131. Sitzung des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
vom 6. bis 8. Mai 2008 in Meißen

 Anlage 1 zu Pressemitteilung 15/08

Ist Schätzung
2007 2008 2009 2010 2011 2012

1.  Bund    
    (Mrd. €) 230,1 238,4 249,1 255,9 267,2 277,3
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 12,8 3,6 4,5 2,7 4,4 3,8
 
2.  Länder 
      (Mrd. €) 213,2 220,0 225,7 234,9 244,4 253,9
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 9,3 3,2 2,6 4,1 4,0 3,9
 
3.  Gemeinden  
    (Mrd. €) 72,7 72,6 74,6 78,2 82,6 87,3
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 8,0 -0,1 2,8 4,8 5,5 5,7
 
 4.  EU 
    (Mrd. €) 22,2 23,5 21,6 26,1 25,8 26,8
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 0,5 5,4 -8,0 21,0 -1,1 3,8
 
 5. Steuereinnahmen insgesamt (Mrd. €) 538,2 554,4 571,1 595,2 620,0 645,3
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 10,2 3,0 3,0 4,2 4,2 4,1

 Bund und Länder nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Schätzung



 Abweichungen des Ergebnisses der Steuerschätzung Mai 2008 von den Ergebnissen der 
Steuerschätzung November 2007 bzw. der Steuerschätzung Mai 2007

(Beträge in Mrd. €)

 Anlage 2 zu Pressemitteilung 15/08

Bund 3) 238,0 0,4 -0,1 1,1 -0,7 238,4
Länder 3) 219,2 0,8 0,1 0,7 220,0
Gemeinden 3) 73,6 -1,0 0,0 -0,9 72,6
EU 24,8 -1,4 0,0 -1,1 -0,2 23,5
St.E.insgesamt 555,6 -1,2 0,0 0,0 -1,2 554,4

Bund 3) 250,2 -1,0 -4,7 1,3 2,4 249,1
Länder 3) 226,8 -1,1 -4,2 3,1 225,7
Gemeinden 3) 75,3 -0,7 -1,4 0,7 74,6
EU 22,7 -1,1 0,0 -1,3 0,1 21,6
St.E.insgesamt 575,0 -4,0 -10,4 0,0 6,4 571,1

Bund 3) 255,5 0,4 -4,5 0,2 4,7 255,9
Länder 3) 233,9 1,0 -3,7 4,7 234,9
Gemeinden 3) 79,3 -1,1 -1,3 0,2 78,2
EU 26,2 -0,1 0,0 -0,2 0,1 26,1
St.E.insgesamt 594,9 0,3 -9,5 0,0 9,7 595,2

Bund 3) 263,7 3,5 -3,3 0,3 6,6 267,2
Länder 3) 240,6 3,8 -2,4 6,3 244,4
Gemeinden 3) 83,3 -0,7 -0,6 -0,1 82,6
EU 26,0 -0,2 0,0 -0,3 0,1 25,8
St.E.insgesamt 613,6 6,4 -6,4 0,0 12,8 620,0

1) 2008 ff.:
Jahressteuergesetz 2008
Lohnsteuerrichtlinien 2008
Zweites Gesetz zur Änderung des Regionalisierungsgesetzes
2009 ff.
Unternehmensteuerreformgesetz 2008,
Gesetz zur weiteren Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements, 
Gesetz zur Änderung kraftfahrzeugrechtlicher und autobahnmautrechtlicher Vorschriften (nur steuerliche Maßnahmen) und
die Verschiebung der finanziellen Auswirkungen des EuGH-Urteils "Meilicke",
Gesetz zur Förderung der betrieblichen Altersversorgung (nur steuerliche Maßnahmen)

2) aus gesamtwirtschaftlichen Gründen und infolge unvorhergesehener Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte
3) nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Änderungen beim Steuerrecht, die aufgrund der Verfassungswidrigkeit derzeitiger Regelungen notwendig werden, sind nicht berücksichtigt 
(Erbschaftsteuerrecht, Abzugsfähigkeit der privaten Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge). 
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Ergebnisse der 132. Sitzung des Arbeitskreises  
„Steuerschätzungen“ vom 4. bis 5. November 2008 
 
Vom 4. bis 5. November 2008 fand in Hildesheim auf Einladung des Finanz-
ministeriums des Landes Niedersachsen die 132. Sitzung des Arbeitskreises 
„Steuerschätzungen“ statt. Geschätzt wurden die Steuereinnahmen für die 
Jahre 2008 und 2009. 
 
Die Schätzung ging vom geltenden Steuerrecht aus. Für das Jahr 2009 

wurden gegenüber der vorangegangenen Schätzung vom Mai 2008 die 

finanziellen Auswirkungen des Eigenheimrentengesetzes und des Gesetzes 

zur Modernisierung des Wagniskapitalmarktes berücksichtigt.  

 

Die in der Mai-Schätzung für die Jahre 2008 bis 2010 unterstellten finan-

ziellen Auswirkungen des EuGH-Urteils „Meilicke“ verschieben sich um ein 

weiteres Jahr nach hinten. Grund ist ein vor dem Finanzgericht Köln anhängi-

ges Verfahren, in dem es insbesondere um Formerfordernisse an die von 

ausländischen Gesellschaften ausgestellten Steuerbescheinigungen geht. 

 

Der Steuerschätzung wurden die gesamtwirtschaftlichen Eckwerte der 

Herbstprojektion der Bundesregierung zugrunde gelegt. Danach werden für 

den Schätzzeitraum 2008 und 2009 für das nominale Bruttoinlandsprodukt 

Zuwachsraten von 3,0 % bzw. 2,0 % erwartet. Dies entspricht gegenüber der 

Steuerschätzung vom Mai 2008 Abwärtskorrekturen von 0,4 bzw. 0,7 

Prozentpunkten.  
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Auch bei für die Steuerschätzung relevanten Einzelaggregaten sind in der 

Herbstprojektion deutliche Anpassungen vorgenommen worden. Dies betrifft 

in besonderem Maße die erwarteten Steigerungsraten der Unternehmens- und 

Vermögenseinkommen, die für die Jahre 2008 und 2009 deutlich 

zurückgenommen wurden. Dagegen ist die Einschätzung für den Zuwachs der 

Bruttolohn- und -gehaltssumme im Jahr 2008 im Vergleich zur Mai-

Steuerschätzung nach oben korrigiert worden. 

 

Verglichen mit der letzten Steuerschätzung vom Mai 2008 werden die Steu-

ereinnahmen insgesamt im Jahr 2008 voraussichtlich um + 7,4 Mrd. € höher 

ausfallen. Für den Bund ergeben sich Mehreinnahmen von + 0,4 Mrd. €. 

Länder und Gemeinden profitieren vergleichsweise stärker mit einem 

Aufkommenszuwachs von + 1,7 Mrd. € bzw. + 5,7 Mrd. €. Die Gründe dafür 

sind vor allem in der - verglichen mit den reinen Bundessteuern - deutlich 

besseren Entwicklung der reinen Ländersteuern bzw. den deutlich 

gestiegenen Einnahmeerwartungen für die Gewerbesteuer zu finden. 

 

Auch im Jahr 2009 wird das Steueraufkommen voraussichtlich über dem 

Schätzergebnis vom Mai 2008 liegen. Der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ 

hat seinen Schätzansatz für 2009 leicht um + 1,0 Mrd. € angehoben.  
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Während der Bund u.a. aufgrund eines deutlichen Rückgangs bei den reinen 

Bundessteuern Mindereinnahmen von - 2,2 Mrd. € verkraften muss und die 

Länder leichte Einbußen von - 0,3 Mrd. zu verzeichnen haben, können die 

Gemeinden im Vergleich zur Mai-Steuerschätzung mit deutlich höheren 

Steuereinnahmen (+ 3,3 Mrd. €) rechnen. 

 

Anlage 1 enthält die Ergebnisse der Steuerschätzung. Um einen Vergleich mit 

den letzten Steuerschätzungen vom Mai 2008 zu ermöglichen, sind die 

Abweichungen in Anlage 2 im Einzelnen dargestellt.  

 

Die Ergebnisse der neuen Steuerschätzung bilden, soweit sie den Bund 

betreffen, die Grundlage für den Bundeshaushalt 2009.  

 

Pressemitteilung 



 Ergebnis der 132. Sitzung des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
vom 4. bis 5. November 2008 in Hildesheim

 Anlage 1 zu Pressemitteilung 56/08

Ist
2007 2008 2009

1.  Bund    
    (Mrd. €) 230,1 238,7 246,9
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 12,9 3,7 3,5
 
2.  Länder 
      (Mrd. €) 213,2 221,7 225,5
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 9,3 4,0 1,7
 
3.  Gemeinden  
    (Mrd. €) 72,7 78,3 77,9
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 8,0 7,8 -0,5
 
 4.  EU 
    (Mrd. €) 22,2 23,1 21,7
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 0,5 3,7 -5,9
 
 5. Steuereinnahmen insgesamt (Mrd. €) 538,2 561,8 572,0
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 10,2 4,4 1,8

 Bund und Länder nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Schätzung



 Abweichungen des Ergebnisses der Steuerschätzung November 2008 vom Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 2008

(Beträge in Mrd. €)

 Anlage 2 zu Pressemitteilung 56/08

Bund 3) 238,3 0,4 0,1 0,1 0,1 238,7
Länder 3) 220,0 1,7 0,1 1,6 221,7
Gemeinden 3) 72,6 5,7 0,0 5,7 78,3
EU 23,5 -0,4 0,0 -0,1 -0,2 23,1
St.E.insgesamt 554,4 7,4 0,3 0,0 7,1 561,8

Bund 3) 249,1 -2,2 1,5 -0,6 -3,0 246,9
Länder 3) 225,7 -0,3 1,3 -1,6 225,5
Gemeinden 3) 74,6 3,3 0,3 3,0 77,9
EU 21,6 0,1 0,0 0,6 -0,5 21,7
St.E.insgesamt 571,1 1,0 3,1 0,0 -2,1 572,0

1) 2008 ff.:
Finanzielle Auswirkungen EuGH-Urteil "Meilicke"
2009 ff.
Eigenheimrentengesetz
Gesetz zur Modernisierung des Wagniskapitalmarktes

2) aus gesamtwirtschaftlichen Gründen und infolge unvorhergesehener Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte
3) nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Abweichungen

Schätz-
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2008

Abweichungen

2009 Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2008

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Änderungen beim Steuerrecht, die aufgrund der Verfassungswidrigkeit derzeitiger Regelungen notwendig werden, sind nicht berücksichtigt 
(Erbschaftsteuerrecht, Abzugsfähigkeit der privaten Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge). 
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Ergebnisse der 134. Sitzung des Arbeitskreises Steuer-
schätzungen“ vom 12. bis 14. Mai 2009  
 
 
Vom 12. bis 14. Mai 2009 fand in Bad Kreuznach auf Einladung des 
Rheinland-Pfälzischen Ministeriums der Finanzen die 134. Sitzung des 
Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ statt. Geschätzt wurden die 
Steuereinnahmen für die Jahre 2009 bis 2013. 

 

Für die Jahre 2009 bis 2013 wurden die finanziellen Auswirkungen der 

nachstehenden Gesetze einbezogen: 

 
 Gesetz zur Schaffung einer Nachfolgeregelung und Änderung des 

Investitionszulagengesetzes 2007  
 Jahressteuergesetz 2009  
 Gesetz zur Modernisierung und Entbürokratisierung des Steuerverfahrens 

(Steuerbürokratieabbaugesetz)  
 Gesetz zur Umsetzung steuerrechtlicher Regelungen des 

Maßnahmenpakts  „Beschäftigungssicherung durch Wachstumsstärkung“ 
(sog. Konjunkturpaket I) 

 Gesetz zur Förderung von Familien und haushaltsnahen Dienstleistungen 
(Familienleistungsgesetz)  

 Gesetz zur Reform des Erbschaftsteuer- und Bewertungsrechts 
(Erbschaftsteuerreformgesetz) 

 Gesetz zur Sicherung von Beschäftigung und Stabilität in Deutschland  
      (sog. Konjunkturpaket II) 
 Gesetz zur steuerlichen Förderung der Mitarbeiterkapitalbeteiligung 

(Mitarbeiterkapitalbeteiligungsgesetz) 
 Drittes Gesetz zum Abbau bürokratischer Hemmnisse insbesondere in der 

mittelständischen Wirtschaft ( Drittes Mittelstandsentlastungsgesetz)  
 

Pressemitteilung 



 

 

  
 
 
 Gesetz zur Neuregelung der Kraftfahrzeugsteuer und Änderung anderer 

Gesetze          
 Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 106, 106b, 107, 108) 
 Gesetz zur verbesserten steuerlichen Berücksichtigung von 

Vorsorgeaufwendungen (Bürgerentlastungsgesetz Krankenversicherung) 
(mit Stand Regierungsentwurf) 

 Gesetz zur Fortführung der Gesetzeslage 2006 bei der 
Entfernungspauschale  

 Gesetz zur Förderung von Kindern unter drei Jahren in Tageseinrichtungen 
und in Kindertagespflege (Kinderförderungsgesetz) 

 Gesetz zur Änderung der Förderung von Biokraftstoffen (mit Stand 
Bundestagsbeschluß) 

 Gesetz zur Änderung des Fünften Vermögensbildungsgesetzes 
(„Bildungssparen“) 

 
 
Für die Jahre 2010 bis 2013 wurden zusätzlich berücksichtigt: 
 
 Finanzielle Auswirkungen des EuGH-Urteils „Meilicke“ 
 Eigenheimrentengesetz 
 Gesetz zur Modernisierung des Wagniskapitalmarktes 

 

Neben den Steuerrechtsänderungen prägt die in der Frühjahrsprojektion der 

Bundesregierung erwartete gesamtwirtschaftliche Entwicklung das Ergebnis 

der Steuerschätzung. Die deutsche Wirtschaft befindet sich im Abwärtssog der 

weltwirtschaftlichen Krise. Die Wirtschaftsdaten zeigen an, dass sich die 

gesamtwirtschaftliche Aktivität im 1. Quartal dieses Jahres beschleunigt 

abgeschwächt hat. Erst für die zweite Jahreshälfte ist mit einer konjunkturellen 

Stabilisierung zu rechnen. Die Bundesregierung hat deshalb – wie andere 

Institutionen – ihre Erwartungen zur Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts 

gegenüber den vorangegangenen Schätzterminen deutlich nach unten 

korrigiert. War im November letzten Jahres für das Jahr 2009 noch ein 

Zuwachs des nominalen BIP von + 2,0 % angenommen worden, so geht die 

aktuelle Prognose von einem Rückgang um - 5,3 % aus. 
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Für das Jahr 2010 wird im Zuge der erwarteten Erholung der Wirtschaft ein 

leichter Zuwachs beim nominalen BIP von + 1,2 % unterstellt. In den 

Folgejahren beschleunigt sich der Anstieg auf + 3,3 %.   

 

Auch bei den für die Steuerschätzung relevanten Einkommensaggregaten 

waren deutliche Korrekturen notwendig. So wurden die Niveaus der 

Bruttolöhne und –gehälter und der Unternehmens- und 

Vermögenseinkommen für den gesamten kurz- und mittelfristigen 

Schätzzeitraum deutlich nach unten angepasst. 

 

Gegenüber der Steuerschätzung vom November 2008 werden die 

Steuereinnahmen im Jahre 2009 voraussichtlich um - 45 Mrd. €  niedriger 

ausfallen. Für den Bund ergibt sich ein Einnahmerückgang um - 21,5 Mrd. €, 

wovon allerdings -11 Mrd. € (konjunkturelle Entwicklung und 

Steuerrechtsänderungen) bereits im  ersten Nachtragshaushalt  2009 

berücksichtigt wurden. 

 

Die Länder müssen 2009 mit Einnahmeeinbußen in Höhe von - 16,5  Mrd. € 

rechnen, für die Gemeinden ergeben sich Mindereinnahmen von -7,6  Mrd. €. 

 

Das Steueraufkommen insgesamt wird 2010 um - 84,7 Mrd. € geringer 

ausfallen als im Mai 2008 angenommen. Auf den Bund entfallen davon  

- 41,1  Mrd. €.  

 

In den Jahren 2011 und 2012 werden die Einnahmen voraussichtlich um  

- 93,4 Mrd. €  (Bund: - 44,7 Mrd. €) bzw. - 93,2 Mrd. € (Bund: - 45,2 Mrd. €) 

unter dem Schätzansatz der letzten Mittelfristschätzung vom Mai 2008 liegen. 
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In Anlage 1 werden die Ergebnisse dargestellt. Um einen Vergleich mit der 

letzten Steuerschätzungen vom November bzw. Mai 2008 zu ermöglichen, 

sind die Abweichungen in Anlage 2 im Einzelnen dargestellt.  

 

Die Ergebnisse der neuen Steuerschätzung bilden, soweit sie den Bund 

betreffen, die Grundlage für den zweiten Nachtragshaushalt 2009, den 

Entwurf des Bundeshaushalts 2010 sowie die Fortschreibung des Finanzplans 

bis 2013. 

 
 



 Ergebnis der 134. Sitzung des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
vom 12.-14. Mai 2009 in Bad Kreuznach

 Anlage 1 zu Pressemitteilung 20/09

Ist Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung

2008 2009 2010 2011 2012 2013
1.  Bund    
    (Mrd. €) 239,2 225,5 214,7 222,6 232,0 241,3
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 3,9 -5,7 -4,8 3,6 4,2 4,0
 
2.  Länder 
      (Mrd. €) 221,9 209,0 201,5 206,7 216,5 225,0
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 4,1 -5,8 -3,6 2,6 4,8 3,9
 
3.  Gemeinden  
    (Mrd. €) 77,0 70,3 67,6 70,5 75,1 80,0
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 5,9 -8,7 -3,8 4,3 6,6 6,5
 
 4.  EU 
    (Mrd. €) 23,1 22,3 26,6 26,9 28,4 28,9
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 3,7 -3,3 19,3 1,1 5,5 1,7
 
 5. Steuereinnahmen insgesamt (Mrd. €) 561,2 527,0 510,4 526,7 552,0 575,1
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 4,3 -6,1 -3,1 3,2 4,8 4,2

 Bund und Länder nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Schätzung



 Abweichungen des Ergebnisses der Steuerschätzung Mai 2009 von den Ergebnissen der Steuerschätzung 
November 2008 bzw. der Steuerschätzung Mai 2008

(Beträge in Mrd. €)

 Anlage 2 zu Pressemitteilung 20/09

Bund 3) 246,9 -21,5 -8,5 -1,0 -12,0 225,5
Länder 3) 225,5 -16,5 -5,6 -10,9 209,0
Gemeinden 3) 77,9 -7,6 -2,4 -5,2 70,3
EU 21,7 0,6 0,0 1,0 -0,4 22,3
St.E.insgesamt 572,0 -45,0 -16,5 0,0 -28,5 527,0

Bund 3) 255,9 -41,1 -13,6 -1,4 -26,1 214,7
Länder 3) 234,9 -33,4 -10,1 -23,4 201,5
Gemeinden 3) 78,2 -10,7 -4,7 -5,9 67,6
EU 26,1 0,5 0,0 1,4 -0,9 26,6
St.E.insgesamt 595,2 -84,7 -28,4 0,0 -56,3 510,4

Bund 3) 267,2 -44,7 -13,8 -1,9 -28,9 222,6
Länder 3) 244,4 -37,7 -11,8 -25,9 206,7
Gemeinden 3) 82,6 -12,1 -5,0 -7,1 70,5
EU 25,8 1,1 0,0 1,9 -0,8 26,9
St.E.insgesamt 620,0 -93,4 -30,6 0,0 -62,7 526,7

Bund 3) 277,3 -45,2 -13,2 -2,2 -29,8 232,0
Länder 3) 253,9 -37,4 -10,5 -26,8 216,5
Gemeinden 3) 87,3 -12,2 -4,3 -7,8 75,1
EU 26,8 1,6 0,0 2,2 -0,7 28,4
St.E.insgesamt 645,3 -93,2 -28,1 0,0 -65,1 552,0

1) 2009 ff.:
Gesetz zur Schaffung einer Nachfolgeregelung und Änderung des Investitionszulagengesetzes 2007 (InvZulG 2010) 
Jahressteuergesetz 2009 (JStG 2009) vom 19.12.2008 
Gesetz zur Modernisierung und Entbürokratisierung des Steuerverfahrens (Steuerbürokratieabbaugesetz)
Gesetz zur Umsetzung steuerrechtlicher Regelungen des Maßnahmenpakets "Beschäftigungssicherung durch Wachstumsstärkung" 

- sog. Konjunkturpaket I vom 21.12.2008
Gesetz zur Förderung von Familien und haushaltsnahen Dienstleistungen (Familienleistungsgesetz - FamLeistG) 
Gesetz zur Reform des Erbschaftsteuer- und Bewertungsrechts (Erbschaftsteuerreformgesetz - ErbStRG) ˜vom 24.12.2008
Gesetz zur Sicherung von Beschäftigung und Stabilität in Deutschland vom 02.03.2009 - sog. Konjunkturpaket II
Gesetz zur steuerlichen Förderung der Mitarbeiterkapitalbeteiligung (Mitarbeiterkapitalbeteiligungsgesetz) vom 07.03.2009
Drittes Gesetz zum Abbau bürokratischer Hemmnisse insbes. i.d. mittelständischen Wirtschaft (Drittes Mittelstandsentlastungsgesetz vom 17.03.2009
Gesetz zur Neuregelung der Kraftfahrzeugsteuer und Änderung anderer Gesetze
Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 106. 106b, 107, 108) vom 19.03.2009
Gesetz zur verbesserten steuerlichen Berücksichtigung von Vorsorgeaufwendungen (Bürgerentlastungsgesetz Krankenversicherung)
Gesetz zur Fortführung der Gesetzeslage 2006 bei der Entfernungspauschale
Gesetz zur Förderung von Kindern unter drei Jahren in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege (Kinderförderungsgesetz - KiFöG)
Gesetz zur Änderung der Förderung von Biokraftstoffen
Gesetz zur Änderung des Fünften Vermögensbildungsgesetzs ("Bildungssparen")
2010 ff.:
Finanzielle Auswirkungen EuGH-Urteil "Meilicke"
Eigenheimrentengesetz
Gesetz zur Modernisierung des Wagniskapitalmarktes

2) aus gesamtwirtschaftlichen Gründen und infolge unvorhergesehener Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte
3) nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

2009

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 2009

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Abweichung 
insgesamt

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2008

davon:

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 2009

Abweichungen

Schätz-
abweichung 2)

2011

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2008

Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2008

Abweichungen

2010
Abweichung 
insgesamt

davon:

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 2009

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

2012 Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2008

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 2009

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)
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Ergebnisse der 135. Sitzung des Arbeitskreises  
„Steuerschätzungen“ vom 3. bis 5. November 2009 
 

Vom 3. bis 5. November 2009 fand in Hamburg auf Einladung der 
Finanzbehörde der Freien und Hansestadt Hamburg die 135. Sitzung des 
Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ statt. Geschätzt wurden die Steuer-
einnahmen für die Jahre 2009 und 2010. 
 
Die Schätzung ging vom geltenden Steuerrecht aus. Für das Jahr 2010 waren 

gegenüber der vorangegangenen Schätzung vom Mai 2009 die finanziellen 

Auswirkungen folgender Gesetze zu berücksichtigen: 

 

- Gesetz zur verbesserten steuerlichen Berücksichtigung von 

Vorsorgeaufwendungen  (Bürgerentlastungsgesetz 

Krankenversicherung); nur Differenz zum Mai-Ansatz 

- Gesetz zur Änderung des Energiesteuergesetzes 

- Begleitgesetz zur zweiten Föderalismusreform. 

 

Die in der Mai-Schätzung unterstellten finanziellen Auswirkungen des 

EuGH-Urteils „Meilicke“ verschieben sich um ein weiteres Jahr nach hinten, 

weil erst Ende kommenden Jahres mit einer erneuten Entscheidung des EuGH 

in dieser Sache zu rechnen ist. Außerdem kann das Gesetz zur 

Modernisierung des Wagniskapitalmarkts aus EU-rechtlichen Gründen 

vorerst nicht angewendet werden. 

 

Pressemitteilung 
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Der Steuerschätzung wurden die gesamtwirtschaftlichen Eckwerte der 

Herbstprojektion der Bundesregierung zugrunde gelegt. Die konjunkturelle 

Entwicklung in Deutschland verlief im Sommerhalbjahr günstiger als noch im 

Frühjahr erwartet. Zudem deuten die in die Zukunft weisenden 

Wirtschaftsdaten auf eine Fortsetzung der konjunkturellen Aufwärtstendenz 

hin. Dennoch verbleibt die gesamtwirtschaftliche Aktivität auf niedrigem 

Niveau. Im Schätzzeitraum 2009 und 2010 werden für das nominale 

Bruttoinlandsprodukt nun Veränderungsraten von - 3,9 % bzw. + 1,6 % 

erwartet. Dies entspricht gegenüber der Steuerschätzung vom Mai 2009 für 

die Jahre 2009 und 2010 einer Aufwärtskorrektur von + 1,4 bzw. + 0,4 

Prozentpunkten. 

 

Die für die Steuerschätzung relevanten Einzelaggregate sind in der 

Herbstprojektion ebenfalls angepasst worden. Dies betrifft in besonderem 

Maße die erwarteten Steigerungsraten der Unternehmens- und 

Vermögenseinkommen, die für das Jahr 2009 deutlich und für das Jahr 2010 

leicht nach oben korrigiert wurden.. 

 

Verglichen mit der letzten Steuerschätzung vom Mai 2009 werden die Steu-

ereinnahmen insgesamt im Jahr 2009 voraussichtlich um – 3,0 Mrd. € 

niedriger ausfallen. Dies ist wesentlich auf Steuerrechtsänderungen mit 

Wirkung für 2009 zurückzuführen, die erst nach der Mai-Steuerschätzung 

beschlossen wurden. 
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Für den Bund ergeben sich dabei wegen voraussichtlich deutlich niedrigerer 

EU-Abführungen Mehreinnahmen von + 1,5 Mrd. €. Länder und Gemeinden 

können hingegen für dieses Jahr  - 2,0 Mrd. € bzw. - 1,0  Mrd. € weniger an 

Steuereinnahmen erwarten. 

 

Im Jahr 2010 wird das Steueraufkommen insgesamt voraussichtlich etwas 

über dem Schätzergebnis vom Mai 2009 liegen. Der Arbeitskreis 

„Steuerschätzungen“ hat seinen Schätzansatz für 2010 um +  1,1 Mrd. € 

angehoben. Einem leichten Zuwachs bei Bund (+ 1,0 Mrd. €) stehen 

konstante Einnahmen bei den Ländern und Mindereinnahmen bei den 

Gemeinden (- 1,1 Mrd. €) gegenüber. 

 
Anlage 1 enthält die Ergebnisse der Steuerschätzung. Um einen Vergleich mit 

den letzten Steuerschätzungen vom Mai 2009 zu ermöglichen, sind die 

Abweichungen in Anlage 2 im Einzelnen dargestellt.  

 
 
 

 

 
 

Pressemitteilung 



 Ergebnis der 135. Sitzung des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
vom 3.-5. November 2009 in Hamburg

 Anlage 1 zu Pressemitteilung 50/2009

Ist Schätzung Schätzung

2008 2009 2010
1.  Bund    
    (Mrd. €) 239,2 227,0 215,7
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 3,9 -5,1 -5,0
 
2.  Länder 
      (Mrd. €) 221,9 207,0 201,5
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 4,1 -6,7 -2,7
 
3.  Gemeinden  
    (Mrd. €) 77,0 69,3 66,5
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 5,9 -10,0 -4,0
 
 4.  EU 
    (Mrd. €) 23,1 20,8 27,8
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 3,7 -10,1 33,7
 
 5. Steuereinnahmen insgesamt (Mrd. €) 561,2 524,1 511,5
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 4,3 -6,6 -2,4

 Bund und Länder nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen



 Abweichungen des Ergebnisses der Steuerschätzung November 2009 vom Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 2009

(Beträge in Mrd. €)

 Anlage 2 zu Pressemitteilung 50/2009

Bund 3) 225,5 1,5 -1,3 1,7 1,1 227,0
Länder 3) 209,0 -2,0 -0,9 -1,1 207,0
Gemeinden 3) 70,3 -1,0 -0,2 -0,8 69,3
EU 22,3 -1,6 0,0 -1,7 0,1 20,8
St.E.insgesamt 527,0 -3,0 -2,4 0,0 -0,6 524,1

Bund 3) 214,7 1,0 0,7 -0,9 1,3 215,7
Länder 3) 201,5 0,0 0,9 -0,9 201,5
Gemeinden 3) 67,6 -1,1 0,1 -1,2 66,5
EU 26,6 1,1 0,0 0,9 0,2 27,8
St.E.insgesamt 510,4 1,1 1,7 0,0 -0,6 511,5

1) 2009 ff.:
Gesetz zur verbesserten steuerlichen Berücksichtigung von Vorsorgeaufwendungen (Bürgerentlastungsgesetz Krankenversicherung)
Gesetz zur Änderung des Energiesteuergesetzes
Begleitgesetz zur zweiten Föderalismusreform
Finanzielle Auswirkungen EuGH-Urteil "Meilicke"
Nichtanwendung des Gesetzes zur Modernisierung des Wagniskapitalmarktes

2) aus gesamtwirtschaftlichen Gründen und infolge unvorhergesehener Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte
3) nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

2009

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2009

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Abweichung 
insgesamt

Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2009

davon:

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2009

Abweichungen

Schätz-
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2009

Abweichungen

2010
Abweichung 
insgesamt

davon:
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Ergebnisse der 136. Sitzung des Arbeitskreises 
„Steuerschätzungen“ vom 4. bis 6. Mai 2010 in Lübeck 
 
Vom 4. bis 6. Mai 2010 fand in Lübeck auf Einladung des Schleswig-
Holsteinischen Ministeriums der Finanzen die 136. Sitzung des Arbeitskreises 
„Steuerschätzungen“ statt. Geschätzt wurden die Steuereinnahmen für die 
Jahre 2010 bis 2014. 
 

Die Schätzung ging vom geltenden Steuerrecht aus. Für die Jahre 2010 bis 

2014 wurden gegenüber der Schätzung vom November 2009 die finanziellen 

Auswirkungen der nachstehenden Gesetze einbezogen: 

 

- Gesetz zur Beschleunigung des Wirtschaftswachstums 
(Wachstumsbeschleunigungsgesetz); 

 

-   Gesetz zur Umsetzung steuerlicher EU-Vorgaben sowie zur Änderung 
steuerlicher Vorschriften. 

 
Darüber hinaus werden für die Jahre 2011 bis 2014 zusätzlich die finanziellen 

Auswirkungen der folgenden Gesetze berücksichtigt:  

 

-   Gesetz zur verbesserten steuerlichen Berücksichtigung von 

Vorsorgeaufwendungen (Bürgerentlastungsgesetz Kranken- 

versicherung); nur Differenz zum Mai-Ansatz; 

 

-   Begleitgesetz zur zweiten Föderalismusreform. 

 
 

Pressemitteilung 
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Die in der Mai-Schätzung 2009 unterstellten finanziellen Auswirkungen des 

EuGH-Urteils „Meilicke“ (Anrechnung ausländischer Körperschaftsteuer) 

verschieben sich um ein weiteres Jahr nach hinten, weil erst Ende diesen 

Jahres mit einer erneuten Entscheidung des EuGH in dieser Sache zu rechnen 

ist. Außerdem ist das Gesetz zur Modernisierung des Wagniskapitalmarkts 

aus EU-rechtlichen Gründen nicht angewendet worden. Die Auswirkungen 

dieser Änderungen waren für die Jahre 2011 bis 2014 noch zu 

berücksichtigen. 

 

Der Steuerschätzung wurden die gesamtwirtschaftlichen Eckwerte der 

Frühjahrsprojektion der Bundesregierung zugrunde gelegt. Die Projektion 

geht davon aus, dass sich die konjunkturelle Erholung im weiteren 

Jahresverlauf nach zögerlichem Jahresauftakt fortsetzen wird. Sie wird wohl 

zunächst zu einem großen Teil von außenwirtschaftlichen Impulsen getragen. 

Im nächsten Jahr dürfte die Binnennachfrage mehr zum Wirtschaftswachstum 

beitragen als in diesem Jahr. Der Arbeitsmarkt hat sich bisher gegenüber dem 

krisenbedingten Konjunktureinbruch erfreulich robust gezeigt. Im 

Jahresdurchschnitt 2010 und 2011 dürfte die Zahl der arbeitslosen Personen 

nahezu stabil bleiben. 

 

Für den gesamten mittelfristigen Schätzzeitraum wird eine Fortsetzung der 

wirtschaftlichen Erholung erwartet. Nach dem scharfen Konjunktureinbruch 

im Winterhalbjahr 2008/2009, mit dem eine deutliche Unterauslastung der 

gesamtwirtschaftlichen Produktionskapazitäten einherging, wird die deutsche 

Wirtschaft voraussichtlich bis 2014 wieder zu einer konjunkturellen 

Normallage zurückgekehrt sein. 
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Die Bundesregierung hat ihre Erwartung für das nominale 

Bruttoinlandsprodukt des Jahres 2010 im Vergleich zur Herbstprojektion 

2009 von + 1,6 % auf + 1,8 % leicht angehoben. Für das Jahr 2011 wird beim 

nominalen BIP ein Zuwachs von + 2,4 % unterstellt und für die Folgejahre 

bis 2014 wird eine stärkere Zunahme von jährlich + 2,9 % prognostiziert. 

 

Bei den für die Steuerschätzung relevanten Einkommensaggregaten waren im 

Rahmen der Frühjahrsprojektion Korrekturen notwendig. So wurden für 2010 

im Vergleich zur Herbstprojektion 2009 die Niveaus der Bruttolöhne und -

gehälter deutlich nach oben und der Unternehmens- und 

Vermögenseinkommen deutlich nach unten angepasst. 

 

Im Jahre 2010 werden die Steuereinnahmen mit 510,3 Mrd. € etwas unter 

dem im November 2009 geschätzten Niveau liegen. Dabei gleichen sich die 

Mindereinnahmen infolge zwischenzeitlich beschlossener Steuerentlastungen 

(- 6,0 Mrd. €) und Mehreinnahmen aufgrund der verbesserten konjunkturellen 

Entwicklung (+ 4,8 Mrd. €) weitgehend aus. Während Bund (+ 0,6 Mrd. €) 

und Länder (+ 1,0 Mrd.) leichte Mehreinnahmen erwarten können, ist bei den 

Kommunen aufgrund der schwachen Entwicklung der Gewerbesteuer mit 

Steuermindereinnahmen in Höhe von - 1,0 Mrd. € zu rechnen. Dabei ist 

jedoch zu beachten, dass der Bund den Gemeinden in diesem Jahr aus dem 

Konjunkturprogramm erhebliche Mittel für investive Zwecke zur Verfügung 

stellt. 
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Für die Jahre ab 2011 wird das Steueraufkommen deutlich unter den 

Erwartungen der Mai-Steuerschätzung 2009 liegen. Die Steuereinnahmen 

werden 2011 um - 11,7 Mrd. €, 2012 um - 12,3 Mrd. € und 2013 um - 13,7 

Mrd. € unter den Ansätzen der letzten Steuerschätzung liegen. Dabei haben 

alle Ebenen mit Ausnahme der EU Mindereinnahmen zu erwarten, die 

insbesondere auf die beschlossenen Steuerentlastungen (- 10,6 Mrd. € in 

2011, - 8,1 Mrd. € in 2012 und - 8,1 Mrd. € in 2013) zurückzuführen sind. 

 

Ab 2011 werden die durch die Wirtschaftskrise und die zu ihrer Bewältigung 

ergriffenen steuerlichen Maßnahmen gesunkenen Steuereinnahmen insgesamt 

zwar wieder von Jahr zu Jahr ansteigen, aber erst im Jahr 2013 werden sie 

wieder das Niveau des Jahres 2008 erreichen. 

 

Anlage 1 enthält die Ergebnisse der Steuerschätzung. Um einen Vergleich 

mit der letzten Steuerschätzung vom November bzw. Mai 2009 zu 

ermöglichen, sind die Abweichungen in Anlage 2 im Einzelnen dargestellt. 

 

Die Ergebnisse der neuen Steuerschätzung bilden, soweit sie den Bund 

betreffen, die Grundlage für den Entwurf des Bundeshaushalts 2011 sowie die 

Fortschreibung des Finanzplans bis 2014.  
 

Pressemitteilung 



Ergebnis der 136. Sitzung des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
vom 4.-6. Mai 2010 in Lübeck

 Anlage 1 zu Pressemitteilung 25/2010

Ist Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung

2009 2010 2011 2012 2013 2014
1.  Bund    
    (Mrd. €) 228,0 216,4 217,3 225,9 234,8 243,4
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) -4,7 -5,1 0,4 4,0 4,0 3,6
 
2.  Länder 
      (Mrd. €) 207,1 202,5 202,8 212,6 220,7 228,1
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) -6,7 -2,2 0,1 4,8 3,8 3,3
 
3.  Gemeinden  
    (Mrd. €) 68,4 65,5 67,3 71,6 75,7 79,5
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) -11,2 -4,2 2,7 6,4 5,8 5,0
 
 4.  EU 
    (Mrd. €) 20,5 25,9 27,6 29,8 30,1 30,6
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) -11,2 26,5 6,4 7,8 1,2 1,7
 
 5. Steuereinnahmen insgesamt (Mrd. €) 524,0 510,3 515,0 539,8 561,3 581,5
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) -6,6 -2,6 0,9 4,8 4,0 3,6

 Bund und Länder nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Schätzung



Abweichungen des Ergebnisses der Steuerschätzung Mai 2010 von den Ergebnissen der 
Steuerschätzung November 2009 bzw. der Steuerschätzung Mai 2009

(Beträge in Mrd. €)

 Anlage 2 zu Pressemitteilung 25/2010

Bund 3) 215,7 0,6 -3,8 1,8 2,7 216,4
Länder 3) 201,5 1,0 -1,3 2,3 202,5
Gemeinden 3) 66,5 -1,0 -0,9 -0,2 65,5
EU 27,8 -1,8 0,0 -1,8 0,0 25,9
St.E.insgesamt 511,5 -1,2 -6,0 0,0 4,8 510,3

Bund 3) 222,6 -5,3 -6,0 -0,5 1,2 217,3
Länder 3) 206,7 -3,9 -2,8 -1,1 202,8
Gemeinden 3) 70,5 -3,2 -1,8 -1,4 67,3
EU 26,9 0,7 0,0 0,5 0,2 27,6
St.E.insgesamt 526,7 -11,7 -10,6 0,0 -1,1 515,0

Bund 3) 232,0 -6,1 -4,8 -1,2 -0,1 225,9
Länder 3) 216,5 -4,0 -1,5 -2,4 212,6
Gemeinden 3) 75,1 -3,5 -1,7 -1,8 71,6
EU 28,4 1,4 0,0 1,2 0,2 29,8
St.E.insgesamt 552,0 -12,3 -8,1 0,0 -4,2 539,8

Bund 3) 241,3 -6,5 -5,0 -1,2 -0,3 234,8
Länder 3) 225,0 -4,3 -1,7 -2,5 220,7
Gemeinden 3) 80,0 -4,2 -1,4 -2,8 75,7
EU 28,9 1,3 0,0 1,2 0,1 30,1
St.E.insgesamt 575,1 -13,7 -8,1 0,0 -5,6 561,3

1) 2010 ff:
 Gesetz zur Beschleunigung des Wirtschaftswachstums (Wachstumsbeschleunigungsgesetz) 
 Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung steuerlicher EU-Vorgaben sowie zur Änderung steuerlicher Vorschriften
 2011 ff:
 Gesetz zur verbesserten steuerlichen Berücksichtigung von Vorsorgeaufwendungen (Bürgerentlastungsgesetz Krankenversicherung)
 Begleitgesetz zur zweiten Föderalismusreform
 Finanzielle Auswirkungen EuGH-Urteil "Meilicke"
 Nichtanwendung des Gesetzes zur Modernisierung des Wagniskapitalmarktes

2) aus gesamtwirtschaftlichen Gründen und infolge unvorhergesehener Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte
3) nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung, Finanzausgleich und Konsolidierungshilfen

 (Betrag der Konsolidierungshilfen vorbehaltlich der Entscheidung des Stablitätsrates gem. § 2 Abs. 2 Konsolidierungshilfengesetz)
Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

2013 Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2009

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 2010

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 2010

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

2012

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2009

Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2009

Abweichungen

2011
Abweichung 
insgesamt

davon:

Abweichung 
insgesamt

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2009

davon:

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 2010

Abweichungen

Schätz-
abweichung 2)

2010

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 2010

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung
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Ergebnisse der 137. Sitzung des Arbeitskreises 
„Steuerschätzungen“ vom 2. bis 4. November 2010 
 
 
Vom 2. bis 4. November 2010 fand in Baden-Baden auf Einladung des 
Finanzministeriums Baden-Württemberg die 137. Sitzung des Arbeitskreises 
„Steuerschätzungen“ statt.  
 

Erstmals wurde in einer November-Schätzung auch das übernächste Jahr in 

den Schätzzeitraum einbezogen. Geschätzt wurden somit die Steuereinnahmen 

für die Jahre 2010 bis 2012. Mit der Erweiterung des Schätzzeitraumes trägt 

der Arbeitskreis den veränderten Anforderungen von Bund und Ländern 

Rechnung: So wechselt der Bund bei seiner Haushaltsplanung zu einem Top-

Down-Verfahren und beginnt bereits auf der Grundlage der November-

Steuerschätzung mit der Haushaltsaufstellung für das Jahr 2012. Auf 

Länderseite stellen einige Länder Doppelhaushalte für die Jahre 2011 und 

2012 auf und haben daher Interesse an einer Schätzung auch für das Jahr 2012. 

 

Die Schätzung geht vom geltenden Steuerrecht aus. Gegenüber der 

vorangegangenen Schätzung vom Mai 2010 waren die finanziellen 

Auswirkungen des Ersten Gesetzes zur Änderung des Erneuerbare-Energien-

Gesetzes zu berücksichtigen. Ferner waren die Neuregelung der 

einkommensteuerlichen Behandlung von Berufsausbildungskosten sowie die 

Nichtanwendung der Sanierungsklausel bei der Verlustverrechnungs-

beschränkung bei Körperschaften einzubeziehen. 

Pressemitteilung 
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Der Steuerschätzung wurden die gesamtwirtschaftlichen Eckwerte der 

Herbstprojektion der Bundesregierung zugrunde gelegt. Die deutsche 

Wirtschaft hat sich nach der Wirtschafts- und Finanzkrise außerordentlich 

schnell erholt. Die konjunkturelle Entwicklung verlief im Sommerhalbjahr 

günstiger als noch im Frühjahr erwartet. Die in die Zukunft weisenden Wirt-

schaftsdaten deuten auf eine Fortsetzung des Aufschwungs mit moderatem 

Tempo hin. Im Schätzzeitraum 2010 bis 2012 werden für das nominale 

Bruttoinlandsprodukt nunmehr Veränderungsraten von + 4,1 % (2010), + 3,0 

% (2011) und + 2,8 % (2012) erwartet. Dies entspricht gegenüber der 

Steuerschätzung vom Mai 2010 für die Jahre 2010 bis 2011 einer Auf-

wärtskorrektur von + 2,3 Prozentpunkten in diesem Jahr und + 0,6 

Prozentpunkten im Folgejahr. Der Schätzansatz für den Zuwachs im Jahr 

2012 wurde demgegenüber leicht um - 0,1 Prozentpunkt nach unten revidiert. 

 

Die für die Steuerschätzung relevanten Einzelaggregate sind in der 

Herbstprojektion für das Jahr 2010 ebenfalls deutlich nach oben angepasst 

worden. Dies betrifft in besonderem Maße die erwarteten Steigerungsraten der 

Unternehmens- und Vermögenseinkommen (von + 4,0 % auf + 17,0 %), aber 

auch die erwarteten Zuwächse bei der Bruttolohn- und gehaltsumme und dem 

Inlandsverbrauch. Aufsetzend auf deutlich angehobenen Niveaus für das Jahr 

2010 wachsen die Aggregate in den Jahren 2011 und 2012 dann zum Teil 

nicht mehr ganz so stark wie im Frühjahr unterstellt.  

 

Verglichen mit der letzten Steuerschätzung vom Mai 2010 werden die Steu-

ereinnahmen insgesamt im Jahr 2010 voraussichtlich um + 15,2 Mrd. € höher 

ausfallen.  
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Für den Bund ergeben sich dabei Mehreinnahmen von + 7,4 Mrd. €, von 
denen + 1,6 Mrd. € auf niedrigere EU-Abführungen zurückzuführen sind. 
Aber auch die Länder (+ 5,5 Mrd. €) und Gemeinden (+ 3,6 Mrd. €) haben 
deutliche Zuwächse zu erwarten. 
 
Auch in den Jahren 2011 und 2012 wird das Steueraufkommen über dem 
Schätzergebnis vom Mai 2010 liegen. Der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ 
hat seine Prognose für 2011 um +  22,4 Mrd. € (Bund: + 8,1 Mrd. €) und für 
2012 um + 23,4 Mrd. € (Bund: + 8,8 Mrd. €) angehoben. Damit ist für den 
Bund das Niveau des Jahres 2008 noch nicht wieder erreicht. 
  
Bund, Länder und Kommunen können in diesem Jahr und in den beiden 
Folgejahren also mit deutlichen Mehreinnahmen im Vergleich zur letzten 
Steuerschätzung rechnen. Dadurch entsteht jedoch kein neuer 
Finanzierungsspielraum. Im Gegenteil: Die Bundesregierung wird auch im 
Aufschwung entschlossen am Konsolidierungskurs festhalten. Die Vorgaben 
der neu im Grundgesetz verankerten Schuldenbremse erfordern, dass 
konjunkturell gute Zeiten genutzt werden, um Fortschritte bei der 
Konsolidierung zu erzielen. Rein konjunkturbedingte Haushaltsentlastungen 
dürfen daher keinesfalls ein Nachlassen der Konsolidierungsanstrengungen 
zur Folge haben. Auch im Rahmen des europäischen Stabilitäts- und 
Wachstumspakts ist Deutschland dazu verpflichtet, jede konjunkturelle 
Verbesserung zu nutzen, um schneller zu einer tragfähigen Haushaltslage zu 
kommen. Noch immer klafft zwischen Ausgaben und Einnahmen eine 
erhebliche Lücke. 
 
Anlage 1 enthält die Ergebnisse der Steuerschätzung. Um einen Vergleich mit 
der letzten Steuerschätzung vom Mai 2010 zu ermöglichen, sind die 
Abweichungen in Anlage 2 im Einzelnen dargestellt. Anlage 3 enthält eine 
Grafik mit den Ergebnissen der Steuerschätzungen von Mai und November 
2010. 
 
 



Ergebnis der 137. Sitzung des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
vom 2.-4. November 2010 in Baden-Baden

 Anlage 1 zu Pressemitteilung 43/2010

Ist Ist Schätzung Schätzung Schätzung

2008 2009 2010 2011 2012
1.  Bund    
    (Mrd. €) 239,2 228,0 223,7 225,4 234,7
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 4,1 -4,7 -1,9 0,7 4,1
 
2.  Länder 
      (Mrd. €) 221,9 207,1 208,1 211,3 221,3
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 3,9 -6,7 0,5 1,5 4,8
 
3.  Gemeinden  
    (Mrd. €) 77,0 68,4 69,1 72,3 77,1
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 5,9 -11,2 1,1 4,6 6,7
 
 4.  EU 
    (Mrd. €) 23,1 20,5 24,6 28,4 30,0
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 3,7 -11,2 20,1 15,2 5,8
 
 5. Steuereinnahmen insgesamt (Mrd. €) 561,2 524,0 525,5 537,3 563,2
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 4,3 -6,6 0,3 2,2 4,8

 Bund und Länder nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Schätzung





Ergebnisse Steuerschätzung Mai und November 2010
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Ergebnisse Steuerschätzung für den Bund Mai und November 2010
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Ergebnisse der 138. Sitzung des Arbeitskreises 
„Steuerschätzungen“ vom 10. bis 12. Mai 2011 in Fulda 
 

Vom 10. bis 12. Mai 2011 fand in Fulda auf Einladung des Hessischen 
Ministeriums der Finanzen die 138. Sitzung des Arbeitskreises 
„Steuerschätzungen“ statt. Geschätzt wurden die Steuereinnahmen für die 
Jahre 2011 bis 2015. Die heutige Steuerschätzung aktualisiert den 
Eckwertebeschluss des Kabinetts zum Bundeshaushalt 2012 und zum 
Finanzplan bis 2015. Dieser bildet die Grundlage für den Regierungsentwurf 
des Bundeshaushalts 2012 sowie den neuen Finanzplanzeitraum bis 2015. 
 

 

Mehreinnahmen eröffnen keine haushalterischen Spielräume 

 

Einen Vergleich der Steuereinnahmen des Bundes gemäß aktueller Schätzung 

zum Eckwertebeschluss enthält die Anlage 1. Es wird deutlich, dass die 

gegenüber der jeweils letzten Steuerschätzung von November 2010 

erwarteten Mehreinnahmen des Bundes zu einem großen Teil im 

Eckwertebeschluss und damit in der aktuellen Haushaltsplanung bereits 

berücksichtigt wurden. Grundlage des Eckwertebeschlusses vom 16. März 

2011 sind auch die zu erwartenden Rechtsänderungen. Werden diese 

Rechtsänderungen auch bei der Steuerschätzung Mai 2011 berücksichtigt, 

ergeben sich im Vergleich zum Eckwertebeschluss Mehreinnahmen in Höhe 

von 5,4 Mrd. € im Jahr 2012, 4,5 Mrd. € im Jahr 2013, 5,5 Mrd. € im Jahr 

2014 und 6,6 Mrd. € im Jahr 2015. 

 

 

Pressemitteilung 
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Konsolidierungskurs muss konsequent fortgesetzt werden 

 

Ungeachtet dieser Mehreinnahmen muss im weiteren 

Haushaltsaufstellungsverfahren der Konsolidierungskurs konsequent 

fortgesetzt werden, um dauerhaft den Vorgaben der Schuldenbremse des 

Grundgesetzes und des europäischen Stabilitäts- und Wachstumspaktes 

entsprechen zu können. Dies gilt aufgrund dieser Vorgaben erst recht vor dem 

Hintergrund der derzeit günstigen konjunkturellen Lage. Denn die 

konjunkturelle Entwicklung sollte im Aufschwung nicht durch expansive 

Finanzpolitik zusätzlich verstärkt werden, auch um aufkommenden 

Inflationsgefahren nicht Vorschub zu leisten. 

 

Zu bewältigen sind auf der anderen Seite auch neue finanzpolitische 

Anforderungen, die in den Haushaltseckwerten vom 16. März 2011 noch 

nicht berücksichtigt sind, wie etwa  der deutsche Beitrag für den 

Europäischen Stabilitätsmechanismus zum Schutz des Euro. Darüber hinaus 

sind beispielsweise Belastungen für den Bundeshaushalt infolge des 

mittlerweile anziehenden Zinsniveaus denkbar. 

 

Risiken bestehen hinsichtlich der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung. So 

könnten Energiepreissteigerungen vor dem Hintergrund der Spannungen in 

den für die weltweite Erdölversorgung wichtigen Ländern Nordafrikas den 

privaten Konsum dämpfen. Außerdem besteht die Möglichkeit, dass 

Auswirkungen der Naturkatastrophe in Japan den Aufschwung in der 

Weltwirtschaft und in Deutschland belasten. 
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Daneben sehen die Eckpunkte des Bundes ab 2012 jährliche Einnahmen aus 

der Finanzmarkttransaktionssteuer in Höhe von 2 Mrd. € p.a. vor. Mit Blick 

auf notwendige Gesetzgebungsverfahren haben sich die Chancen auf eine 

rechtliche Umsetzung bis Anfang kommenden Jahres jedoch deutlich 

verringert. Im Sinne einer vorsichtigen Haushaltsplanung wird der 

Bundesfinanzminister dem Kabinett mit der Vorlage des Haushaltsentwurfs 

vorschlagen, die Einnahmen aus der Finanzmarkttransaktionssteuer im 

kommenden Jahr nicht weiter zu veranschlagen. Vielmehr werden die sich 

durch die Steuerschätzung ergebenden Verbesserungen verwendet, um die 

Einnahmen aus der Finanzmarkttransaktionssteuer im Jahr 2012 zu ersetzen. 

Dies bedeutet aber keine Abkehr von der Umsetzung der 

Finanzmarkttransaktionssteuer, vielmehr wird sich Deutschland auch 

weiterhin nachhaltig für eine europaweite Lösung einsetzen. 

 

Grundlagen der Steuerschätzung 

 

Der Steuerschätzung liegen die gesamtwirtschaftlichen Eckwerte der 

Frühjahrsprojektion der Bundesregierung zugrunde. Es wird davon 

ausgegangen, dass sich der Aufschwung im Vorausschätzungszeitraum 

fortsetzt. Die wirtschaftliche Entwicklung stellt sich deutlich günstiger dar als 

zum Zeitpunkt der jeweils letzten Steuerschätzung (November 2010 für die 

Jahre 2011 und 2012, Mai 2010 für die Jahre 2013 bis 2014). Auch gegenüber 

der Projektion des Jahreswirtschaftsberichts vom Januar 2011, die die 

Grundlage des Eckwertebeschlusses bildet, ergeben sich leicht verbesserte 

Einschätzungen. Für die Jahre 2011 und 2012 wird ein Wirtschaftswachstum 

von nominal jeweils + 3,5 % erwartet, für die Folgejahre von durchschnittlich 

+ 3,0 % p.a. (reales Bruttoinlandsprodukt 2011 + 2,6 %, 2012 + 1,8 %, 

Folgejahre + 1,6 % p.a.).  
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Auch die als gesamtwirtschaftliche Bemessungsgrundlagen für die 

Steuerschätzung besonders relevanten Bruttolöhne und -gehälter sowie die 

Unternehmens- und Vermögenseinkommen sind in der Frühjahrsprojektion  

nochmals etwas nach oben korrigiert worden. 

 

Die Schätzung ging vom geltenden Steuerrecht aus. Für die Jahre 2011 bis 

2015 wurden gegenüber der Schätzung vom November 2010 die finanziellen 

Auswirkungen der nachstehenden Gesetze berücksichtigt: 

- Jahressteuergesetz 2010  

- Kernbrennstoffsteuergesetz 

- Haushaltsbegleitgesetz 2011  

- Fünftes Gesetz zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen 

- Gesetz zur Änderung des Energiesteuer- und Stromsteuergesetzes. 

 

Ferner waren die Umsetzung des Beschlusses der Europäischen Kommission 

vom 26. Januar 2011 zum Beihilfeverfahren zu § 8c Absatz 1a KStG 

(„Rückabwicklung der Sanierungsklausel") sowie die Anwendung des EuGH-

Urteils vom 22. Januar 2009 in der Rs. C-377/07 STEKO neu einzubeziehen. 

Daneben wurden für die Jahre 2013 bis 2015 zusätzlich die finanziellen 

Auswirkungen des Ersten Gesetzes zur Änderung des Erneuerbare-Energien-

Gesetzes und die Neuregelung der einkommensteuerlichen Behandlung von 

Berufsausbildungskosten eingerechnet. 

 

Die Ergebnisse der Steuerschätzung differenziert nach Bund, Ländern, 

Gemeinden und EU sind in der Anlage 2 zusammengefasst. Um einen 

Vergleich mit der letzten Steuerschätzung vom November bzw. Mai 2010 zu 

ermöglichen, sind die Abweichungen zu diesen Schätzungen in Anlage 3 im 

Einzelnen dargestellt.  

 



Vergleich der Steuereinnahmen nach Steuerschätzung Mai 2011 mit dem Eckwertebeschluss zum Bundeshaushalt 2012 bis 
2015 vom 16. März 2011

 Anlage 1 zu Pressemitteilung 14/2011

Steuereinnahmen in der
 Haushaltsplanung des Bundes

- in Mrd. € -
2012 2013 2014 2015

Ergebnis der Steuerschätzung Mai 2011 247,2 255,3 264,9 274,4

in dem Ergebnis dieser Steuerschätzung nicht 
berücksichtigte geplante Steuerrechtsänderungen 1,2 2,1 2,0 2,7

Eckwertebeschluss vom 16. März 2011 243,0 252,9 261,4 270,5

Änderung gegenüber Eckwertebeschluss 5,4 4,5 5,5 6,6

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen



Ergebnis der 138. Sitzung des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
vom 10.-12. Mai 2011 in Fulda

 Anlage 2 zu Pressemitteilung 14/2011

Ist Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung

2010 2011 2012 2013 2014 2015
1.  Bund    
    (Mrd. €) 225,8 237,3 247,2 255,3 264,9 274,4
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) -1,0 5,1 4,2 3,3 3,7 3,6
 
2.  Länder 
      (Mrd. €) 210,1 217,3 228,7 238,3 246,5 254,8
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 1,4 3,5 5,2 4,2 3,4 3,4
 
3.  Gemeinden  
    (Mrd. €) 70,4 73,7 79,1 83,7 87,4 91,0
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 2,9 4,7 7,4 5,8 4,4 4,1
 
 4.  EU 
    (Mrd. €) 24,4 26,6 29,6 31,3 31,8 32,2
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 18,9 9,2 11,1 5,9 1,5 1,2
 
 5. Steuereinnahmen insgesamt (Mrd. €) 530,6 555,0 584,6 608,7 630,5 652,3
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 1,3 4,6 5,3 4,1 3,6 3,5

 Bund und Länder nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Schätzung



Abweichungen des Ergebnisses der Steuerschätzung Mai 2011 vom Ergebnis der Steuerschätzung 
November 2010 bzw. der Steuerschätzung Mai 2010

(Beträge in Mrd. €)

 Anlage 3 zu Pressemitteilung 14/2011

Bund 3) 225,4 11,9 3,6 2,1 6,2 237,3
Länder 3) 211,3 6,1 -0,3 6,4 217,3
Gemeinden 3) 72,3 1,4 -0,2 1,6 73,7
EU 28,4 -1,8 0,0 -2,1 0,3 26,6
St.E.insgesamt 537,3 17,6 3,1 0,0 14,5 555,0

Bund 3) 234,7 12,5 4,0 1,1 7,5 247,2
Länder 3) 221,3 7,4 -0,1 7,5 228,7
Gemeinden 3) 77,1 2,0 0,0 2,0 79,1
EU 30,0 -0,4 0,0 -1,1 0,6 29,6
St.E.insgesamt 563,2 21,4 3,9 0,0 17,6 584,6

Bund 3) 234,8 20,5 3,6 -0,4 17,3 255,3
Länder 3) 220,7 17,7 0,0 17,6 238,3
Gemeinden 3) 75,7 8,0 0,0 8,0 83,7
EU 30,1 1,2 0,0 0,4 0,8 31,3
St.E.insgesamt 561,3 47,3 3,6 0,0 43,7 608,7

Bund 3) 243,4 21,5 3,8 -0,5 18,2 264,9
Länder 3) 228,1 18,4 0,0 18,4 246,5
Gemeinden 3) 79,5 7,9 0,0 8,0 87,4
EU 30,6 1,2 0,0 0,5 0,7 31,8
St.E.insgesamt 581,5 49,0 3,8 0,0 45,2 630,5

1)   2011 f.:
Jahressteuergesetz 2010 (JStG 2010) vom 8. Dezember 2010 (BGBl. I 2010 Nr. 62 S. 1768)
Haushaltsbegleitgesetz 2011 (HBeglG 2011) vom 9. Dezember 2010 (BGBl. I 2010 Nr. 63 S. 1885)
Kernbrennstoffsteuergesetz (KernbrStG) vom 8. Dezember 2010 (BGBl. I 2010 Nr. 62 S. 1804)
Fünftes Gesetz zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen vom 21. Dezember 2010 (BGBl. I 2010 Nr. 67 S. 2221)
Gesetz zur Änderung des Energiesteuer- und Stromsteuergesetzes vom 1. März 2011  (BGBl. I 2011 Nr. 8 S. 282)
Umsetzung des Beschlusses der EU-Kommission vom 26. Januar 2011 zum Beihilfeverfahren zu § 8c KStG („Rückabwicklung der Sanierungsklausel") 
Anwendung des EuGH-Urteils vom 22. Januar 2009 in der Rs. C-377/07 STEKO
2013 f.:
Erstes Gesetz zur Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes vom 11. August 2010
Einkommensteuerliche Behandlung von Berufsausbildungskosten (BMF-Schreiben vom 22.September 2010)

2)   aus gesamtwirtschaftlichen Gründen und infolge unvorhergesehener Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte
3)   nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung, Finanzausgleich und Konsolidierungshilfen

(Betrag der Konsolidierungshilfen vorbehaltlich der Entscheidung des Stablitätsrates gem. § 2 Abs. 2 Konsolidierungshilfengesetz)
Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

2014 Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2010

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 2011

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 2011

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

2013

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2010

Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2010

Abweichungen

2012
Abweichung 
insgesamt

davon:

Abweichung 
insgesamt

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2010

davon:

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 2011

Abweichungen

Schätz-
abweichung 2)

2011

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 2011

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung
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Ergebnisse der 139. Sitzung des Arbeitskreises 
„Steuerschätzungen“ vom 2. bis 4. November 2011 in 
Halle/Saale 
 
Bund, Länder und Kommunen können in diesem und in den nächsten Jahren 
insgesamt mit etwas höheren Steuereinnahmen rechnen als dies noch bei der 
letzten Steuerschätzung im Mai dieses Jahres prognostiziert wurde. Das ergab 
die Sitzung des unabhängigen Arbeitskreises „Steuerschätzungen“, der vom 2. 
bis 4. November 2011 auf Einladung des Landes Sachsen-Anhalt in Halle tagte. 
Im Jahr 2011 wird das Steueraufkommen unter anderem aufgrund der 
erfreulichen konjunkturellen Entwicklung voraussichtlich um + 16,2 Mrd. € 
über den Erwartungen der Mai-Steuerschätzung liegen Gleichzeitig haben sich 
jedoch die Wachstumsaussichten für das Jahr 2012 etwas abgeschwächt. Im 
Ergebnis werden die Steuereinnahmen im Jahr 2012 daher nur noch + 7,4 Mrd. 
€ über dem Ergebnis der Mai-Steuerschätzung liegen. Für die Folgejahre geht 
der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ ebenfalls von einem deutlichen Plus aus. 
Für die Haushalts- und Finanzpolitik gilt es, vor dem Hintergrund dieser 
Entwicklung nun Kurs zu halten. Es geht darum, den erfolgreichen 
Konsolidierungskurs konsequent fortzusetzen. Über die Beseitigung der kalten 
Progression hinaus gibt es haushalterisch keine Spielräume. Deutschland wird 
den Vorgaben der Schuldenbremse des Grundgesetzes und des europäischen 
Stabilitäts- und Wachstumspaktes dauerhaft nachkommen und so 
Stabilitätsanker und Wachstumslokomotive in Europa bleiben.  
 
Nachhaltigkeit und Tragfähigkeit – auch bei Steuermehreinnahmen 
wichtiger denn je 

Dazu erklärt Bundesfinanzminister Dr. Wolfgang Schäuble: 

„Die leichten Mehreinnahmen für Bund, Länder und Gemeinden im Vergleich 
zur Steuerschätzung vom Mai diesen Jahres erleichtern uns die 
Konsolidierungsaufgabe – das ist eine erfreuliche Nachricht für den 
Bundesfinanzminister. Es war und ist absehbar, dass es nicht jedes Jahr zu 
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zusätzlichen Mehreinnahmen kommen wird. Wir dürfen bei aller Freude über 
die Mehreinnahmen nicht vergessen, dass unsere Gesamtverschuldung immer 
noch weit von den in der EU vorgesehenen Werten entfernt ist. Daher ist es 
wichtig, die solide und maßhaltende Haushaltspolitik der Bundesregierung, die 
auch mögliche Risiken im Auge haben muss, weiter fortzuführen und von dem 
Kurs einer nachhaltigen Reduzierung der Staatsverschuldung nicht 
abzuweichen.“ 

 
Für alle staatlichen Ebenen prognostiziert der Arbeitskreis 
„Steuerschätzungen“ Steuermehreinnahmen. Verglichen mit der 
Steuerschätzung vom Mai 2011 werden die Steuereinnahmen insgesamt in 
diesem Jahr voraussichtlich um + 16,2 Mrd. € höher ausfallen. Darin enthalten 
sind einmalige Steuermehreinnahmen in Höhe von knapp 4 Mrd. € aus dem 
EuGH-Verfahren „Meilicke“: Hier konnte die Vorsorge nach einem erneuten 
EuGH-Urteil von insgesamt 5 Mrd. € auf 0,5 Mrd. € reduziert werden. Für den 
Bund ergeben sich im Jahr 2011 Mehreinnahmen von + 9,3 Mrd. €, von denen 
+ 1,9 Mrd. € auf niedrigere EU-Abführungen zurückzuführen sind. Länder (+ 
6,3 Mrd. €) und Gemeinden (+ 2,6 Mrd. €) können ebenfalls erhebliche 
Zuwächse erwarten. 
 
Diese positive Entwicklung trägt dazu bei, dass der Bund auch im laufenden 
Haushaltsjahr die ursprünglich geplante Neuverschuldung von 48,4 Mrd. € 
deutlich unterschreiten wird und der Bundeshaushalt mit großer 
Wahrscheinlich mit einer Nettokreditaufnahme von deutlich unter 25 Mrd. € 
abschließen wird. Der Konsolidierungskurs der Bundesregierung und die 
spürbare wirtschaftliche Erholung tragen Früchte. Dennoch wird die 
Neuverschuldung voraussichtlich in diesem Jahr immer noch fast doppelt so 
hoch sein wie im letzten Vorkrisenjahr 2008 und auch die erhebliche 
Reduzierung der Neuverschuldung wird sich im nächsten Jahr nicht 
uneingeschränkt fortsetzen. Das Abbautempo ist auch durch die 
außergewöhnlich günstigen konjunkturellen Bedingungen begünstigt worden. 
Uneingeschränkt gilt: Die Schuldenregel wird auch in den Folgejahren strikt 
eingehalten. Ein besonders günstig verlaufendes „Ausnahmejahr“ beeinflusst 
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nicht den Abbaupfad. Entscheidend ist allein, dass wir den festgelegten 
Abbaupfad bis zur vollständigen Geltung der Schuldenregel ab dem Jahr 2016 
einhalten. 
 
Auch für die Jahre 2012 bis 2015 liegt das nun prognostizierte 
Steueraufkommen über dem Schätzergebnis des Mai 2011. Die erwarteten 
Mehreinnahmen fallen dabei aber vor dem Hintergrund der für das nächste Jahr 
erwarteten Wachstumsabschwächung weniger hoch aus. Im Ergebnis hat der 
Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ seine Prognosen für 2012 um + 7,4 Mrd. € 
(Bund: + 2,7 Mrd. €) angehoben. Für die Folgejahre werden gegenüber der 
Mai-Schätzung ebenfalls höhere Steuereinnahmen erwartet: 2013 + 4,5 Mrd. € 
(Bund: + 1,8 Mrd. €), 2014 + 5,2 Mrd. € (Bund: + 3,4 Mrd. €) und 2015 + 6,2 
Mrd. € (Bund: + 2,4 Mrd. €). Das Jahr 2016 wurde erstmals in die Schätzung 
einbezogen. 
 

Kalte Progression beseitigen 

Der Bundesregierung ist es ein Anliegen, den Effekt der kalten Progression zu 
bekämpfen. Dies ist Ausdruck einer Stabilitätskultur, die gerade nicht darauf 
setzt, über Inflation einen vermeintlich leichten Ausweg aus der hohen 
Staatsverschuldung zu suchen. Die Steuerschätzung hat ergeben, dass eine 
Beseitigung der seit 2010 eingetretenen kalten Progression zum 1. Januar 2013 
möglich ist. Über Einzelheiten wird der Koalitionsausschuss am 6. November 
2011 beraten. 
 

Grundlagen der Steuerschätzung 

Der Steuerschätzung liegen die gesamtwirtschaftlichen Eckwerte der 
Herbstprojektion der Bundesregierung zugrunde. Die Bundesregierung hat ihre 
Prognose für das nominale Bruttoinlandsprodukt (in Klammer die 
entsprechenden Zahlen für das reale BIP) im Vergleich zur Frühjahrsprojektion 
2011 für das Jahr 2011 von + 3,5 % (+ 2,6 %) auf + 3,8 % (+ 2,9 %) 
angehoben, für das Jahr 2012 jedoch von + 3,5 % (+ 1,8 %) auf
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+ 2,4 % (+ 1,0 %) zurückgenommen. Für die Folgejahre wird ein 
Wirtschaftswachstum von nominal jeweils + 2,9 % prognostiziert (real + 1,6 
%). Dies entspricht gegenüber der Mai-Schätzung 2011 einer leichten 
Abwärtskorrektur des nominalen BIP-Zuwachses um - 0,1-Prozentpunkte 
(reale BIP-Raten unverändert). 
 
Bei den für die Steuerschätzung relevanten Einzelaggregaten ist die kräftige 
Anhebung des für die Bruttolohn- und Gehaltsumme erwarteten Zuwachses in 
diesem Jahr von + 3,1 % auf + 4,7 % hervorzuheben. Gleichzeitig wurde die 
Annahme über den Zuwachs bei den Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen für die Jahre 2011 und 2012 um 1,8- bzw. 1,6-Prozent-
punkte abgesenkt. 
 
Die Schätzung ging vom geltenden Steuerrecht aus. Für die Jahre 2011 bis 
2016 wurden gegenüber der Schätzung vom Mai 2011 die finanziellen 
Auswirkungen der nachstehenden Gesetze berücksichtigt: 
 
- Steuervereinfachungsgesetz 2011 
- 13. Gesetz zur Änderung des Atomgesetzes. 
 
Ferner war die Umsetzung der Urteile des BFH zur steuerlichen Behandlung 
der Überlassung eines betrieblichen Kraftfahrzeugs für Fahrten zwischen 
Wohnung und regelmäßiger Arbeitsstätte (§ 8 Abs.2 S.3 EStG) neu 
einzubeziehen.  
 
Die Ergebnisse der Steuerschätzung für die Jahre 2011 bis 2016 differenziert 
nach Bund, Ländern, Gemeinden und EU sind in der Anlage 1 
zusammengefasst. Um einen Vergleich mit der letzten Steuerschätzung vom 
Mai 2011 zu ermöglichen, sind die Abweichungen zu diesen Schätzungen in 
Anlage 2 im Einzelnen dargestellt.  
 



Ergebnis der 139. Sitzung des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
vom 2.-4. November 2011 in Halle (Saale)

 Anlage 1 zu Pressemitteilung 46/2011

Ist Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung

2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016
1.  Bund    
    (Mrd. €) 225,8 246,7 249,9 257,2 268,3 276,7 287,2
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) -1,0 9,2 1,3 2,9 4,3 3,1 3,8
 
2.  Länder 
      (Mrd. €) 210,1 223,6 232,7 241,2 249,8 258,5 267,0
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 1,4 6,5 4,1 3,7 3,6 3,4 3,3
 
3.  Gemeinden  
    (Mrd. €) 70,4 76,3 80,1 83,6 87,2 90,8 94,3
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 2,9 8,5 4,9 4,4 4,3 4,2 3,8
 
 4.  EU 
    (Mrd. €) 24,4 24,6 29,3 31,1 30,4 32,5 31,6
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 18,9 0,9 19,1 6,3 -2,4 6,8 -2,5
 
 5. Steuereinnahmen insgesamt (Mrd. €) 530,6 571,2 592,0 613,2 635,8 658,5 680,0
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 1,3 7,7 3,6 3,6 3,7 3,6 3,3

 Bund und Länder nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Schätzung



Abweichungen des Ergebnisses der Steuerschätzung November 2011 vom Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 2011

(Beträge in Mrd. €)

 Anlage 2 zu Pressemitteilung 46/2011

Bund 3) 237,4 9,3 -1,1 1,9 8,4 246,7
Länder 3) 217,3 6,3 -0,1 6,4 223,6
Gemeinden 3) 73,7 2,6 0,0 2,7 76,3
EU 26,6 -2,0 0,0 -1,9 -0,1 24,6
St.E.insgesamt 555,0 16,2 -1,2 0,0 17,5 571,2

Bund 3) 247,2 2,7 -1,9 -0,2 4,8 249,9
Länder 3) 228,7 4,0 -0,1 4,1 232,7
Gemeinden 3) 79,1 1,0 0,0 1,0 80,1
EU 29,6 -0,3 0,0 0,2 -0,5 29,3
St.E.insgesamt 584,6 7,4 -2,0 0,0 9,4 592,0

Bund 3) 255,4 1,8 -1,6 -0,3 3,7 257,2
Länder 3) 238,3 2,9 -0,1 3,0 241,2
Gemeinden 3) 83,7 -0,1 0,0 0,0 83,6
EU 31,3 -0,2 0,0 0,3 -0,5 31,1
St.E.insgesamt 608,7 4,5 -1,7 0,0 6,2 613,2

Bund 3) 265,0 3,4 -1,7 1,0 4,1 268,3
Länder 3) 246,4 3,4 -0,1 3,5 249,8
Gemeinden 3) 87,4 -0,2 0,0 -0,2 87,2
EU 31,8 -1,4 0,0 -1,0 -0,5 30,4
St.E.insgesamt 630,5 5,2 -1,8 0,0 7,0 635,8

Bund 3) 274,3 2,4 -1,8 -0,7 4,8 276,7
Länder 3) 254,7 3,7 -0,1 3,8 258,5
Gemeinden 3) 91,0 -0,2 0,0 -0,2 90,8
EU 32,3 0,2 0,0 0,7 -0,5 32,5
St.E.insgesamt 652,3 6,2 -1,9 0,0 8,0 658,5

1)   Steuervereinfachungsgesetz 2011
13. Gesetz zur Änderung des Atomgesetzes vom 31. Juli 2011 (BGBl. I S. 1704)
Urteile des BFH zur steuerlichen Behandlung der Überlassung eines betrieblichen Kraftfahrzeugs für Fahrten zwischen Wohnung und 

regelmäßiger Arbeitsstätte (§ 8 Abs.2 S.3 EStG)
2)   aus gesamtwirtschaftlichen Gründen und infolge unvorhergesehener Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte
3)   nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung, Finanzausgleich und Konsolidierungshilfen

(Betrag der Konsolidierungshilfen vorbehaltlich der Entscheidung des Stabilitätsrates gem. § 2 Abs. 2 Konsolidierungshilfengesetz)
Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

2015 Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2011

Abweichungen
Ergebnis der 

Steuerschätzung 
November 2011

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

2014 Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2011

Abweichungen
Ergebnis der 

Steuerschätzung 
November 2011

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2011

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

2013

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2011

Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2011

Abweichungen

2012
Abweichung 
insgesamt

davon:

Abweichung 
insgesamt

Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2011

davon:

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2011

Abweichungen

Schätz-
abweichung 2)

2011

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2011

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung
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Ergebnisse der 140. Sitzung des Arbeitskreises 
„Steuerschätzungen“ vom 8. bis 10. Mai 2012 in Frankfurt/Oder 
 
Bund, Länder und Gemeinden können in diesem Jahr und in den Folgejahren 
mit moderaten Steuermehreinnahmen rechnen. Das ergab die 140. Sitzung des 
Arbeitskreises „Steuerschätzungen“, die vom 8. bis 10. Mai 2012 in 
Frankfurt/Oder auf Einladung des Ministeriums der Finanzen des Landes 
Brandenburg stattgefunden hat.  
 
Die Prognose vom November 2011 wird für den gesamten 
Finanzplanungszeitraum bis 2016 leicht nach oben korrigiert. Die 
Einnahmeentwicklung liegt im Trend der bisherigen Schätzungen, wenn gleich 
die Dynamik der Entwicklung im Vergleich zum Vorjahr nachgelassen hat. Für 
den Bund ergeben sich für das Jahr 2012 Mehreinnahmen von 2,3 Mrd. Euro 
gegenüber der Steuerschätzung vom November 2011. Auch Länder und 
Kommunen profitieren von der Entwicklung. Mit insgesamt rund 234,2 Mrd. 
Euro bzw. 80,5 Mrd. Euro im Jahr 2012 verzeichnen sie ein hohes 
Einnahmeniveau.  
Die öffentlichen Haushalte profitieren weiter von der anhaltend positiven 
Beschäftigungs- und Einkommensentwicklung in Deutschland. Das weltwirt-
schaftliche und europäische Umfeld bleibt allerdings schwierig. 
 
Ergebnis belegt den richtigen Kurs der Bundesregierung, den es 
fortzusetzen gilt 

Der Bundesminister der Finanzen, DR. WOLFGANG SCHÄUBLE: „Die 
Ergebnisse der Steuerschätzung belegen, dass wir den richtigen 
finanzpolitischen Kurs mit dem richtigen Mix aus Konsolidierung und 
Wachstumsimpulsen verfolgen. Die erfreuliche Entwicklung der öffentlichen 
Einnahmen unterstützt die schnelle Rückführung der strukturellen 
Neuverschuldung des Bundes. Das bedeutet aber auch, auf strukturelle 
Mehrausgaben zu verzichten. Nur so gelingt eine stabilitätsfördernde und 
nachhaltige Finanzpolitik. Dies ist gut für Deutschland und gut für Europa.“ 
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Die wirtschaftliche Erholung kommt bei den Bürgern an. Dies spiegelt sich 
nicht nur in dem starken Beschäftigungszuwachs, sondern auch in der 
Entwicklung der Bruttolöhne und Gehälter sowie in der vorgesehenen 
Rentenerhöhung zum 1. Juli 2012 wider. Der Anstieg der gesamtstaatlichen 
Lohnsumme und die damit verbundenen steuerlichen Progressionseffekte 
führen nach den aktuellen Schätzungen zu einem weiteren Anstieg des 
Lohnsteueraufkommens.  
Die Steuerschätzung hat – wie auch schon im November-Ergebnis – bestätigt, 
dass eine Beseitigung der seit 2010 eingetretenen kalten Progression zum 
1. Januar 2013 nicht nur gerecht und notwendig, sondern auch gut finanzierbar 
ist.  
 
Eckwertebeschluss 2013 und Finanzplanung des Bundes 

Die Ergebnisse der Steuerschätzung fließen nun in den Haushaltsentwurf 2013 
bzw. in die Finanzplanung des Bundes ein. Seit dem 21. März 2012 sind zudem 
neue finanzwirksame Herausforderungen entstanden, die in den 
Haushaltseckwerten vom 21. März 2012 noch nicht berücksichtigt sind, wie 
etwa der von 2015 nach 2013 vorgezogene deutsche Beitrag für den 
Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM), wie auch die finanziellen Mehr-
belastungen aus dem Tarifabschluss für den öffentlichen Dienst.  
 
Das weltwirtschaftliche und europäische Umfeld bleibt schwierig. Die Risiken 
sind zwar rückläufig, mögliche unerwartete negative Auswirkungen können 
aber nicht ausgeschlossen werden. Dazu gehören auch weitere 
Energiepreissteigerungen und deren Auswirkungen auf das Wachstum in 
Deutschland.  
 
Zusammenfassung der Schätzergebnisse 

Verglichen mit der letzten Steuerschätzung vom November 2011 werden die 
Steuereinnahmen insgesamt in diesem Jahr voraussichtlich um 4,6 Mrd. Euro 
höher ausfallen. Für den Bund ergeben sich im Jahr 2012 Mehreinnahmen von 
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2,3 Mrd. Euro, von denen 0,1 Mrd. Euro auf niedrigere EU-Abführungen 
zurückzuführen sind. Die Länder können ebenfalls Zuwächse von 1,5 
Mrd. Euro erwarten. Für die Gemeinden werden Mehreinnahmen in Höhe von 
rund einer halben Milliarde Euro erwartet.  
 
Auch in den Jahren 2013 bis 2016 wird das Steueraufkommen über dem letzten 
Schätzergebnis vom November 2011 liegen. Der Arbeitskreis „Steuer-
schätzungen“ hat seine Prognosen für 2013 um + 5,0 Mrd. Euro (Bund: + 2,9 
Mrd. Euro) angehoben. Für die Folgejahre werden gegenüber der November-
Schätzung ebenfalls höhere Steuereinnahmen erwartet: 2014 + 6,4 Mrd. Euro 
(Bund: + 2,2 Mrd. Euro), 2015 + 6,2 Mrd. Euro (Bund: + 2,0 Mrd. Euro) und 
2016 + 7,2 Mrd. € (Bund: + 2,9 Mrd. €). 
 
Grundlagen der Steuerschätzung 

Der Steuerschätzung liegen die gesamtwirtschaftlichen Eckwerte der 
Frühjahrsprojektion der Bundesregierung zugrunde. Es wird davon 
ausgegangen, dass die wirtschaftlichen Auftriebskräfte – nach einer 
konjunkturellen Schwächephase im Winterhalbjahr 2011/12 – im Verlaufe 
dieses Jahres wieder die Oberhand gewinnen werden. Im Jahresdurchschnitt 
2012 erwartet die Bundesregierung einen nominalen Anstieg des 
Bruttoinlandsprodukts von 2,2 % (real + 0,7 %). Für 2013 wird ein 
Nominalwachstum von 3,2 % projiziert (real + 1,6 %). Diese 
Wachstumsvorausschätzung liegt in nominaler Rechnung nur wenig über der 
Jahresprojektion, die dem Eckwertebeschluss zum Entwurf des 
Bundeshaushalts 2013 zugrunde liegt. Für den mittelfristigen 
Vorausschätzungszeitraum nach 2013 wird eine Zunahme des nominalen 
Bruttoinlandsprodukts von 3,0 % p.a. (real +1,5 % p.a.) projiziert.  
 
Die als gesamtwirtschaftliche Bemessungsgrundlage für die Steuerschätzung 
besonders relevanten Bruttolöhne und –gehälter sind in der Frühjahrsprojektion 
– wegen der unerwartet deutlichen Verbesserung der Arbeitsmarktlage – 
deutlich nach oben korrigiert worden. Die Unternehmens- und 
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Vermögenseinkommen werden dagegen voraussichtlich deutlich weniger stark 
zunehmen als bislang erwartet. 
 
Die Schätzung geht immer vom geltenden Steuerrecht aus. Für die Jahre 2012 
bis 2016 wurden gegenüber der Schätzung vom November 2011 die 
finanziellen Auswirkungen der nachstehenden Gesetze berücksichtigt: 
 
- 3. Gesetz zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

- Gesetz zur Umsetzung der Beitreibungsrichtlinie sowie zur Änderung 
steuerlicher Vorschriften  

- Gesetz zur Änderung des Gemeindefinanzreformgesetzes und von 
steuerlichen Vorschriften 

- Verordnung zur Absenkung der Steuersätze nach § 11 Abs.2 des 
Luftverkehrsteuergesetzes im Jahr 2012 (Luftverkehrsteuer-
Absenkungsverordnung 2012) 

- Verordnung zur Änderung der Fahrzeug-Zulassungsverordnung, anderer 
straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften und der Kraftfahrzeug-
Pflichtversicherungs-Verordnung 

- Anwendung der BFH-Urteile zur regelmäßigen Arbeitsstätte bei mehreren 
Tätigkeitsstätten 

- Umsetzung des EuGH-Urteils zur Besteuerung von Streubesitzdividenden als 
unmittelbar geltendes Recht. 

 
Die Ergebnisse der Steuerschätzung, differenziert nach Bund, Ländern, 
Gemeinden und EU, sind in der Anlage 1 zusammengefasst. Um einen 
Vergleich mit der letzten Steuerschätzung vom November 2011 zu 
ermöglichen, sind die Abweichungen zu diesen Schätzungen in Anlage 2 im 
Einzelnen dargestellt.  

 



Ergebnis der 140. Sitzung des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
vom 8. bis 10. Mai 2012 in Frankfurt (Oder)

 Anlage 1 zu Pressemitteilung 19/2012

Ist Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung

2011 2012 2013 2014 2015 2016
1.  Bund    
    (Mrd. €) 248,0 252,3 260,1 270,5 278,7 290,1
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 9,8 1,7 3,1 4,0 3,0 4,1
 
2.  Länder 
      (Mrd. €) 224,3 234,2 242,6 252,0 260,7 269,2
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 6,8 4,4 3,6 3,9 3,4 3,3
 
3.  Gemeinden  
    (Mrd. €) 76,6 80,5 84,3 87,8 91,3 94,9
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 8,9 5,1 4,6 4,2 4,0 3,9
 
 4.  EU 
    (Mrd. €) 24,5 29,5 31,1 31,8 34,0 33,2
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 0,4 20,8 5,3 2,3 6,6 -2,4
 
 5. Steuereinnahmen insgesamt (Mrd. €) 573,4 596,5 618,1 642,1 664,7 687,3
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 8,1 4,0 3,6 3,9 3,5 3,4

 Bund und Länder nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Schätzung



Abweichungen des Ergebnisses der Steuerschätzung Mai 2012 vom Ergebnis der Steuerschätzung November 
2011

(Beträge in Mrd. €)

 Anlage 2 zu Pressemitteilung 19/2012

Bund 3) 249,9 2,3 -1,2 0,1 3,5 252,3
Länder 3) 232,7 1,5 -1,0 2,5 234,2
Gemeinden 3) 80,1 0,5 -0,1 0,6 80,5
EU 29,3 0,3 0,0 -0,1 0,3 29,5
St.E.insgesamt 592,0 4,6 -2,4 0,0 6,9 596,5

Bund 3) 257,2 2,9 -1,2 0,6 3,5 260,1
Länder 3) 241,2 1,4 -1,0 2,5 242,6
Gemeinden 3) 83,6 0,6 -0,1 0,7 84,3
EU 31,1 0,0 0,0 -0,6 0,6 31,1
St.E.insgesamt 613,2 5,0 -2,3 0,0 7,3 618,1

Bund 3) 268,3 2,2 -0,6 -0,9 3,6 270,5
Länder 3) 249,8 2,2 -0,4 2,6 252,0
Gemeinden 3) 87,2 0,6 -0,1 0,7 87,8
EU 30,4 1,5 0,0 0,9 0,6 31,8
St.E.insgesamt 635,8 6,4 -1,1 0,0 7,5 642,1

Bund 3) 276,7 2,0 -0,6 -0,9 3,5 278,7
Länder 3) 258,5 2,2 -0,4 2,6 260,7
Gemeinden 3) 90,8 0,5 -0,1 0,6 91,3
EU 32,5 1,5 0,0 0,9 0,6 34,0
St.E.insgesamt 658,5 6,2 -1,1 0,0 7,3 664,7

Bund 3) 287,2 2,9 -0,6 -1,0 4,5 290,1
Länder 3) 267,0 2,2 -0,5 2,7 269,2
Gemeinden 3) 94,3 0,6 -0,1 0,7 94,9
EU 31,6 1,5 0,0 1,0 0,6 33,2
St.E.insgesamt 680,0 7,2 -1,2 0,0 8,4 687,3

1)   3. Gesetz zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes vom 6. Dezember 2011 (BGBl. I Nr. 64 S.2562)
Gesetz zur Umsetzung der Beitreibungsrichtlinie sowie zur Änderung steuerlicher Vorschriften vom 7. Dezember 2011 (BGBl. I Nr. 64 S. 2592)
Gesetz zur Änderung des Gemeindefinanzreformgesetzes und von steuerlichen Vorschriften (Bundesratsbeschluss vom 30.03.2012); Umsetzung des 

EuGH-Urteils v. 12. Mai 2011 Az. C 453/09: Aufhebung der Umsatzsteuerermäßigung für die Lieferung von lebenden Pferden und Änderung des EStG
Verordnung zur Absenkung der Steuersätze nach § 11 Absatz 2 des Luftverkehrsteuergesetzes im Jahr 2012 (Luftverkehrsteuer-

Absenkungsverordnung 2012 - LuftVStAbsenkV 2012) vom 16. Dezember 2011 (BGBl. I Nr. 67 S. 2732)
Verordnung zur Änderung der Fahrzeug-Zulassungsverordnung, anderer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften und der Kraftfahrzeug-

Pflichtversicherungs-Verordnung vom 13. Januar 2012 (BGBl. I Nr. 5 S. 103)
BMF-Schreiben vom 15. Dezember 2011 - IV C 5 - S 2353/11/10010 - zur Anwendung der BFH-Urteile vom 9. Juni 2011 - VI R 55/10, VI R 36/10 und 

VI R 58/09 - zur regelmäßigen Arbeitsstätte bei mehreren Tätigkeitsstätten (BStBl. 2012 I S. 57; BStBl. 2012 II S. 34, 36, 38)
Umsetzung des EuGH-Urteils vom 20. Oktober 2011 C-284/09 zur Besteuerung von Streubesitzdividenden

2)   aus gesamtwirtschaftlichen Gründen und infolge unvorhergesehener Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte
3)   nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung, Finanzausgleich und Konsolidierungshilfen

(Betrag der Konsolidierungshilfen vorbehaltlich der Entscheidung des Stabilitätsrates gem. § 2 Abs. 2 Konsolidierungshilfengesetz)
Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

2016 Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2011

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 2012

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

2015 Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2011

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 2012

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 2012

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

2014

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2011

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2011

Abweichungen

2013
Abweichung 
insgesamt

davon:

Abweichung 
insgesamt

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2011

davon:

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 2012

Abweichungen

Schätz-
abweichung 2)

2012

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 2012

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung
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Ergebnisse der 141. Sitzung des Arbeitskreises 
„Steuerschätzungen“ vom 29. bis 31. Oktober 2012 in 
Frankfurt/Main 
 
Bund, Länder und Gemeinden können für das Jahr 2012 im Vergleich zur letzten 
Steuerschätzung mit Mehreinnahmen rechnen, in den Folgejahren jedoch nicht. 
Aufgrund der erfreulichen konjunkturellen Entwicklung sind sowohl die 
Lohneinkommen als auch die Unternehmensgewinne und somit auch die 
Steuereinnahmen weiter gestiegen. Dieser Trend bei den Steuereinnahmen wird 
sich in der Form aber nicht fortsetzen: Für die Jahre ab 2013 prognostizieren die 
Steuerschätzer nur noch im Jahr 2014 geringe Zuwächse gegenüber der letzten 
Steuerschätzung. Das ergab die 141. Sitzung des Arbeitskreises „Steuer-
schätzungen“, die vom 29. bis 31. Oktober 2012 auf Einladung der Deutschen 
Bundesbank in Frankfurt/Main stattgefunden hat. Geschätzt wurden die 
Steuereinnahmen für die Jahre 2012 bis 2017.  
 

Verglichen mit der letzten Steuerschätzung vom Mai 2012 werden die 
Steuereinnahmen insgesamt im laufenden Jahr voraussichtlich um + 5,8 Mrd. 
Euro höher ausfallen. Für den Bund ergeben sich für das Jahr 2012 
Mehreinnahmen von + 3,9 Mrd. Euro von denen + 1,2 Mrd. Euro auf niedrigere 
EU-Abführungen zurückzuführen sind. Aber auch die Länder (+ 2,6 Mrd. Euro) 
und Gemeinden (+ 0,8 Mrd. Euro) haben deutliche Zuwächse zu erwarten.  
 
 
Ergebnis der Steuerschätzung ist erfreulich  
 
Der Bundesminister der Finanzen, DR. WOLFGANG SCHÄUBLE : „Die 

Ergebnisse der aktuellen Steuerschätzung für das Jahr 2012 sind für Bund, 

Länder und Gemeinden erfreulich. Unsere Politik der wachstumsfreundlichen 

Konsolidierung funktioniert. Die Weichen sind richtig gestellt.  

Wir haben die gute wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland in den 

vergangenen zwei Jahren zur Konsolidierung der Haushalte genutzt. Trotz nur 

HAUSANSCHRIFT 
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10117 Berlin 

TEL + 49 (0) 30 18 682-4241 

FAX + 49 (0) 30 18 682-1367 

 presse@bmf.bund.de 

www.bmf.bund.de 

 

 

 



. 
 
 
 
 
 
 
 

Finanzpolitik 
Nummer 70 vom 31. Oktober 2012  
Seite 2 von 4 

 

sehr geringer Mehreinnahmen aus dieser Steuerschätzung für 2013 und der 

zusätzlichen Leistungen an die Länder und Kommunen kann der Bund 

voraussichtlich schon im Jahr 2013 mit einem nahezu ausgeglichenen Haushalt 

die Zielgröße aus der Schuldenbremse erreichen. Das wäre drei Jahre früher als 

es das Grundgesetz verlangt. Die Entscheidung darüber liegt jetzt beim 

Parlament. 

Mit den Mehreinnahmen in 2012 können wir die Nettokreditaufnahme weiter 

absenken. Das alles zeigt: Unsere Finanzen sind gut aufgestellt. Jetzt heißt es 

Kurs halten.“ 

 

Verwendung der Mehreinnahmen zur Senkung der Nettokreditaufnahme  

Die Bundesregierung hat in 2012 mit zwei Nachtragshaushalten Anpassungen 

vorgenommen, um der deutschen Verantwortung für Europa nachzukommen. 

Mit dem ersten Nachtrag wurde die haushaltsrechtliche Ermächtigung für den 

deutschen Anteil am einzuzahlenden ESM-Kapital (insgesamt rund 21,7 Mrd. 

Euro) geschaffen. Die ersten zwei Tranchen in Höhe von insgesamt rund 

8,7 Mrd. Euro waren 2012 einzuzahlen. 

 

Der zweite Nachtrag wurde erforderlich, um die gemeinsam in Europa 

eingegangenen Verpflichtungen im Rahmen des europäischen Wachstumspaktes 

(Kapitalerhöhung der Europäischen Investitionsbank) und zur innerstaatlichen 

Umsetzung des Fiskalvertrags zu erfüllen. Das parlamentarische Verfahren ist 

noch nicht abgeschlossen, so dass die Ergebnisse der aktuellen Steuerschätzung 

noch Eingang finden können.  

 

Kalte Progression beseitigen 

Die Ergebnisse der Steuerschätzung für die Lohn- und Einkommensteuer 

belegen erneut die eingetretenen Progressionseffekte. Bestätigt wird damit, dass 
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ein Abbau der seit 2010 eingetretenen kalten Progression zum 1. Januar 2013 

nicht nur gerecht und notwendig, sondern auch mit der Haushaltskonsolidierung 

vereinbar ist.  

 

Grundlagen der Steuerschätzung 

Der Steuerschätzung liegen die gesamtwirtschaftlichen Eckwerte der 

Herbstprojektion der Bundesregierung zugrunde. Es wird davon ausgegangen, 

dass das Bruttoinlandsprodukt in den Jahren 2012 und 2013 

jahresdurchschnittlich um nominal + 2,4 % bzw. + 2,8 % gegenüber dem 

Vorjahr ansteigen wird (real + 0,8 bzw. + 1,0 %). Dies stellt gegenüber der 

Frühjahrsprojektion für das Jahr 2012 eine geringfügige Aufwärtskorrektur dar, 

während die Wachstumsrate für 2013 nun niedriger ausfällt als im Rahmen der 

Steuerschätzung im Mai 2012 angenommen. Für den mittelfristigen 

Schätzzeitraum (2014 bis 2017) wird mit einer Zunahme des nominalen 

Bruttoinlandsprodukts um durchschnittlich + 2,9 % p.a. gerechnet (real + 1,4 % 

p.a.). 

 

Der Anstieg der als gesamtwirtschaftliche Bemessungsgrundlage für die 

Steuerschätzung besonders relevanten Bruttolöhne und -gehälter wurde im 

Rahmen der Herbstprojektion in etwa so hoch wie im Frühjahr prognostiziert. 

Für die Jahre 2012 und 2013 wird von einer Zunahme der Lohnsumme um + 3,8 

% bzw. + 2,8 % ausgegangen (Frühjahrsprojektion: + 3,7 % bzw. + 2,8 %). Im 

mittelfristigen Schätzzeitraum 2014 bis 2017 beträgt die entsprechende 

Zuwachsrate durchschnittlich + 2,6 % p.a. Während die Zunahme der 

Unternehmens- und Vermögenseinkommen im Jahr 2012 mit + 0,7 % etwas 

höher ausfallen dürfte als noch in der Frühjahrsprojektion unterstellt (+ 0,3 %), 

wird der Anstieg in den Folgejahren voraussichtlich deutlich geringer ausfallen 

als noch im Mai 2012 erwartet.  
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Die Schätzung ging vom geltenden Steuerrecht aus. Für die Jahre 2012 bis 2017 

wurden gegenüber der Schätzung vom Mai 2012 die finanziellen Auswirkungen 

der nachstehenden Änderungen des geltenden Rechts berücksichtigt: 

 

− Umsetzung des EuGH-Urteils vom 12. Juni 2012 zur Kindergeldberechtigung 

europäischer Wanderarbeitnehmer in Deutschland als unmittelbar geltendes 

Recht. 

− Erhöhung des Grunderwerbsteuersatzes in Mecklenburg-Vorpommern gemäß 

Artikel 3 des Haushaltsbegleitgesetzes 2012/2013 vom 22. Juni 2012 seit dem 

30. Juni 2012. 

 

Die Ergebnisse der Steuerschätzung für die Jahre 2012 bis 2017 differenziert 

nach Bund, Ländern, Gemeinden und EU sind in der Anlage 1 

zusammengefasst. Um einen Vergleich mit der letzten Steuerschätzung vom 

November 2011 bzw. Mai 2012 zu ermöglichen, sind die Abweichungen zu 

diesen Schätzungen bis 2016 in Anlage 2 im Einzelnen dargestellt. 
 

 



Ergebnis der 141. Sitzung des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
vom 29. bis 31. Oktober 2012 in Frankfurt / Main

 Anlage 1 zu Pressemitteilung 70/2012

Ist Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung

2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017
1.  Bund    
    (Mrd. €) 248,0 256,2 260,5 270,4 278,5 287,7 297,5
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 9,8 3,3 1,7 3,8 3,0 3,3 3,4
 
2.  Länder 
      (Mrd. €) 224,3 236,8 242,9 252,6 261,0 269,3 277,7
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 6,8 5,6 2,6 4,0 3,3 3,2 3,1
 
3.  Gemeinden  
    (Mrd. €) 76,6 81,3 83,9 87,3 90,7 94,0 97,2
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 8,9 6,1 3,3 4,0 3,9 3,6 3,5
 
 4.  EU 
    (Mrd. €) 24,5 28,1 30,7 32,0 34,0 35,0 34,3
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 0,4 14,9 9,0 4,3 6,3 2,9 -2,1
 
 5. Steuereinnahmen insgesamt (Mrd. €) 573,4 602,4 618,0 642,3 664,2 685,9 706,6
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 8,1 5,1 2,6 3,9 3,4 3,3 3,0

 Bund und Länder nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Schätzung



Abweichungen des Ergebnisses der Steuerschätzung November 2012 vom Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 2012

(Beträge in Mrd. €)

 Anlage 2 zu Pressemitteilung 70/2012

Bund 3) 252,3 3,9 0,2 1,2 2,5 256,2
Länder 3) 234,2 2,6 0,2 2,3 236,8
Gemeinden 3) 80,5 0,8 0,0 0,8 81,3
EU 29,5 -1,4 0,0 -1,2 -0,2 28,1
St.E.insgesamt 596,5 5,8 0,4 0,0 5,4 602,4

Bund 3) 260,1 0,3 -0,7 0,0 1,0 260,5
Länder 3) 242,6 0,3 -0,6 0,9 242,9
Gemeinden 3) 84,3 -0,3 -0,1 -0,2 83,9
EU 31,1 -0,5 0,0 0,0 -0,5 30,7
St.E.insgesamt 618,1 -0,2 -1,4 0,0 1,3 618,0

Bund 3) 270,5 -0,1 -0,2 -0,6 0,7 270,4
Länder 3) 252,0 0,6 -0,1 0,8 252,6
Gemeinden 3) 87,8 -0,5 0,0 -0,5 87,3
EU 31,8 0,1 0,0 0,6 -0,5 32,0
St.E.insgesamt 642,1 0,2 -0,3 0,0 0,5 642,3

Bund 3) 278,7 -0,2 -0,2 -0,5 0,5 278,5
Länder 3) 260,7 0,4 -0,1 0,5 261,0
Gemeinden 3) 91,3 -0,6 0,0 -0,6 90,7
EU 34,0 0,0 0,0 0,5 -0,5 34,0
St.E.insgesamt 664,7 -0,4 -0,3 0,0 -0,1 664,2

Bund 3) 290,1 -2,3 -0,2 -2,3 0,1 287,7
Länder 3) 269,2 0,1 -0,1 0,2 269,3
Gemeinden 3) 94,9 -0,9 0,0 -0,9 94,0
EU 33,2 1,8 0,0 2,3 -0,5 35,0
St.E.insgesamt 687,3 -1,3 -0,3 0,0 -1,0 685,9

1)   Erhöhung des Grunderwerbsteuersatzes in Mecklenburg-Vorpommern gemäß Art. 3 des Haushaltsbegleitgesetzes 2012/2013 vom 22. Juni 2012 
(GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 630 - 32) seit dem 30. Juni 2012

Umsetzung des EuGH-Urteils vom 20. Oktober 2011 C-284/09 zur Besteuerung von Streubesitzdividenden
(Neuberechnung; Differenz zum Ansatz im Mai 2012)

Umsetzung des EuGH-Urteils vom 12. Juni 2012 C-611/10 und C-612/10 zur Kindergeld-berechtigung europäischer Wanderarbeitnehmer
 in Deutschland als unmittelbar geltendes Recht 

2)   aus gesamtwirtschaftlichen Gründen und infolge unvorhergesehener Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte
3)   nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung, Finanzausgleich und Konsolidierungshilfen

(Betrag der Konsolidierungshilfen vorbehaltlich der Entscheidung des Stabilitätsrates gem. § 2 Abs. 2 Konsolidierungshilfengesetz)
Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

2016 Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2012

Abweichungen
Ergebnis der 

Steuerschätzung 
November 2012

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

2015 Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2012

Abweichungen
Ergebnis der 

Steuerschätzung 
November 2012

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

Abweichung 
insgesamt

davon:

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2012

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

Schätz-
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2012

Abweichungen

Schätz-
abweichung 2)

2014

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2012

Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2012

Abweichungen

2013

2012

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2012

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Abweichung 
insgesamt

Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2012

davon:

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung
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Ergebnisse der 142. Sitzung des Arbeitskreises 
„Steuerschätzungen“ vom 6. bis 8. Mai 2013 in Weimar 
 
Bund, Länder und Gemeinden können auch in den nächsten Jahren mit deutlich 
höheren Steuereinnahmen rechnen. Nach der aktuellen Prognose der 
Steuerschätzer werden die Steuereinnahmen von 600 Mrd. Euro im Jahr 2012 
auf rund 705 Mrd. Euro im Jahr 2017 steigen. Bund, Länder und Gemeinden 
verfügen über eine solide Einnahmebasis. Das ergab die 142. Sitzung des 
Arbeitskreises „Steuerschätzungen“, die vom 6. bis 8. Mai 2013 in Weimar 
stattgefunden hat.  
 
Die Steuerschätzer haben ihre letzte Prognose vom Oktober 2012 insgesamt 
leicht nach unten korrigiert.  
In dem Ergebnis spiegelt sich nicht zuletzt die gute Verfassung des 
Arbeitsmarktes mit einem historischen Höchststand an Beschäftigungs-
verhältnissen und steigenden Löhnen wider. Die deutschen Unternehmen sind 
international wettbewerbsfähig und erfolgreich, Deutschland genießt 
international hohes Vertrauen.  
 
Die Veränderungen der Schätzergebnisse gegenüber dem Oktober 2012 fallen 
auf den einzelnen staatlichen Ebenen unterschiedlich aus. Während Bund 
(2013: - 1,8 Mrd. Euro) und Länder (2013: - 1,0 Mrd. Euro) gegenüber der 
letzten Steuerschätzung für das Jahr 2013 von Mindereinnahmen ausgehen 
müssen, bleiben die Einnahmen der  Gemeinden auf dem Niveau der 
Schätzung vom Oktober 2012. Ursachen für die Abweichungen sind vor allem 
die zwischenzeitlich beschlossenen Steuerentlastungen und hier besonders die 
Erhöhung des Grundfreibetrags im Zuge des Gesetzes zum Abbau der kalten 
Progression, die in den Haushaltsplanungen des Bundes bereits berücksichtigt 
sind.  
 

Der Bundesminister der Finanzen, DR. WOLFGANG  SCHÄUBLE : „Bund, 

Länder und Gemeinden verfügen auch in den nächsten Jahren über eine solide 

Einnahmebasis. Die Verschuldung der öffentlichen Haushalte kann damit 

weiter konsequent zurückgeführt werden. Unser finanzpolitischer Kurs ist 

erfolgreich. Ein nachhaltig ausgeglichener Bundeshaushalt ist in greifbarer 
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Nähe. Den entsprechenden Haushaltsentwurf für das Jahr 2014 wird die 

Bundesregierung im Juni verabschieden.“ 

 

Eckwertebeschluss 2014 und Finanzplanung des Bundes 

Für den Bund untermauern die Ergebnisse dieser Steuerschätzung die Ansätze 

im Eckwertebeschluss zum Bundeshaushalt 2014 und zum Finanzplan bis 2017 

vom 13. März 2013. Damit ist sichergestellt, dass der Bund im Jahr 2014 

erstmals seit Jahrzehnten einen strukturell ausgeglichenen Haushalt vorlegen 

wird. Die Ergebnisse der Steuerschätzung fließen nun in den Haushaltsentwurf 

2014 bzw. in die neue Finanzplanung des Bundes ein. Das Bundeskabinett 

wird beides voraussichtlich am 26. Juni 2013 beschließen.  

 

Der stabile Zuwachs der Steuereinnahmen in Verbindung mit einer Politik des 

moderaten Ausgabenwachstums stellt auch für die nächsten Jahre sicher, dass 

Deutschland die nationalen und europäischen Defizitregeln mit gutem 

Sicherheitsabstand einhalten wird. 

 

Zusammenfassung der Schätzergebnisse 

Verglichen mit der Steuerschätzung vom Oktober 2012 werden die 

Steuereinnahmen insgesamt im Jahr 2013 um - 2,8 Mrd. Euro bzw. - 0,5 % 

geringer ausfallen. Für den Bund ergeben sich dabei Mindereinnahmen von  

- 1,8 Mrd. Euro, die unter anderem auf die Anpassung des Grundfreibetrags an 

das gestiegene Existenzminimum zurückzuführen sind. Die Länder müssen 

ebenfalls von niedrigeren Steuereinnahmen ausgehen (- 1,0 Mrd. Euro). Die 

Einnahmeerwartung für die Gemeinden bleibt in etwa unverändert. 

Auch in den Jahren 2014 bis 2017 wird das Steueraufkommen insgesamt 

betrachtet leicht unter dem Schätzergebnis vom Oktober 2012 liegen. Die 

Auswirkungen auf die einzelnen staatlichen Ebenen sind dabei unterschiedlich. 

Der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ hat seine Prognose für das Jahr 2014 um 

- 3,8 Mrd. Euro (Bund: - 1,8 Mrd. Euro), 2015 um - 2,3 Mrd. Euro (Bund: - 0,8 

Mrd. Euro), 2016 um - 2,2 Mrd. Euro (Bund: + 3,5 Mrd. Euro) und 2017 um  
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- 2,1 Mrd. Euro (Bund: + 1,3 Mrd. Euro) angepasst. Die zu erwartenden 

Mehreinnahmen des Bundes in den Jahren 2016 und 2017 gehen dabei auf 

niedrigere EU-Abführungen zurück. 

 

Grundlagen der Steuerschätzung 

Der Steuerschätzung wurden die gesamtwirtschaftlichen Eckwerte der 

Frühjahrsprojektion der Bundesregierung zugrunde gelegt. In ihrer 

Frühjahrsprojektion erwartet die Bundesregierung für dieses Jahr einen Anstieg 

des BIP um real 0,5 %. Dabei wird davon ausgegangen, dass im 1. Quartal 

2013 eine wirtschaftliche Stabilisierung eingetreten ist. Für den weiteren 

Jahresverlauf wird mit einer Stärkung der wirtschaftlichen Auftriebskräfte 

gerechnet. 

Im Schätzzeitraum 2013 bis 2017 werden für das nominale 

Bruttoinlandsprodukt nunmehr Veränderungsraten von 2,2 % (2013), 3,3 % 

(2014), 3,0 % (2015), 3,0 % (2016) und 3,0 % (2017) erwartet.  

 

Die Schätzung geht vom geltenden Steuerrecht aus. Gegenüber der 

vorangegangenen Schätzung vom Oktober 2012 waren die finanziellen 

Auswirkungen der folgenden Gesetze zu berücksichtigen: 

 

- Gesetz zur Änderung des Versicherungsteuergesetzes und des 

Kraftfahrzeugsteuergesetzes vom 5. Dezember 2012 (Verkehrsteuer-

änderungsgesetz) 

- Gesetz zur Änderung des Energiesteuer- und des Stromsteuergesetzes 

sowie zur Änderung des Luftverkehrsteuergesetzes vom 5. Dezember 

2012 

- Gesetz zur Neuausrichtung der Pflegeversicherung (Pflege-

Neuausrichtungs-Gesetz) vom 23. Oktober 2012 

- Gesetz zu Änderungen im Bereich der geringfügigen Beschäftigung 

vom 5. Dezember 2012 



. 
 
 
 
 
 
 
 

Finanzpolitik 
Nummer 31 vom 8. Mai 2013 
Seite 4 von 4 
 
 

 

- Gesetz zur Festsetzung der Beitragssätze in der gesetzlichen 

Rentenversicherung für das Jahr 2013 (Beitragssatzgesetz 2013) vom 5. 

Dezember 2012 

- Gesetz zur Änderung und Vereinfachung der Unternehmensbesteuerung 

und des steuerlichen Reisekostenrechts vom 20. Februar 2013 

- Gesetz zum Abbau der kalten Progression vom 20. Februar 2013 

- Gesetz zur zusätzlichen Förderung von Kindern unter drei Jahren in 

Tageseinrichtungen und Kindertagespflege vom 15. Februar 2013; 

Artikel 3 Änderung des Finanzausgleichsgesetzes (FAG), Änderung der 

Umsatzsteuerverteilung (§ 1 S.5 FAG) 

- Gesetz zur Stärkung des Ehrenamtes (Ehrenamtsstärkungsgesetz) vom 

21. März 2013 

- Gesetz zur Umsetzung des EuGH-Urteils vom 20. Oktober 2011 in der 

Rechtssache C-284/09 vom 21. März 2013 

- Gesetz über die Festsetzung des Steuersatzes für die Grunderwerbsteuer 

vom 26. November 2012 für das Land Hessen 

- Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Festsetzung des 

Steuersatzes bei der Grunderwerbsteuer für das Saarland vom 

12. Dezember 2012. 

 

Darüber hinaus waren die Auswirkungen des BFH-Urteils vom 13. Dezember 

2011 – II R 52/09 - und des BMF-Schreibens vom 20. März 2013 – IV D 2 – S 

7100/07/10050-06 – (Dok 2013/0077777) - zur Abgrenzung von Lieferungen 

und sonstigen Leistungen bei der Abgabe von Speisen und Getränken zu 

berücksichtigen. 

 

Die Ergebnisse der Steuerschätzung für die Jahre 2013 bis 2017, differenziert 

nach Bund, Ländern, Gemeinden und EU, sind in der Anlage 1 

zusammengefasst. Um einen Vergleich mit der letzten Steuerschätzung vom 

Oktober/November 2012 zu ermöglichen, sind die Abweichungen zu diesen 

Schätzungen bis 2017 in Anlage 2 im Einzelnen dargestellt.  

 



Ergebnis der 142. Sitzung des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
vom 6. bis 8. Mai 2013 in Weimar

 Anlage 1 zu Pressemitteilung 31/2013

Ist Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung

2012 2013 2014 2015 2016 2017
1.  Bund    
    (Mrd. €) 256,3 258,7 268,6 277,7 291,3 298,8
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 3,4 0,9 3,8 3,4 4,9 2,6
 
2.  Länder 
      (Mrd. €) 236,3 241,9 251,1 260,3 268,5 276,9
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 5,4 2,4 3,8 3,7 3,2 3,1
 
3.  Gemeinden  
    (Mrd. €) 81,1 83,9 87,2 90,5 93,7 97,0
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 5,8 3,5 3,9 3,8 3,6 3,5
 
 4.  EU 
    (Mrd. €) 26,3 30,6 31,6 33,5 30,2 31,8
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 7,6 16,3 3,1 6,1 -9,8 5,3
 
 5. Steuereinnahmen insgesamt (Mrd. €) 600,0 615,2 638,5 661,9 683,7 704,5
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 4,7 2,5 3,8 3,7 3,3 3,0

 Bund und Länder nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Schätzung



Abweichungen des Ergebnisses der Steuerschätzung Mai 2013 vom Ergebnis der Steuerschätzung November 2012
(Beträge in Mrd. €)

 Anlage 2 zu Pressemitteilung 31/2013

Bund 3) 260,5 -1,8 -2,5 0,0 0,7 258,7
Länder 3) 242,9 -1,0 0,3 -1,3 241,9
Gemeinden 3) 83,9 0,0 -0,1 0,1 83,9
EU 30,7 0,0 0,0 0,0 0,0 30,6
St.E.insgesamt 618,0 -2,8 -2,3 0,0 -0,5 615,2

Bund 3) 270,4 -1,8 -3,8 0,4 1,7 268,6
Länder 3) 252,6 -1,6 -1,0 -0,5 251,1
Gemeinden 3) 87,3 -0,1 -0,5 0,4 87,2
EU 32,0 -0,4 0,0 -0,4 0,0 31,6
St.E.insgesamt 642,3 -3,8 -5,4 0,0 1,6 638,5

Bund 3) 278,5 -0,8 -3,3 0,6 1,9 277,7
Länder 3) 261,0 -0,7 -0,5 -0,2 260,3
Gemeinden 3) 90,7 -0,2 -0,7 0,4 90,5
EU 34,0 -0,5 0,0 -0,6 0,0 33,5
St.E.insgesamt 664,2 -2,3 -4,5 0,0 2,2 661,9

Bund 3) 287,7 3,5 -3,4 4,9 2,0 291,3
Länder 3) 269,3 -0,7 -0,5 -0,2 268,5
Gemeinden 3) 94,0 -0,2 -0,6 0,4 93,7
EU 35,0 -4,8 0,0 -4,9 0,1 30,2
St.E.insgesamt 685,9 -2,2 -4,5 0,0 2,3 683,7

Bund 3) 297,5 1,3 -3,4 2,6 2,1 298,8
Länder 3) 277,7 -0,8 -0,5 -0,3 276,9
Gemeinden 3) 97,2 -0,2 -0,6 0,4 97,0
EU 34,3 -2,5 0,0 -2,6 0,2 31,8
St.E.insgesamt 706,6 -2,1 -4,5 0,0 2,3 704,5
1)   Gesetz zur Änderung des Versicherungsteuergesetzes und des Kraftfahrzeugsteuergesetzes vom 5. Dezember 2012 

(Verkehrsteueränderungsgesetz - VerkehrStÄndG) 
Gesetz zur Änderung des Energiesteuer- und des Stromsteuergesetzes sowie zur Änderung des Luftverkehrsteuergesetzes vom 5. Dezember 2012 
Gesetz über die Festsetzung des Steuersatzes für die Grunderwerbsteuer vom 26. November 2012 (GVBl. für das Land Hessen Nr. 24 vom 5. Dez. 2012)
Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Festsetzung des Steuersatzes bei der Grunderwerbsteuer 

(Artikel 1 Gesetz Nr. 1794 Haushaltsbegleitgesetz 2013 -HBeglG 2013- vom 12. Dezember 2012; ABL Saarland Teil 1 S. 520)
Gesetz zur Neuausrichtung der Pflegeversicherung (Pflege-Neuausrichtungs-Gesetz - PNG) vom 23. Oktober 2012 (BGBl. I S. 2246) 1)
Gesetz zu Änderungen im Bereich der geringfügigen Beschäftigung vom 5. Dezember 2012 (BGBl. I S. 2474) 
Gesetz zur Festsetzung der Beitragssätze in der gesetzlichen Rentenversicherung für das Jahr 2013 (Beitragssatzgesetz 2013) vom 5. Dez. 2012 
Gesetz zur Änderung und Vereinfachung der Unternehmensbesteuerung und des steuerlichen Reisekostenrechts vom 20. Februar 2013 (BGBl. I S. 285)
Gesetz zum Abbau der kalten Progression vom 20. Februar 2013  (BGBl. I S. 283)
Gesetz zur zusätzlichen Förderung von Kindern unter drei Jahren in Tageseinrichtungen und Kindertagespflege vom 15. Februar 2013 (BGBl. I S. 250)
Gesetz zur Stärkung des Ehrenamtes (Ehrenamtsstärkungsgesetz) vom 21. März 2013 (BGBl. I S. 556)
BFH-Urteil vom 13. Dezember 2011 – II R 52/09
BMF-Schreiben v. 20. März 2013 - IV D 2 - S 7100/07/10050-06 zur Abgrenzung v. Lieferungen u. sonst. Leistungen bei d. Abgabe v. Speisen u. Getränken
Neuberechnung zur Umsetzung des EuGH-Urteils v. 20. Okt. 2011 C-284/09 zur Besteuerung von Streubesitzdividenden als unmittelbar geltendes Recht

3)   nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung, Finanzausgleich und Konsolidierungshilfen
(Betrag der Konsolidierungshilfen vorbehaltlich der Entscheidung des Stabilitätsrates gem. § 2 Abs. 2 Konsolidierungshilfengesetz)

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

2013

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 2013

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Abweichung 
insgesamt

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2012

davon:

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 2013

Abweichungen

Schätz-
abweichung 2)

2015

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2012

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2012

Abweichungen

2014
Abweichung 
insgesamt

davon:

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 2013

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

2016 Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2012

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 2013

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

2)   Die Schätzabweichungen sind zum einen auf Änderungen der gesamtwirtschaftlichen Projektion und auf unvorhergesehene Verhaltensänderungen der  
      Wirtschaftssubjekte zurückzuführen. Zum anderen entfallen in allen Jahren des Schätzzeitraums jeweils +2,3 Mrd. €  auf einen Ausgleichsposten für die in
      der Schätzung vom November 2012 bereits vom Arbeitskreis angesetzten Auswirkungen aus der Nachfolgeregelung für den Spitzenausgleich, die  nach der 
      gesetzlichen Regelung vom 5.12.2012 nunmehr als Steuerrechtsänderung ausgewiesen werden.

2017 Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2012

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 2013

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)
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Ergebnisse der 143. Sitzung des Arbeitskreises 
„Steuerschätzungen“ vom 5. bis 7. November 2013 in 
Bremerhaven 
 
Bund, Länder und Gemeinden können nach der aktuellen Steuerschätzung in den 
nächsten Jahren weiter mit moderat steigenden Steuereinnahmen rechnen. 
Angesichts nur wenig veränderter gesamtwirtschaftlicher Rahmenbedingungen 
halten sich die Abweichungen gegenüber der Steuerschätzung vom Mai 2013 in 
engen Grenzen. Der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ rechnet nach den 
Ergebnissen seiner 143. Sitzung in Bremerhaven mit Steuereinnahmen von 
620,5 Mrd. Euro im Jahr 2013, die auf rund 731,5 Mrd. Euro im Jahr 2018 
ansteigen.  
 
In dem Ergebnis spiegeln sich die unverändert günstige gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung und die hohe Beschäftigung in Deutschland wider. Davon 
profitieren Unternehmen und private Haushalte durch steigende Einkommen und 
Gewinne. Die Inlandsnachfrage ist weiter robust und tragende Säule des 
Aufschwungs. Im internationalen Vergleich ist die deutsche Wirtschaft durch 
günstige wirtschaftliche Fundamentalfaktoren nach wie vor gut aufgestellt.  
 
Der Bundesminister der Finanzen, DR. WOLFGANG SCHÄUBLE: „Die 
Einnahmebasis von Bund, Ländern und Gemeinden bleibt auch in den nächsten 
Jahren solide. Ein nachhaltig ausgeglichener Bundeshaushalt ist in greifbarer 
Nähe. Unser finanzpolitischer Kurs ist erfolgreich. Entscheidend sind gute 
Rahmenbedingungen für die Wirtschaft, um ein angemessenes Wachstum und 
einen hohen Beschäftigungsstand zu erreichen. Das führt auch zu einer guten 
Entwicklung der Steuereinnahmen. Allerdings zeigen die Ergebnisse der 
Steuerschätzung auch, dass die finanzpolitischen Spielräume begrenzt bleiben.“ 
  
 

Grundlagen der Steuerschätzung 

Der Steuerschätzung liegen die gesamtwirtschaftlichen Eckwerte der 
Herbstprojektion der Bundesregierung zugrunde. Die Bundesregierung erwartet 
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danach für dieses Jahr ebenso wie in der Frühjahrsprojektion einen Anstieg des 
BIP um real 0,5 %. Im Schätzzeitraum 2013 bis 2018 werden für das nominale 
Bruttoinlandsprodukt nunmehr Veränderungsraten von 2,6 % (2013), 3,3 % 
(2014) und jeweils 3,0 % für die restlichen Schätzjahre 2015 bis 2018 
prognostiziert.  
 
Die für die Steuerschätzung besonders relevanten Erwartungen zu den 
Bruttolöhnen und -gehältern wurden im Rahmen der Herbstprojektion nur wenig 
verändert. Gegenüber der Frühjahrsprojektion wird für das Jahr 2013 von einer 
um 0,2 Prozentpunkte niedrigeren Zunahme der Lohnsumme (+ 3,1 %) 
ausgegangen, während der Anstieg in den weiteren Schätzjahren jeweils um 0,1 
Prozentpunkte höher ausfällt. Bei den Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen wird die Zunahme ab dem Jahr 2014 voraussichtlich 
marginal geringer ausfallen als noch im Mai 2013 erwartet. 
 
Die Schätzung geht vom geltenden Steuerrecht aus. Gegenüber der 
vorangegangenen Schätzung vom Mai 2013 waren die finanziellen 
Auswirkungen der folgenden Gesetze zu berücksichtigen: 
 
- Gesetz zur Umsetzung der Amtshilferichtlinie sowie zur Änderung 

steuerlicher Vorschriften (Amtshilferichtlinie-Umsetzungsgesetz – 
AmtshilfeRLUmsG) vom 26. Juni 2013 

 
- Gesetz zur Änderung des Einkommensteuergesetzes in Umsetzung der 

Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes vom 7. Mai 2013 vom 15. Juli 
2013 

 
- Gesetz zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes und der 

Bundeshaushaltsordnung vom 15. Juli 2013; Verringerung der Beträge gemäß 
§ 1 S. 5 FAG für die Jahre 2014 und 2015 ff.; Verringerung der Hartz IV-
SoBEZ ab 2014 
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- Gesetz zur Errichtung eines Sondervermögens „Aufbauhilfe“ und zur 
Änderung weiterer Gesetze (Aufbauhilfegesetz) vom 15. Juli 2013: Erhöhung 
der Beträge nach § 1 S. 5 FAG für die Jahre 2014 bis 2019 

 
- Gesetz zur innerstaatlichen Umsetzung des Fiskalvertrags vom 15. Juli 2013; 

Artikel 5: Schaffung von § 12a FAG für die Ausgleichsjahre 2011 und 2012; 
geringfügige Auswirkung auf Höhe der BEZ 

 
- Zweite Verordnung zur Änderung der Energiesteuer- und der Stromsteuer-

Durchführungsverordnung vom 24. Juli 2013. 
 
Verglichen mit der Steuerschätzung vom Mai 2013 werden die Steuereinnahmen 
insgesamt im Jahr 2013 um 5,3 Mrd. Euro höher ausfallen. Für den Bund 
ergeben sich dabei Mehreinnahmen von 1,3 Mrd. Euro, für die Länder von 2,4 
Mrd. Euro und für die Gemeinden von 1,1 Mrd. €. 
 
Auch in den Jahren 2014 bis 2018 wird das Steueraufkommen insgesamt 
betrachtet über dem Schätzergebnis vom Mai 2013 liegen. Die Auswirkungen 
auf die einzelnen staatlichen Ebenen sind dabei unterschiedlich. Der Arbeitskreis 
„Steuerschätzungen“ hat seine Prognose für das Jahr 2014 um 1,9 Mrd. Euro 
(Bund: +0,3 Mrd. Euro), 2015 um 1,9 Mrd. Euro (Bund: -0,2 Mrd. Euro), 2016 
um 2,6 Mrd. Euro (Bund: +0,3 Mrd. Euro) und 2017 um 2,3 Mrd. Euro 
(Bund: -0,1 Mrd. Euro) angepasst.  
 
Die Ergebnisse der Steuerschätzung für die Jahre 2013 bis 2018, differenziert 
nach Bund, Ländern, Gemeinden und EU, sind in Anlage 1 zusammengefasst. 
Um einen Vergleich mit der letzten Steuerschätzung vom Mai 2013 zu 
ermöglichen, sind die Abweichungen zu diesen Schätzungen bis 2017 in 
Anlage 2 im Einzelnen dargestellt. 



Ergebnis der 143. Sitzung des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
vom 5. bis 7. November 2013 in Bremerhaven

 Anlage 1 zu Pressemitteilung 71/2013

Ist Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung

2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018
1.  Bund    
    (Mrd. €) 256,3 260,0 269,0 277,5 291,5 298,7 309,2
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 3,4 1,4 3,4 3,2 5,1 2,5 3,5
 
2.  Länder 
      (Mrd. €) 236,3 244,3 251,9 260,8 269,5 277,6 287,2
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 5,4 3,4 3,1 3,6 3,3 3,0 3,4
 
3.  Gemeinden  
    (Mrd. €) 81,1 85,0 88,2 91,5 94,7 98,0 101,6
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 5,8 4,9 3,7 3,7 3,6 3,5 3,6
 
 4.  EU 
    (Mrd. €) 26,3 31,1 31,3 34,0 30,6 32,4 33,5
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 7,6 18,3 0,6 8,6 -10,0 5,8 3,4
 
 5. Steuereinnahmen insgesamt (Mrd. €) 600,0 620,5 640,3 663,8 686,3 706,8 731,5
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 4,7 3,4 3,2 3,7 3,4 3,0 3,5

 Bund und Länder nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Schätzung



Abweichungen des Ergebnisses der Steuerschätzung November 2013 vom Ergebnis der Steuerschätzung Mai 
2013

(Beträge in Mrd. €)

 Anlage 2 zu Pressemitteilung 71/2013

Bund 3) 258,7 1,3 -0,1 -0,8 2,2 260,0
Länder 3) 241,9 2,4 -0,1 2,5 244,3
Gemeinden 3) 83,9 1,1 0,0 1,1 85,0
EU 30,6 0,5 0,0 0,8 -0,3 31,1
St.E.insgesamt 615,2 5,3 -0,2 0,0 5,5 620,5

Bund 3) 268,6 0,3 0,2 -0,1 0,2 269,0
Länder 3) 251,1 0,8 -0,1 0,9 251,9
Gemeinden 3) 87,2 1,0 0,0 1,0 88,2
EU 31,6 -0,2 0,0 0,1 -0,3 31,3
St.E.insgesamt 638,5 1,9 0,1 0,0 1,8 640,3

Bund 3) 277,7 -0,2 0,2 -0,8 0,4 277,5
Länder 3) 260,3 0,5 0,0 0,6 260,8
Gemeinden 3) 90,5 1,0 0,0 0,9 91,5
EU 33,5 0,5 0,0 0,8 -0,2 34,0
St.E.insgesamt 661,9 1,9 0,3 0,0 1,6 663,8

Bund 3) 291,3 0,3 0,3 -0,7 0,7 291,5
Länder 3) 268,5 0,9 0,0 0,9 269,5
Gemeinden 3) 93,7 1,0 0,1 0,9 94,7
EU 30,2 0,4 0,0 0,7 -0,2 30,6
St.E.insgesamt 683,7 2,6 0,4 0,0 2,2 686,3

Bund 3) 298,8 -0,1 0,3 -0,9 0,5 298,7
Länder 3) 276,9 0,8 0,0 0,7 277,6
Gemeinden 3) 97,0 1,0 0,1 0,9 98,0
EU 31,8 0,6 0,0 0,9 -0,3 32,4
St.E.insgesamt 704,5 2,3 0,4 0,0 1,9 706,8
1)   Gesetz zur Umsetzung der Amtshilferichtlinie sowie zur Änderung steuerlicher Vorschriften vom 26. Juni 2013 

(Amtshilferichtlinie-Umsetzungsgesetz - AmtshilfeRLUmsG) 
Gesetz zur Änderung des Einkommensteuergesetzes in Umsetzung der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes vom 7. Mai 2013 vom 15. Juli 2013 
Gesetz zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes und der Bundeshaushaltsordnung vom 15. Juli 2013
Gesetz zur Errichtung eines Sondervermögens "Aufbauhilfe" und zur Änderung weiterer Gesetze vom 15. Juli 2013 (Aufbauhilfegesetz) 
Gesetz zur innerstaatlichen Umsetzung des Fiskalvertrags vom 15. Juli 2013 
Zweite Verordnung zur Änderung der Energiesteuer- und der Stromsteuer-Durchführungsverordnung vom 24. Juli 2013 

3)   nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung, Finanzausgleich und Konsolidierungshilfen
(Betrag der Konsolidierungshilfen vorbehaltlich der Entscheidung des Stabilitätsrates gem. § 2 Abs. 2 Konsolidierungshilfengesetz)

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

2)  aus gesamtwirtschaftlichen Gründen und infolge unvorhergesehener Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte

2017 Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2013

Abweichungen
Ergebnis der 

Steuerschätzung 
November 2013

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

2016 Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2013

Abweichungen
Ergebnis der 

Steuerschätzung 
November 2013

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

Abweichung 
insgesamt

davon:

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2013

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

Schätz-
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2013

Abweichungen

Schätz-
abweichung 2)

2015

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2013

Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2013

Abweichungen

2014

2013

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2013

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Abweichung 
insgesamt

Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2013

davon:

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung
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Sendesperrfrist: Beginn der Pressekonferenz 
 

Ergebnisse der 144. Sitzung des Arbeitskreises 

„Steuerschätzungen“ vom 6. bis 8. Mai 2014 in Berlin 
 

Bund, Länder und Gemeinden verfügen dank der erfreulichen wirtschaftlichen 

Entwicklung auch in den kommenden Jahren über eine solide Einnahmebasis. 

Die heute in Berlin zu Ende gegangenen Beratungen des Arbeitskreises 

„Steuerschätzungen“ bestätigen die Haushaltsplanung des Bundes.  
 

Der Bundesminister der Finanzen, DR. WOLFGANG SCHÄUBLE: „Die 

Steuerschätzung eröffnet uns keine neuen finanziellen Spielräume. Wir wollen 

ab 2015 ohne neue Schulden auskommen. Mit strikter Ausgabendisziplin ist das 

weiterhin möglich. Ausgeglichene Haushalte sind ein wichtiger Beitrag zur 

Generationengerechtigkeit. Bund, Länder und Gemeinden bleiben finanziell gut 

ausgestattet. Alle staatlichen Ebenen verfügen über ausreichend Mittel, um die 

notwendigen Investitionen in die Infrastruktur, in Bildung und Forschung zu 

finanzieren.“  

 

Im Vergleich zur Steuerschätzung von November 2013 ergeben sich für den 

Bund 2014 Mindereinnahmen von 0,8 Mrd. Euro und ab 2015 leichte 

Mehreinnahmen. Im Vergleich zu den Haushaltseckwerten ergeben sich nur 

geringfügige Änderungen: 2015 + 0,1 Mrd. Euro, 2016 - 0,2 Mrd. Euro, und 

2018 + 0,2 Mrd. Euro. Für das Jahr 2017 ergeben sich keine Änderungen.  

 

Für die Länder ergeben sich im Vergleich zur letzten Steuerschätzung im 

November 2013 Mehreinnahmen von 0,3 Mrd. Euro für das Jahr 2014, 1,7 Mrd. 

Euro 2015, 2,2 Mrd. Euro 2016, 2,8 Mrd. Euro 2017 und 3,5 Mrd. Euro 2018. 

Die Gemeinden müssen mit 0,6 Mrd. Euro Mindereinnahmen im Jahr 2014 

rechnen. Ab 2015 bestätigt die Steuerschätzung im Wesentlichen die bisherigen 

Annahmen für die Gemeinden.  
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Gesamtstaatlich steigen die Steuereinnahmen von Bund, Ländern und 

Kommunen voraussichtlich von 639,9 Mrd. Euro im Jahr 2014 auf rund 738,5 

Mrd. Euro im Jahr 2018.  

 

Die Steuerschätzung geht von stabilen gesamtwirtschaftlichen 

Rahmenbedingungen aus. Grund für die weiterhin insgesamt positive 

Entwicklung des Steueraufkommens ist der breit angelegte 

Wirtschaftsaufschwung in Deutschland. Die Beschäftigung nimmt zu, Löhne 

und Gehälter steigen. Dies begünstigt wiederum die Investitions- und 

Konsumtätigkeit von Unternehmen und privaten Haushalten und stärkt damit die 

Inlandsnachfrage. Sie ist die wichtigste Stütze der konjunkturellen 

Aufwärtsbewegung. 

Die derzeitigen geopolitischen Risiken können in der Steuerschätzung nicht 

abgebildet werden.  

Grundlagen der Steuerschätzung 

Der Steuerschätzung liegen die gesamtwirtschaftlichen Eckwerte der 

Frühjahrsprojektion der Bundesregierung zugrunde. Die Bundesregierung 

erwartet hiernach für dieses Jahr einen Anstieg des BIP um real 1,8 %. Im 

Schätzzeitraum 2014 bis 2018 werden für das nominale Bruttoinlandsprodukt 

nunmehr Veränderungsraten von 3,5 % (2014), 3,8 % (2015) und jeweils 3,1 % 

für die restlichen Schätzjahre 2016 bis 2018 prognostiziert.  

 

Gegenüber der Herbstprojektion wird für das Jahr 2014 von einer um 0,4 

Prozentpunkte höheren Zunahme der Lohnsumme (+ 3,6 %) ausgegangen, 

während der Anstieg im Jahr 2015 um 0,9 Prozentpunkte und in den weiteren 

Schätzjahren jeweils um 0,2 Prozentpunkte angehoben wurde.  Bruttolöhne und 

-gehälter sind als gesamtwirtschaftliche Bemessungsgrundlage für die 

Steuerschätzung besonders relevant. Bei den Unternehmens- und 

Vermögenseinkommen wird für das Jahr 2014 ein niedrigerer Anstieg (+ 3,6 %) 

als noch im Herbst (+ 5,0 %) unterstellt, dagegen wurde der Zuwachs im 

Schätzjahr 2015 von + 3,6 % auf + 5,0 % angehoben.  
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Die Schätzung geht vom geltenden Steuerrecht aus. Gegenüber der 

vorangegangenen Schätzung vom November 2013 wurden die finanziellen 

Auswirkungen der folgenden Rechtsänderungen berücksichtigt: 

 

- Gesetz zur Anpassung des Investmentsteuergesetzes und anderer Gesetze an 

das AIFM-Umsetzungsgesetz (AIFM-Steuer-Anpassungsgesetz) vom 

18. Dezember 2013; 

 

- BFH-Urteil III R 22/13 vom 17. Oktober 2013 zur Gewährung von Kindergeld 

für verheiratete Kinder. 

 

Daneben wurden für einzelne Länder Rechtsänderungen einbezogen. 

  

Einen Vergleich der Ergebnisse der Steuerschätzung mit der Finanzplanung des 

Bundes finden Sie in Anlage 1. Die Ergebnisse der Steuerschätzung für die 

Jahre 2014 bis 2018, differenziert nach Bund, Ländern, Gemeinden und EU, sind 

in Anlage 2 zusammengefasst. Einen Vergleich mit der letzten Steuerschätzung 

vom November 2013 enthält Anlage 3. 

 



Vergleich der Steuereinnahmen nach Steuerschätzung Mai 2014  mit dem 2. RegE zum Haushalt 2014 sowie dem Eckwertebeschluss
zum Bundeshaushalt 2015 bis 2018 vom 12. März 2014

Anlage 1 zu Pressemitteilung 18/2014

Steuereinnahmen in der
 Haushaltsplanung des Bundes

- in Mrd. € -
2014 2015 2016 2017 2018

Ergebnis der Steuerschätzung Mai 2014 268,2 278,5 292,9 300,7 311,8

in dem Ergebnis dieser Steuerschätzung nicht 
berücksichtigte geplante 
Steuerrechtsänderungen

. . . . .

2. Regierungsentwurf des Haushalts 2014         268,9

Eckwertebeschluss für 2015 bis 2018 278,5 293,2 300,7 311,6

Änderung gegenüber 2. RegE Haushalt 2014/ 
Eckwertebeschluss 2015 bis 2018 -0,7 0,0 -0,2 0,0 0,1

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen



Ergebnis der 144. Sitzung des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
vom 6. bis 8. Mai 2014 in Berlin

 Anlage 2 zu Pressemitteilung 18/2014

Ist Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung

2013 2014 2015 2016 2017 2018
1.  Bund    
    (Mrd. €) 259,9 268,2 278,5 292,9 300,7 311,8
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 1,4 3,2 3,9 5,2 2,6 3,7
 
2.  Länder 
      (Mrd. €) 244,2 252,2 262,5 271,7 280,5 290,6
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 3,3 3,3 4,1 3,5 3,3 3,6
 
3.  Gemeinden  
    (Mrd. €) 84,5 87,6 91,4 94,8 98,1 101,8
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 4,3 3,6 4,4 3,7 3,5 3,7
 
 4.  EU 
    (Mrd. €) 31,1 31,9 34,1 31,2 33,2 34,3
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 18,2 2,6 6,8 -8,5 6,3 3,6
 
 5. Steuereinnahmen insgesamt (Mrd. €) 619,7 639,9 666,6 690,6 712,4 738,5
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 3,3 3,3 4,2 3,6 3,2 3,7

 Bund und Länder nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Schätzung



Abweichungen des Ergebnisses der Steuerschätzung Mai 2014 vom Ergebnis der Steuerschätzung November 
2013

(Beträge in Mrd. €)

 Anlage 3 zu Pressemitteilung 18/2014

Bund 3) 269,0 -0,8 -0,1 -0,6 -0,2 268,2
Länder 3) 251,9 0,3 0,2 0,2 252,2
Gemeinden 3) 88,2 -0,6 0,0 -0,6 87,6
EU 31,3 0,6 0,0 0,6 0,1 31,9
St.E.insgesamt 640,3 -0,4 0,1 0,0 -0,6 639,9

Bund 3) 277,5 1,1 0,0 -0,1 1,1 278,5
Länder 3) 260,8 1,7 0,3 1,4 262,5
Gemeinden 3) 91,5 0,0 0,0 -0,1 91,4
EU 34,0 0,1 0,0 0,1 0,0 34,1
St.E.insgesamt 663,8 2,8 0,3 0,0 2,4 666,6

Bund 3) 291,5 1,4 0,0 -0,6 2,0 292,9
Länder 3) 269,5 2,2 0,3 1,9 271,7
Gemeinden 3) 94,7 0,0 0,0 0,0 94,8
EU 30,6 0,6 0,0 0,6 0,0 31,2
St.E.insgesamt 686,3 4,2 0,3 0,0 3,9 690,6

Bund 3) 298,7 1,9 0,0 -0,7 2,7 300,7
Länder 3) 277,6 2,8 0,3 2,6 280,5
Gemeinden 3) 98,0 0,1 0,0 0,1 98,1
EU 32,4 0,7 0,0 0,7 0,0 33,2
St.E.insgesamt 706,8 5,7 0,3 0,0 5,4 712,4

Bund 3) 309,2 2,6 0,0 -0,8 3,4 311,8
Länder 3) 287,2 3,5 0,3 3,2 290,6
Gemeinden 3) 101,6 0,2 0,0 0,2 101,8
EU 33,5 0,8 0,0 0,8 0,0 34,3
St.E.insgesamt 731,5 7,0 0,3 0,0 6,8 738,5
1)   Gesetz zur Anpassung des Investmentsteuergesetzes und anderer Gesetze an das AIFM-Umsetzungsgesetz

(AIFM-Steuer-Anpassungsgesetz - AIFM-StAnpG) vom 18. Dezember 2013  
BFH-Urteil III R 22/13 vom 17. Oktober 2013 zur Gewährung von Kindergeld für verheiratete Kinder
Berlin: Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Festsetzung der Hebesätze für die Realsteuern für die Kalenderjahre 2007 bis 2011 

und des Steuersatzes für die Grunderwerbsteuer vom 14. November 2013
Bremen: Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Festsetzung des Steuersatzes für die Grunderwerbsteuer vom 19. November 2013
Schleswig-Holstein: Haushaltsbegleitgesetz 2014 vom 13. Dezember 2013; Artikel 3: Änderung des Gesetzes über die Festsetzung des Steuersatzes 

bei der Grunderwerbsteuer 
Niedersachsen: Haushaltsbegleitgesetz 2014 vom 16. Dezember 2013; Art. 9: Änderung des Gesetzes über die Festsetzung des Steuersatzes für die 

Grunderwerbsteuer in Niedersachsen

3)   nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung, Finanzausgleich und Konsolidierungshilfen
(Betrag der Konsolidierungshilfen vorbehaltlich der Entscheidung des Stabilitätsrates gem. § 2 Abs. 2 Konsolidierungshilfengesetz)

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

2014

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 

2014
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Abweichung 
insgesamt

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2013

davon:

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 

2014

Abweichungen

Schätz-
abweichung 2)

2016

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2013

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2013

Abweichungen

2015
Abweichung 
insgesamt

davon:

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 

2014
Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

2017 Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2013

Abweichungen
Ergebnis der 

Steuerschätzung Mai 
2014

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

2)  aus gesamtwirtschaftlichen Gründen und infolge unvorhergesehener Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte

2018 Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2013

Abweichungen
Ergebnis der 

Steuerschätzung Mai 
2014

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)
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Sendesperrfrist: Beginn der Pressekonferenz 

Ergebnisse der 145. Sitzung des Arbeitskreises 
„Steuerschätzungen“ vom 4. bis 6. November 2014 in Wismar 
 
Bund, Länder und Gemeinden können auch in den nächsten Jahren mit wachsen-
den Steuereinnahmen rechnen. Die Steuereinnahmen werden sich entsprechend 
der allgemeinen wirtschaftlichen Entwicklung von 640,9 Mrd. Euro im Jahr 
2014 auf rund 760,3 Mrd. Euro im Jahr 2019 erhöhen. Dies prognostiziert der 
Arbeitskreis „Steuerschätzungen“, dessen Beratungen heute in der  
Hansestadt Wismar zu Ende gegangen sind.  
 
Gegenüber seiner letzten Prognose vom Mai 2014 hat der Arbeitskreis „Steuer-

schätzungen“ seine Erwartungen für 2015 und die Folgejahre leicht nach unten 

korrigiert. Grund ist die zuletzt weniger dynamische gesamtwirtschaftliche Ent-

wicklung in Deutschland. Einen positiven Effekt auf die Steuereinnahmen haben 

die gute Beschäftigungslage und die robuste Inlandsnachfrage.  

 

Der Bundesminister der Finanzen, DR. WOLFGANG SCHÄUBLE:  

„Der Bundeshaushalt ohne neue Schulden ab 2015 ist erreichbar. Das zeigt die 

aktuelle Steuerschätzung. Solide Staatsfinanzen sind Voraussetzung für Zu-

kunftsvertrauen, Wachstum und Wohlstand. Die öffentlichen Haushalte in 

Deutschland verfügen über eine solide Einnahmebasis, um die wichtigen Zu-

kunftsinvestitionen für unser Land zu finanzieren.“ 

 

Für das laufende Jahr 2014 werden die Steuereinnahmen im Vergleich mit der 

Steuerschätzung vom Mai 2014 insgesamt um 0,9 Mrd. Euro höher ausfallen. 

Für den Bund ergeben sich Mehreinnahmen von 0,7 Mrd. Euro und für die Län-

der von 0,6 Mrd. Euro. Die Schätzungen für die Gemeinden bleiben in etwa un-

verändert. 

 

Für 2015 werden die Steuereinnahmen des Bundes gegenüber der Mai-Prognose 

um 0,5 Mrd. Euro leicht nach unten korrigiert. Entlastend wirkt hier die geringe-

re EU-Abführung in Höhe von 2,1 Mrd. Euro. Für die Folgejahre ab 2016 wird  
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ebenfalls mit etwas geringeren Einnahmen gegenüber der letzten Schätzung ge-

rechnet (2016: -2,9 Mrd. Euro; 2017: -1,3 Mrd. Euro; 2018: -0,8 Mrd. Euro). 

Der Rückgang der Steuereinnahmen wird sich in der gleichen Größenordnung 

im Bundeshaushalt niederschlagen. 

 

Auch die Steuereinnahmen der Länder und Kommunen werden ab 2015 gegen-

über der Mai-Prognose geringfügig nach unten korrigiert. Für die Länder werden 

die Steuereinnahmen 2015 um 2,8 Mrd. Euro, 2016 um 3,2 Mrd. Euro, 2017 um 

2,3 Mrd. Euro und 2018 um 2,0 Mrd. Euro verringert. Bei den Kommunen ge-

hen die Steuereinnahmen um 1,3 Mrd. Euro im Jahr 2015, 1,2 Mrd. Euro im Jahr 

2016, 1,0 Mrd. Euro im Jahr 2017 und 1,0 Mrd. Euro im Jahr 2018 zurück. 

 

Grundlagen der Steuerschätzung 
 
Die Steuerschätzung basiert auf den gesamtwirtschaftlichen Eckwerten der 

Herbstprojektion der Bundesregierung. Für dieses Jahr erwartet die Bundesregie-

rung einen Anstieg des Bruttoinlandsprodukts um real 1,2 % und für die restli-

chen Schätzjahre 2015 bis 2019 um jeweils 1,3 %. Für das nominale Bruttoin-

landsprodukt wird für 2014 und 2015 eine Veränderungsrate von jeweils 3,2 % 

und für die restlichen Schätzjahre 2016 bis 2019 von jeweils 3,1 % prognosti-

ziert. 

 

Die Bruttolohn- und Gehaltssumme wird 2014 annahmegemäß um 3,8 % stei-

gen. Dies sind 0,2 Prozentpunkte mehr als noch in der Frühjahrsprojektion. Für 

das Jahr 2015 wird weiterhin mit einem Anstieg um 3,7 % gerechnet. Für die 

Jahre 2016 bis 2018 wird eine leichte Aufwärtskorrektur um 0,1 Prozentpunkte 

auf nunmehr 3,1 % unterstellt. Für das Jahr 2019 wird ebenfalls von einem Zu-

wachs um 3,1 % ausgegangen.  

 

Für die Unternehmens- und Vermögenseinkommen wird für das Jahr 2014 mit 

2,0 % eine geringere Zuwachsrate als noch im Mai 2014 erwartet (Frühjahrspro-

jektion 2014: 3,6 %). Die Zuwachsrate für 2015 wird von 5,0 % auf 2,5 % zu-

rückgenommen. Für die Folgejahre bis 2018 wurde die Wachstumsrate um 

0,2 % auf 3,7 % angehoben. Der Schätzansatz für das Jahr 2019 liegt ebenfalls 

bei 3,7 %. 
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Die Schätzung geht vom geltenden Steuerrecht aus. Gegenüber der vorangegan-

genen Schätzung vom Mai 2014 waren die finanziellen Auswirkungen der fol-

genden Gesetze zu berücksichtigen: 

 

- Gesetz zur Anpassung des nationalen Steuerrechts an den Beitritt Kroati-

ens zur EU und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften vom 25. 

Juli 2014 (BGBl. I Nr. 36, S. 1266) 

- Hessen: Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Festsetzung des 

Steuersatzes für die Grunderwerbsteuer vom 16. Juli 2014 (GVBl. I, Nr. 

13, S. 179) 

 

Die Ergebnisse der Steuerschätzung für die Jahre 2014 bis 2019, differenziert 

nach Bund, Ländern, Gemeinden und EU, sind in Anlage 1 zusammengefasst. 

Um einen Vergleich mit der letzten Steuerschätzung vom Mai 2014 zu ermögli-

chen, sind die Abweichungen zu diesen Schätzungen bis 2018 in Anlage 2 im 

Einzelnen dargestellt. 



Ergebnis der 145. Sitzung des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
vom 4. bis 6. November 2014 in Wismar

 Anlage 1 zu Pressemitteilung 46/2014

Ist Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung

2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019
1.  Bund    
    (Mrd. €) 259,9 268,9 278,0 290,0 299,3 311,0 322,3
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 1,4 3,5 3,4 4,3 3,2 3,9 3,7
 
2.  Länder 
      (Mrd. €) 244,2 252,8 259,7 268,4 278,2 288,6 298,3
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 3,3 3,5 2,7 3,4 3,6 3,7 3,4
 
3.  Gemeinden  
    (Mrd. €) 84,5 87,5 90,2 93,6 97,1 100,7 104,5
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 4,3 3,5 3,1 3,8 3,8 3,7 3,8
 
 4.  EU 
    (Mrd. €) 31,1 31,7 32,3 31,6 33,2 34,3 35,1
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 18,2 1,8 1,9 -2,0 4,8 3,5 2,4
 
 5. Steuereinnahmen insgesamt (Mrd. €) 619,7 640,9 660,2 683,7 707,8 734,6 760,3
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 3,3 3,4 3,0 3,6 3,5 3,8 3,5

 Bund und Länder nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Schätzung



Abweichungen des Ergebnisses der Steuerschätzung November 2014 vom Ergebnis der Steuerschätzung 
Mai 2014

(Beträge in Mrd. €)

 Anlage 2 zu Pressemitteilung 46/2014

Bund 3) 268,2 0,7 0,0 0,5 0,3 268,9
Länder 3) 252,2 0,6 0,1 0,5 252,8
Gemeinden 3) 87,6 -0,1 0,0 -0,1 87,5
EU 31,9 -0,3 0,0 -0,5 0,2 31,7
St.E.insgesamt 639,9 0,9 0,1 0,0 0,9 640,9

Bund 3) 278,5 -0,5 0,1 2,1 -2,7 278,0
Länder 3) 262,5 -2,8 0,3 -3,0 259,7
Gemeinden 3) 91,4 -1,3 0,0 -1,3 90,2
EU 34,1 -1,8 0,0 -2,1 0,3 32,3
St.E.insgesamt 666,6 -6,4 0,4 0,0 -6,8 660,2

Bund 3) 292,9 -2,9 0,2 -0,1 -3,0 290,0
Länder 3) 271,7 -3,2 0,3 -3,5 268,4
Gemeinden 3) 94,8 -1,2 0,0 -1,2 93,6
EU 31,2 0,4 0,0 0,1 0,3 31,6
St.E.insgesamt 690,6 -6,9 0,5 0,0 -7,4 683,7

Bund 3) 300,7 -1,3 0,2 0,4 -1,9 299,3
Länder 3) 280,5 -2,3 0,3 -2,6 278,2
Gemeinden 3) 98,1 -1,0 0,0 -1,0 97,1
EU 33,2 0,0 0,0 -0,4 0,4 33,2
St.E.insgesamt 712,4 -4,6 0,6 0,0 -5,2 707,8

Bund 3) 311,8 -0,8 0,2 0,4 -1,5 311,0
Länder 3) 290,6 -2,0 0,4 -2,4 288,6
Gemeinden 3) 101,8 -1,0 0,0 -1,0 100,7
EU 34,3 0,0 0,0 -0,4 0,4 34,3
St.E.insgesamt 738,5 -3,9 0,6 0,0 -4,5 734,6

1)   Gesetz zur Anpassung des nationalen Steuerrechts an den Beitritt Kroatiens zur EU und zur Änderung 
weiterer steuerlicher Vorschriften vom 25. Juli 2014

Hessen: Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Festsetzung des Steuersatzes für die Grunderwerbsteuer vom 16. Juli 2014

3)   nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung, Finanzausgleich und Konsolidierungshilfen
(Betrag der Konsolidierungshilfen vorbehaltlich der Entscheidung des Stabilitätsrates gem. § 2 Abs. 2 Konsolidierungshilfengesetz)

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“  unterstellt bei der Schätzung des Kernbrennstoffsteueraufkommens eine Entscheidung des BFH hinsichtlich der Aufhebung 
der Vollziehung zugunsten des Bundes und die Rückzahlung der ausgesetzten Beträge noch in diesem Jahr. Er stellt fest, dass dies keine Beurteilung der 
Erfolgsaussichten der Verfahrensbeteiligten darstellt.

2014

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2014

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Abweichung 
insgesamt

Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2014

davon:

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2014

Abweichungen

Schätz-
abweichung 2)

2016

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2014

Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2014

Abweichungen

2015
Abweichung 
insgesamt

davon:

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2014

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

2017 Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2014

Abweichungen
Ergebnis der 

Steuerschätzung 
November 2014

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

2)  aus gesamtwirtschaftlichen Gründen und infolge unvorhergesehener Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte

2018 Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2014

Abweichungen
Ergebnis der 

Steuerschätzung 
November 2014

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)
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Ergebnisse der 146. Sitzung des Arbeitskreises 
„Steuerschätzungen“ vom 5. bis 7. Mai 2015 in Saarbrücken 
 
Die 146. Sitzung des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ fand vom 5. bis  
7. Mai 2015 auf Einladung des Ministeriums für Finanzen und Europa des 
Saarlandes in Saarbrücken statt. 
 
Die öffentlichen Haushalte von Bund, Ländern und Gemeinden können 
auch in den nächsten Jahren mit einer soliden Einnahmebasis rechnen. Die 
Ergebnisse der Steuerschätzung stützen die Erwartungen der 
Bundesregierung vom März dieses Jahres, die dem Regierungsentwurf zum 
Nachtragshaushalt 2015 und dem Eckewertebeschluss für den Finanzplan 
bis 2019 zugrunde liegen. In der Steuerschätzung spiegelt sich die 
erfreuliche wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland wider, die sich in 
weiter steigender Beschäftigung, wachsenden Einkommen der privaten 
Haushalte und stabilen Gewinnen der Unternehmen äußert. 
 
Im laufenden Jahr 2015 können Bund, Länder und Gemeinden gegenüber 
der letzten Steuerschätzung vom November 2014 insgesamt um 6,3 Mrd. 
Euro höhere Steuereinnahmen erwarten. Für den Bund ergeben sich dabei 
Mehreinnahmen von 2,2 Mrd. Euro, die im Regierungsentwurf des 
Nachtragshaushalts 2015 bereits eingeplant sind. Für die Länder werden für 
2015 Mehreinnahmen von 2,9 Mrd. Euro gegenüber der Steuerschätzung 
vom November 2014 prognostiziert. Die Einnahmeerwartungen für die 
Gemeinden liegen um 1,1 Mrd. Euro über der Schätzung vom November 
2014. 
 
Auch in den Jahren 2016 bis 2019 wird das Steueraufkommen insgesamt 
betrachtet über dem Schätzergebnis vom November 2014 liegen. Für 2016 
hat der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ seine Prognose um insgesamt  
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7,8 Mrd. Euro erhöht (davon Bund: 3,0 Mrd. Euro, Länder: 3,5 Mrd. Euro, 
Gemeinden: 1,2 Mrd. Euro). Für das Jahr 2017 werden 
Steuermehreinnahmen von insgesamt 7,7 Mrd. Euro erwartet (davon Bund: 
3,1 Mrd. Euro, Länder: 3,3 Mrd. Euro, Gemeinden: 1,1 Mrd. Euro). Im Jahr 
2018 können die öffentlichen Haushalte mit höheren Steuermehreinnahmen 
im Umfang von 8,1 Mrd. Euro rechnen (davon Bund: 3,8 Mrd. Euro, 
Länder: 3,6 Mrd. Euro, Gemeinden: 0,4 Mrd. Euro). Die 
Steuermehreinnahmen für 2019 werden auf insgesamt 8,4 Mrd. Euro 
geschätzt (davon Bund: 4,0 Mrd. Euro, Länder: 3,7 Mrd. Euro, Gemeinden: 
0,3 Mrd. Euro). 
 
Grundlagen der Steuerschätzung 

Der Steuerschätzung wurden die gesamtwirtschaftlichen Eckwerte der 
Frühjahresprojektion der Bundesregierung zugrunde gelegt. Die 
Bundesregierung erwartet für dieses Jahr einen Anstieg des 
Bruttoinlandsprodukts um real 1,8 % und für 2016 ebenfalls um 1,8 %. Für 
das nominale Bruttoinlandsprodukt werden Veränderungsraten von 3,8 %  
für das Jahr 2015 und 3,3 % für das Jahr 2016 erwartet. Für die übrigen 
Schätzjahre 2017 bis 2019 wird ein Anstieg des nominalen 
Bruttoinlandsprodukts von jährlich 3,2 % prognostiziert.  
 
Die erwartete Zunahme der als gesamtwirtschaftliche Bemessungsgrundlage 
für die Steuerschätzung besonders relevanten Bruttolöhne und -gehälter 
wurde im Rahmen der Frühjahresprojektion wie folgt angepasst. Für das 
Jahr 2015 wird von einer Zunahme der Bruttolohn- und Gehaltssumme um 
+ 4,0 % ausgegangen, was einer Veränderung um + 0,3 Prozentpunkten 
gegenüber der Herbstprojektion entspricht.  Für das Jahr 2016 wird eine 
leichte Abwärtskorrektur um 0,2 Prozentpunkte auf nunmehr + 2,9 % 
unterstellt. Für die Jahre 2017 bis 2019 wird weiterhin von einer Zunahme 
von + 3,1 % ausgegangen.  
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Bei den Unternehmens- und Vermögenseinkommen wird für das Jahr 2015 
gegenüber der Herbstprojektion mit einer Zunahme um 2,9 % 
Prozentpunkte auf + 5,4 % gerechnet. Der Zuwachs im Jahr 2016 wurde 
ebenfalls von + 3,7 % auf + 4,6 % angehoben. Für die Folgejahre 2017 bis 
2019 wurde die Wachstumsrate um 0,4 Prozentpunkte von + 3,7 % auf 
+ 3,3 % reduziert.  
 
Die Schätzung geht vom geltenden Steuerrecht aus. Gegenüber der 
vorangegangenen Schätzung vom November 2014 waren die finanziellen 
Auswirkungen der folgenden Gesetze zu berücksichtigen: 
 

- Erstes Gesetz zur Stärkung der pflegerischen Versorgung und zur 
Änderung weiterer Vorschriften (Erstes Pflegestärkungsgesetz – PSG I) 
vom 17. Dezember 2014 (BGBl. I Nr. 61, S. 2222); Erhöhung der 
Pflegeversicherung um 0,3 Prozentpunkte ab 1. Januar 2015 (sowie weitere 
Erhöhung um 0,2 Prozentpunkte zu einem späteren Zeitpunkt) 

- Gesetz zur Änderung des Freizügigkeitsgesetzes/EU und weiterer 
Vorschriften vom 2. Dezember 2014 (BGBl. I. Nr. 56, S. 1922) 

- Gesetz zur Anpassung der Abgabenordnung an den Zollkodex der Union 
und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften vom 22. Dezember 
2014 (BGBl. I Nr. 63, S. 2417) 

- Gesetz zur weiteren Entlastung von Ländern und Kommunen ab 2015 und 
zum quantitativen und qualitativen Ausbau der Kindertagesbetreuung 
sowie zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes vom 22. Dezember 
2014 (BGBl. I Nr. 63, S. 2411); Änderung des FAG 

- Saarland: Gesetz Nr. 1845 Haushaltsbegleitgesetz 2015 vom 3. Dezember 
2014, Artikel 1 Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Festsetzung 
des Steuersatzes bei der Grunderwerbsteuer (SL Abl. I, S. 447) 

- Nordrhein-Westfalen: Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die 
Festsetzung des Steuersatzes für die Grunderwerbsteuer vom  
18. Dezember 2014 (GV. NRW, 2014 Nr. 43, S. 611) 

- Verordnung zur Bestimmung der Beitragssätze in der gesetzlichen 
Rentenversicherung für das Jahr 2015 (Beitragssatzverordnung 2015 – 
BSV 2015) vom 22. Dezember 2014 (BGBl. I Nr. 62, S. 2396) 
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- Anwendung des BFH-Urteils - VI R 6/12 - vom 28. Februar 2013 zur 
steuerlichen Abziehbarkeit von Berufsausbildungs- und Studienkosten für 
Altfälle (BStBl. II Nr. 3, S. 180)  

- Anwendung des BFH-Urteils V R 37/10 vom 22. August 2013  zur 
Steuerschuldnerschaft von Bauträgern (Umsatzsteuer) - (BStBl. 2014 II S. 
128) und hierzu ergangener BMF-Schreiben  

- Anwendung der BFH-Urteile V R 18/11 vom 27. Februar 2014 und  V R 
3/12 vom 3. Juli 2014 zur Entgeltminderung bei Vermittlern und 
korrespondierende Vorsteuerkorrektur bei den Leistungsempfängern 
(Umsatzsteuer) 

 
Die Ergebnisse der Steuerschätzung für die Jahre 2015 bis 2019, 
differenziert nach Bund, Ländern, Gemeinden und EU, sind in Anlage 1 
zusammengefasst. Um einen Vergleich mit der letzten Steuerschätzung vom 
November 2014 zu ermöglichen, sind die Abweichungen zu diesen 
Schätzungen bis 2019 in Anlage 2 im Einzelnen dargestellt.  
 



Ergebnis der 146. Sitzung des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
vom 5. bis 7. Mai 2015 in Saarbrücken

 Anlage 1 zu Pressemitteilung 19

Ist Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung

2014 2015 2016 2017 2018 2019
1.  Bund    
    (Mrd. €) 270,7 280,3 293,0 302,4 314,7 326,3
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 4,2 3,5 4,6 3,2 4,1 3,7
 
2.  Länder 
      (Mrd. €) 254,3 262,6 272,0 281,5 292,2 302,0
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 4,1 3,3 3,6 3,5 3,8 3,4
 
3.  Gemeinden  
    (Mrd. €) 87,6 91,3 94,8 98,3 101,2 104,8
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 3,6 4,2 3,8 3,6 3,0 3,6
 
 4.  EU 
    (Mrd. €) 31,0 32,3 31,6 33,4 34,6 35,5
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) -0,4 4,2 -2,1 5,5 3,7 2,6
 
 5. Steuereinnahmen insgesamt (Mrd. €) 643,6 666,5 691,4 715,5 742,7 768,7
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 3,9 3,6 3,7 3,5 3,8 3,5

 Bund und Länder nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Schätzung



Abweichungen des Ergebnisses der Steuerschätzung Mai 2015 vom Ergebnis der Steuerschätzung November 2014
(Beträge in Mrd. €)

 Anlage 2 zu Pressemitteilung 19

Bund 3) 278,0 2,2 -1,9 0,3 3,8 280,3
Länder 3) 259,7 2,9 -0,7 3,6 262,6
Gemeinden 3) 90,2 1,1 0,4 0,8 91,3
EU 32,3 0,0 0,0 -0,3 0,3 32,3
St.E.insgesamt 660,2 6,3 -2,2 0,0 8,5 666,5

Bund 3) 290,0 3,0 -0,9 0,4 3,5 293,0
Länder 3) 268,4 3,5 0,0 3,5 272,0
Gemeinden 3) 93,6 1,2 0,4 0,8 94,8
EU 31,6 0,0 0,0 -0,4 0,4 31,6
St.E.insgesamt 683,7 7,8 -0,5 0,0 8,2 691,4

Bund 3) 299,3 3,1 -0,9 0,2 3,8 302,4
Länder 3) 278,2 3,3 0,3 3,0 281,5
Gemeinden 3) 97,1 1,1 0,4 0,7 98,3
EU 33,2 0,2 0,0 -0,2 0,4 33,4
St.E.insgesamt 707,8 7,7 -0,2 0,0 7,9 715,5

Bund 3) 311,0 3,8 -0,4 0,1 4,0 314,7
Länder 3) 288,6 3,6 0,3 3,3 292,2
Gemeinden 3) 100,7 0,4 -0,1 0,5 101,2
EU 34,3 0,3 0,0 -0,1 0,4 34,6
St.E.insgesamt 734,6 8,1 -0,2 0,0 8,3 742,7

Bund 3) 322,3 4,0 -0,2 0,0 4,2 326,3
Länder 3) 298,3 3,7 0,2 3,5 302,0
Gemeinden 3) 104,5 0,3 -0,1 0,4 104,8
EU 35,1 0,4 0,0 0,0 0,4 35,5
St.E.insgesamt 760,3 8,4 -0,1 0,0 8,5 768,7

1)   Erstes Gesetz zur Stärkung der pflegerischen Versorgung und zur Änderung weiterer Vorschriften (Erstes Pflegestärkungsgesetz – PSG I)  vom 17. Dez. 201
Gesetz zur Änderung des Freizügigkeitsgesetzes/EU und weiterer Vorschriften vom 2. Dezember 2014
Gesetz zur Anpassung der Abgabenordnung an den Zollkodex der Union und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften vom 22. Dezember 2014 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes vom 22. Dezember 2014; Änderung des FAG
Saarland: Gesetz Nr. 1845 Haushaltsbegleitgesetz 2015 vom 3. Dezember 2014, Artikel 1 Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Festsetzung des 

Steuersatzes bei der Grunderwerbsteuer 
Nordrhein-Westfalen: Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Festsetzung des Steuersatzes für die Grunderwerbsteuer vom 18. Dezember 2014
Verordnung zur Bestimmung der Beitragssätze in der gesetzl. Rentenversicherung für das Jahr 2015 (Beitragssatzverordnung 2015) vom 22. Dez. 2014 
Anwendung des BFH-Urteils - VI R 6/12 - vom 28. Februar 2013 zur steuerlichen Abziehbarkeit von Berufsausbildungs- und Studienkosten für Altfälle
Anwendung des BFH-Urteils V R 37/10 vom 22. August 2013  zur Steuerschuldnerschaft von Bauträgern (Umsatzsteuer) 
Anwendung der BFH-Urteile V R 18/11 vom 27. Februar 2014 und  V R 3/12 vom 3. Juli 2014 zur Entgeltminderung bei Vermittlern und korrespondierende 

Vorsteuerkorrektur bei den Leistungsempfängern (Umsatzsteuer)

3)   nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung, Finanzausgleich und Konsolidierungshilfen
(Betrag der Konsolidierungshilfen vorbehaltlich der Entscheidung des Stabilitätsrates gem. § 2 Abs. 2 Konsolidierungshilfengesetz)

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

2)  aus gesamtwirtschaftlichen Gründen und infolge unvorhergesehener Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte

2019 Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2014

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 

2015
Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

2018 Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2014

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 

2015
Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

Abweichungen

2016
Abweichung 
insgesamt

davon:

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 

2015
Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

Abweichung 
insgesamt

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2014

davon:

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 

2015

Abweichungen

Schätz-
abweichung 2)

Gesetz zur weiteren Entlastung von Ländern und Kommunen ab 2015 und zum quantitativen und qualitativen Ausbau der Kindertagesbetreuung sowie zur 

2015

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 

2015
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

2017

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2014

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2014
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Ergebnisse der 147. Sitzung des Arbeitskreises „Steuer-
schätzungen“ vom 3. bis 5. November 2015 in Nürnberg 
 
Bund, Länder und Gemeinden können auch in den nächsten Jahren mit höheren 
Steuereinnahmen rechnen. Entsprechend der allgemeinen wirtschaftlichen Ent-
wicklung werden die Steuereinnahmen von 671,7 Mrd. Euro im Jahr 2015 auf 
rund 795,6 Mrd. Euro im Jahr 2020 steigen. Dies prognostiziert der Arbeitskreis 
„Steuerschätzungen“, der vom 3. bis 5. November 2015 auf Einladung des Baye-
rischen Staatsministers der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat in 
Nürnberg zu seiner 147. Sitzung zusammengetreten war. 
 

Der Bundesminister der Finanzen, Dr. Wolfgang Schäuble:  

„Der deutsche Staat ist solide finanziert und handlungsfähig. Angesichts der 

Herausforderungen, vor denen wir stehen, ist das von entscheidender Bedeu-

tung. Mit Hilfe des Überschusses aus diesem Jahr können wir nach heutigem 

Stand auch 2016 ohne neue Schulden auskommen.“ 

 

In dem Ergebnis der Steuerschätzung spiegelt sich die nach wie vor gute ge-

samtwirtschaftliche Entwicklung in Deutschland wider. Davon profitieren Un-

ternehmen und private Haushalte durch steigende Einkommen und Gewinne. 

Die Inlandsnachfrage ist die tragende Säule des Wachstums. Die Entwicklung 

des Arbeitsmarktes ist weiterhin erfreulich. Die deutsche Wirtschaft ist auch im 

internationalen Vergleich gut aufgestellt.  

 

Die Steuereinnahmen im Jahr 2015 werden im Vergleich zur Steuerschätzung 

vom Mai 2015 um insgesamt 5,2 Mrd. Euro höher ausfallen. Für den Bund erge-

ben sich dabei Mehreinnahmen von 1,1 Mrd. Euro und für die Länder von 

5,1 Mrd. Euro. Die Einnahmeerwartungen für die Gemeinden steigen um 

0,6 Mrd. Euro. 
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Im Jahr 2016 wird das Steueraufkommen insgesamt um 5,2 Mrd. Euro unter 

dem Schätzergebnis vom Mai 2015 liegen. Für den Bund wird ein um 4,9 Mrd. 

Euro und für die Gemeinden ein um 1,9 Mrd. Euro geringeres Steueraufkommen 

als im Mai 2015 erwartet. Hingegen können die Länder mit Mehreinnahmen von 

3,4 Mrd. Euro rechnen. Hintergrund für die gesamtstaatlichen Mindereinnahmen 

sind Steuerrechtsänderungen, die erstmalig in der Schätzung zu berücksichtigen 

waren. Dazu zählen etwa das Gesetz zur Anhebung des Grundfreibetrages, des 

Kinderfreibetrags, des Kindergeldes und des Kinderzuschlags, aber auch die 

Auswirkungen eines BFH-Urteils, das zu Erstattungen von Körperschaft- und 

Gewerbesteuerzahlungen aus den Jahren 2001 und 2002 führt. Diesen Minder-

einnahmen steht eine positive Schätzabweichung in Höhe von gesamtstaatlich 

6,3 Mrd. Euro gegenüber. Entlastend wirkt zudem die Verringerung der EU-

Abführung um 2,0 Mrd. Euro. 

 

In den Jahren 2017 bis 2019 wird das Steueraufkommen gesamtstaatlich be-

trachtet über dem Schätzergebnis vom Mai 2015 liegen. Die Auswirkungen auf 

die einzelnen staatlichen Ebenen sind dabei unterschiedlich. Für den Bund wird 

bis zum Ende des Schätzzeitraums ein geringeres Steueraufkommen prognosti-

ziert. Verursacht wird dies unter anderem auch durch die Zuweisung von Um-

satzsteueranteilen an die Länder im Rahmen des Asylverfahrensbeschleuni-

gungsgesetzes. Verglichen mit der Steuerschätzung vom Mai liegt das Aufkom-

men beim Bund 2017 um 3,2 Mrd. Euro, 2018 um 2,4 Mrd. Euro und 2019 um 

2,3 Mrd. Euro niedriger. Die Länder und Gemeinden können dagegen in jedem 

Jahr mit gegenüber der Mai-Steuerschätzung zusätzlichen Steuereinnahmen 

rechnen.  

 

Die Ergebnisse der Steuerschätzung für die Jahre 2015 bis 2020, differenziert 

nach Bund, Ländern, Gemeinden und EU, sind in Anlage 1 zusammengefasst. 

Um einen Vergleich mit der letzten Steuerschätzung vom Mai 2015 zu ermögli-

chen, sind die Abweichungen zu diesen Schätzungen bis 2019 in Anlage 2 im 

Einzelnen dargestellt.  
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Grundlagen der Steuerschätzung 

 

Der Steuerschätzung wurden die gesamtwirtschaftlichen Eckwerte der Herbst-

projektion 2015 der Bundesregierung zugrunde gelegt. Die Bundesregierung 

erwartet hiernach für dieses Jahr einen Anstieg des Bruttoinlandsprodukts um 

real + 1,7 %. Für das nominale Bruttoinlandsprodukt werden Veränderungsraten 

von + 4,0 %  für das Jahr 2015 und + 3,4 % für das Jahr 2016 sowie + 3,3 % für 

das Jahr 2017 erwartet. Für die restlichen Schätzjahre 2018 bis 2020 wird ein 

Anstieg des nominalen Bruttoinlandsprodukts von jährlich + 3,1 % prognosti-

ziert.  

 

Die erwartete Zunahme der als gesamtwirtschaftliche Bemessungsgrundlage für 

die Steuerschätzung besonders relevanten Bruttolöhne und -gehälter wurde im 

Rahmen der Herbstprojektion wie folgt angepasst: Für das Jahr 2015 wird un-

verändert von einer Zunahme der Bruttolöhne und -gehälter um + 4,0 % ausge-

gangen.  Im Jahr 2016 wird ein Anstieg von nunmehr + 3,5 % prognostiziert, 0,6 

Prozentpunkte mehr als in der Frühjahrsprojektion. Die Prognose für 2017 wur-

de um 0,4 Prozentpunkte auf + 3,5 % angehoben. Für die Jahre 2018 bis 2019 

wurde die erwartete Wachstumsrate leicht um 0,1 Prozentpunkte auf + 3,0 % pro 

Jahr gesenkt. Für das Jahr 2020 wird ebenfalls von einer Zunahme von + 3,0 % 

ausgegangen.  

 

Bei den Unternehmens- und Vermögenseinkommen wird für die Jahre 2015 und 

2016 gegenüber der Frühjahrsprojektion mit einer leicht um 0,1 % Prozentpunk-

te reduzierten Wachstumsrate von + 5,3 % im Jahr 2015 und + 4,5 % im Jahr 

2016 gerechnet. Der Zuwachs im Jahr 2017 wurde von + 3,3 % auf + 4,1 % an-

gehoben. Für die Folgejahre 2018 bis 2020 wird die Wachstumsrate konstant mit 

jährlich + 3,3 % prognostiziert.  
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Die Schätzung geht vom geltenden Steuerrecht aus. Gegenüber der vorangegan-

genen Schätzung vom Mai 2015 waren die finanziellen Auswirkungen der fol-

genden Gesetze zu berücksichtigen: 

 

- Gesetz zur Förderung von Investitionen finanzschwacher Kommunen 

und zur Entlastung von Ländern und Kommunen bei der Aufnahme und 

Unterbringung von Asylbewerbern vom 24. Juni 2015 (BGBl. I Nr. 24, 

S. 974): Artikel 3, Änderung des FAG) 

- Brandenburg: Erstes Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Festset-

zung des Steuersatzes für die Grunderwerbsteuer vom 23. Juni 2015 (BB 

GVBl. I Nr. 16, S. 1) 

- Gesetz zur Anhebung des Grundfreibetrages, des Kinderfreibetrags, des 

Kindergeldes und des Kinderzuschlags vom 16. Juli 2015 (BGBl. I Nr. 

30, S. 1202) 

- Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz vom 20. Oktober 2015; Artikel 8 

Änderung des FAG (BGBl. I Nr. 40, S. 1722) 

- Steueränderungsgesetz 2015 

- Drittes Gesetz zur Änderung des Regionalisierungsgesetzes 

- Anhebung des durchschnittlichen Zusatzbeitragssatzes der gesetzlichen 

Krankenversicherung gem. § 242a SGB V 

- Umsetzung der Rechtsprechung zu § 40a KAGG und STEKO beim Ak-

tiengewinn (BFH-Urteile vom 25. Juni 2014 – I R 33/09 und vom 30. Ju-

li 2014 – I R 74/12 (§ 40a KAGG)) 

- BMF-Schreiben vom 27. Mai 2015 - IV C 4 - S 2285/07/0003 :006 (Dok 

2015/0432662) - zu Unterhaltsleistungen nach § 33a Absatz 1 EStG; Be-

rücksichtigung von Personen mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 23 

Aufenthaltsgesetz (BStBl. I 2015, Nr. 9, S. 474) 

 

Die finanziellen Auswirkungen der Rechtsänderungen sind in Anlage 3 zusam-

menfassend dargestellt. 

 



Ergebnis der 147. Sitzung des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
vom 3. bis 5. November 2015 in Nürnberg
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Ist Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung

2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020
1.  Bund    
    (Mrd. €) 270,7 281,4 288,1 299,3 312,3 324,0 334,8
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 4,2 3,9 2,4 3,9 4,4 3,7 3,3
 
2.  Länder 
      (Mrd. €) 254,3 267,7 275,3 284,8 295,4 304,1 314,9
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 4,1 5,3 2,9 3,5 3,7 2,9 3,5
 
3.  Gemeinden  
    (Mrd. €) 87,6 91,9 92,9 99,9 101,7 105,2 109,0
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 3,6 4,9 1,1 7,5 1,9 3,4 3,6
 
 4.  EU 
    (Mrd. €) 31,0 30,7 30,0 33,7 35,1 36,2 37,0
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) -0,4 -0,9 -2,4 12,4 4,2 3,1 2,1
 
 5. Steuereinnahmen insgesamt (Mrd. €) 643,6 671,7 686,2 717,6 744,6 769,5 795,6
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 3,9 4,4 2,2 4,6 3,8 3,3 3,4

 Bund und Länder nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Schätzung



Abweichungen des Ergebnisses der Steuerschätzung November 2015 vom Ergebnis der Steuerschätzung Mai 2015
(Beträge in Mrd. €)
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Bund 3) 280,3 1,1 -2,8 1,8 2,1 281,4
Länder 3) 262,6 5,1 1,4 3,6 267,7
Gemeinden 3) 91,3 0,6 -0,5 1,1 91,9
EU 32,3 -1,6 0,0 -1,8 0,2 30,7
St.E.insgesamt 666,5 5,2 -1,8 0,0 7,0 671,7

Bund 3) 293,0 -4,9 -8,7 2,0 1,8 288,1
Länder 3) 272,0 3,4 0,2 3,2 275,3
Gemeinden 3) 94,8 -1,9 -2,9 1,0 92,9
EU 31,6 -1,7 0,0 -2,0 0,3 30,0
St.E.insgesamt 691,4 -5,2 -11,5 0,0 6,3 686,2

Bund 3) 302,4 -3,2 -5,4 0,2 2,1 299,3
Länder 3) 281,5 3,4 -0,1 3,5 284,8
Gemeinden 3) 98,3 1,6 0,3 1,3 99,9
EU 33,4 0,3 0,0 -0,2 0,5 33,7
St.E.insgesamt 715,5 2,1 -5,2 0,0 7,3 717,6

Bund 3) 314,7 -2,4 -4,9 0,1 2,4 312,3
Länder 3) 292,2 3,2 -0,1 3,4 295,4
Gemeinden 3) 101,2 0,6 -0,9 1,4 101,7
EU 34,6 0,5 0,0 -0,1 0,6 35,1
St.E.insgesamt 742,7 1,9 -6,0 0,0 7,9 744,6

Bund 3) 326,3 -2,3 -4,3 0,1 1,9 324,0
Länder 3) 302,0 2,1 -0,9 3,0 304,1
Gemeinden 3) 104,8 0,4 -0,9 1,3 105,2
EU 35,5 0,7 0,0 -0,1 0,8 36,2
St.E.insgesamt 768,7 0,8 -6,2 0,0 7,0 769,5

1)   Gesetz zur Förderung von Investitionen finanzschwacher Kommunen und zur Entlastung von Ländern und Kommunen bei der Aufnahme und Unterbringung 
von Asylbewerbern vom 24. Juni 2015 (BGBl. I Nr. 24, S. 974): Artikel 3, Änderung des FAG)

Gesetz zur Anhebung des Grundfreibetrages, des Kinderfreibetrags, des Kindergeldes und des Kinderzuschlags vom 16. Juli 2015 (BGBl. I Nr. 30, S. 1202)

Steueränderungsgesetz 2015
Drittes Gesetz zur Änderung des Regionalisierungsgesetzes
Brandenburg: Erstes Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Festsetzung des Steuersatzes für die Grunderwerbsteuer 

vom 23. Juni 2015 (BB GVBl. I Nr. 16, S. 1)
BMF-Schreiben vom 27. Mai 2015 - IV C 4 - S 2285/07/0003 :006 (Dok 2015/0432662) - zu Unterhaltsleistungen nach § 33a Absatz 1 EStG; Berücksichtigun

von Personen mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Aufenthaltsgesetz (BStBl. I 2015, Nr. 9, S. 474)
Anhebung des durchschnittlichen Zusatzbeitragssatzes der gesetzlichen Krankenversicherung gem. § 242a SGB V
Umsetzung der Rechtsprechung zu § 40a KAGG und STEKO beim Aktiengewinn (BFH-Urteile vom 25. Juni 2014 – I R 33/09 

und vom 30. Juli 2014 – I R 74/12 (§ 40a KAGG))

3)   nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung, Finanzausgleich und Konsolidierungshilfen
(Betrag der Konsolidierungshilfen vorbehaltlich der Entscheidung des Stabilitätsrates gem. § 2 Abs. 2 Konsolidierungshilfengesetz)

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

2)  aus gesamtwirtschaftlichen Gründen und infolge unvorhergesehener Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte

2019 Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2015

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2015

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

2018 Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2015

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2015

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

Abweichungen

2016
Abweichung 
insgesamt

davon:

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2015

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

Abweichung 
insgesamt

Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2015

davon:

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2015

Abweichungen

Schätz-
abweichung 2)

Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I Nr. 40, S. 1722): Artikel 8, Änderung FAG

2015

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2015

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

2017

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2015

Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2015



2015 2016 2017 2018 2019 2020

gesamt 0 0 0 0 0 0
Bund -500 -500 -1.000 0 0 0
Länder 500 500 0 0 0 0
Gemeinden 0 0 1.000 0 0 0

gesamt -830 -5.470 -5.235 -5.500 -5.585 -5.700
Bund -353 -2.473 -2.357 -2.476 -2.521 -2.575
Länder -352 -2.213 -2.126 -2.232 -2.263 -2.307
Gemeinden -125 -784 -752 -792 -801 -818

gesamt 0 0 0 0 0 0
Bund -1.500 -3.137 -1.124 -1.220 -350 -350
Länder 1.500 3.137 1.124 1.220 350 350
Gemeinden 0 0 0 0 0 0

gesamt -1.008 -5.622 515 90 0 0
Bund -309 -1.713 154 29 0 0
Länder -333 -1.859 161 28 0 0
Gemeinden -366 -2.050 200 33 0 0

gesamt 0 -385 -510 -540 -560 -590
Bund 0 -175 -231 -247 -255 -268
Länder 0 -155 -206 -217 -226 -238
Gemeinden 0 -55 -73 -76 -79 -84

gesamt 0 0 0 0 0 0
Bund -109 -701 -845 -992 -1.141 -1.293
Länder 109 701 845 992 1.141 1.293
Gemeinden 0 0 0 0 0 0

gesamt 11 22 -13 -23 -13 7
Bund -6 -24 -37 -38 -36 -30
Länder 20 71 63 63 66 70
Gemeinden -2 -26 -40 -49 -44 -34

gesamt -1.827 -11.455 -5.243 -5.973 -6.158 -6.283
Bund -2.778 -8.723 -5.440 -4.943 -4.303 -4.516
Länder 1.444 183 -138 -146 -932 -832
Gemeinden -493 -2.915 335 -884 -924 -936

Anlage 3 zu Pressemitteilung 42

Rechtsänderungen insgesamt

- in Mio. € -

Gesetz zur Anhebung des Grundfreibetrages, des Kinderfreibetrags, des Kindergeldes und des 
Kinderzuschlags vom 16. Juli 2015 (BGBl. I Nr. 30, S. 1202)

Gesetz zur Förderung von Investitionen finanzschwacher Kommunen und zur Entlastung von 
Ländern und Kommunen bei der Aufnahme und Unterbringung von Asylbewerbern vom 24. Juni 

Steuerschätzung November 2015
Zusammenstellung der Auswirkungen der wichtigsten Steuerrechtsänderungen nach Ebenen

übrige Rechtsänderungen

Drittes Gesetz zur Änderung des Regionalisierungsgesetzes

Anhebung des durchschnittlich Zusatzbeitrages der gesetzl. KV

Urteile STEKO / KAGG

Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz
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